
Deutscher Bundestag 
12. Wahlperiode 

Drucksache 12/7657 

24. 05. 94 

Beschlußempfehlung und Bericht 
des Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 

zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
— Drucksache 12/6962 — 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Kostengesetzes 
und anderen Gesetzen (Kostenrechtsänderungsgesetz 1994 — KostRÄndG 1994) 

A. Problem 

Die Gebühren für die Tätigkeit der Gerichte und der Justizverwal-

tung sowie die Gebühren und Entschädigungen für Rechtsanwälte, 
Sachverständige, Zeugen, ehrenamtliche Richter und Gerichtsvoll-
zieher sind seit mehreren Jahren unverändert. 

B. Lösung 

Die Gebühren und Entschädigungssätze sollen an die allgemeinen 
wirtschaftlichen Verhältnisse angepaßt werden. Bei der Anhebung 
der Rechtsanwaltsgebühren geht die vom Rechtsausschuß vorge-

schlagene Fassung über den Regierungsentwurf hinaus. Der Ent-
wurf enthält ferner einige das Kostenrecht und die Kostenerhebung 

vereinfachende strukturelle Änderungen insbesondere im Ge-
richtskostengesetz. 

Der Rechtsausschuß empfiehlt einstimmig, den Gesetzentwurf mit 
einigen Änderungen anzunehmen. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Durch die vom Rechtsausschuß vorgeschlagene Fassung verrin-
gern sich die Mehreinnahmen der Länder gegenüber dem Regie-
rungsentwurf auf rund 65 Mio. DM. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 12/6962 — in der aus der 
anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen Fassung anzuneh-
men. 

Bonn, den 13. Mai 1994 

Der Rechtsausschuß 

Horst Eylmann 

Vorsitzender 

Dr. Wolfgang Götzer 

Berichterstatter 

Detlef Kleinert (Hannover) Klaus-Heiner Lehne 

Margot von Renesse 

Berichterstatterin 
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Zusammenstellung 
des Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung von Kostengesetzen 
und anderen Gesetzen 
(Kostenrechtsänderungsgesetz 1994 — KostRÄndG 1994) 
— Drucksache 12/6962 — 
mit den Beschlüssen des Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 

Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung von Kostengesetzen 

und anderen Gesetzen 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Gerichtskostengesetzes 

(1) Das Gerichtskostengesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 15. Dezember 1975 (BGBl. I 
S. 3047), zuletzt geändert durch . . ., wird wie folgt 
geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden in Buchstabe a nach dem 
Wort „Strafprozeßordnung" die Worte „ , dem 
Jugendgerichtsgesetz" und in Buchstabe d 
nach dem Wort „nach" die Worte „der Straf-
prozeßordnung, dem Jugendgerichtsgesetz 
und" eingefügt. 

b) Dem Absatz 2 wird folgender Satz ange-
fügt: 

„Für Familiensachen des § 621 Abs. 1 Nr. 9 der 
Zivilprozeßordnung gelten sie auch dann, 
wenn nach § 621 a Abs. 2 der Zivilprozeßord-
nung einheitlich durch Urteil zu entscheiden 
ist." 

2. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 2 und 3 werden durch folgende 
Absätze 2 bis 5 ersetzt: 

„(2) Gegen die Entscheidung über die E rin-
nerung können der Kostenschuldner und die 
Staatskasse Beschwerde einlegen, wenn der 
Wert des Beschwerdegegenstandes 100 Deut-
sche Mark übersteigt. Die Beschwerde ist aus-
geschlossen, wenn die Kosten bei dem Rechts-
mittelgericht angesetzt worden sind. Eine 
Beschwerde an einen obersten Gerichtshof des 
Bundes und eine weitere Beschwerde finden 
nicht statt. 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung von Kostengesetzen 

und anderen Gesetzen 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Gerichtskostengesetzes 

(1) Das Gerichtskostengesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 15. Dezember 1975 (BGBl. I 
S. 3047), zuletzt geändert durch . . ., wird wie folgt 
geändert: 

1. unverändert 

2. unverändert 
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(3) Erinnerung und Beschwerde sind schrift-
lich oder zu Protokoll der Geschäftsstelle bei 
dem Gericht einzulegen, das für die Entschei-
dung über die Erinnerung zuständig ist; 
§ 129 a der Zivilprozeßordnung gilt entspre-
chend. Die Erinnerung kann auch bei der 
Staatsanwaltschaft eingelegt werden, wenn 
die Kosten bei dieser angesetzt worden sind. 
Die Beschwerde ist nicht an eine Frist gebun-
den. 

(4) Das Gericht, das über die Erinnerung 
entschieden hat, kann der Beschwerde abhel-
fen. Über die Beschwerde entscheidet das nach 
den für die Hauptsache geltenden Vorschriften 
zuständige, im Rechtszug nächsthöhere Ge-
richt. Erinnerung und Beschwerde haben 
keine aufschiebende Wirkung. Der Vorsit-
zende des Gerichts oder der Vorsitzende des 
Beschwerdegerichts kann auf Antrag oder von 
Amts wegen die aufschiebende Wirkung ganz 
oder teilweise anordnen. Im übrigen sind die 
für die Beschwerde in der Hauptsache gelten-
den Vorschriften anzuwenden. 

(5) In dem Verfahren über die Erinnerung 
und über die Beschwerde bedarf es nicht der 
Mitwirkung eines Bevollmächtigten." 

b) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 6. 

3. § 6 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 5 Abs. 2 Satz 3, Abs. 3 Satz 3, Abs. 4 Satz 1, 2 
und 5 und Abs. 6 ist entsprechend anzuwen-
den."  

4. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 2 und 3 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Gebühr beträgt bei einem 

Streitwert 
bis ... DM 

... DM 

600 50 

1 500 80 

4 000 120 

10 000 200 

20 000 310 

Die Gebühr erhöht sich bei einem  

Streitwert 
bis ... DM 

für jeden 
angefangenen Betrag 
von weiteren ... DM 

um 
DM 

100 000 

1 000 000 

über 
1 000 000 

20 000 

60 000 

100 000 

150 

350 

300" 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

3. unverändert 

4. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 2 und 3 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Gebühr bei einem Streitwert bis 600 DM 
beträgt 50 DM. Die Gebühr erhöht sich bei 
einem 

Streitwert 
bis ... DM 

für jeden 
angefangenen Betrag 
von weiteren ... DM 

um 
... DM 

3 000 600 20 

10 000 1 000 15 

20 000 2 000 30 

50 000 5 000 45 

100 000 10 000 60 

400 000 30 000 200 

1 000 000 60 000 295 

über 
1 000 000 100 000 300" 
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b) In Absatz 3 Satz 1 wird der Betrag „15 Deutsche 
Mark" geändert in „20 Deutsche Mark". 

5. Die Überschrift des Zweiten Abschnitts wird wie 
folgt gefaßt: 

„Bürgerliche Rechtsstreitigkeiten, Familiensa-
chen (§ 1 Abs. 2) und Verfahren vor den Gerichten 
der Verwaltungs- und Finanzgerichtsbarkeit". 

6. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefaßt: 

„Wertberechnung in bürgerlichen Rechtsstrei-
tigkeiten und Familiensachen (§ 1 Abs. 2)". 

b) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„ (1) In bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten 
und in den in § 1 Abs. 2 genannten Familien-
sachen richten sich die Gebühren nach dem für 
die Zuständigkeit des Prozeßgerichts oder die 
Zulässigkeit des Rechtsmittels maßgeblichen 
Wert des Streitgegenstandes, soweit nichts 
anderes bestimmt ist. In Rechtsstreitigkeiten 
auf Grund des Gesetzes zur Regelung des 
Rechts der Allgemeinen Geschäftsbedingun-
gen darf der Streitwert 500 000 Deutsche Mark 
nicht übersteigen. " 

c) Absatz 2 Satz 4 wird wie folgt gefaßt: 

„Der Wert darf nicht über 2 Millionen Deutsche 
Mark angenommen werden; in Ehesachen darf 
er nicht unter 4 000 Deutsche Mark angenom-
men werden. " 

7. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Absatz 2 a wird Absatz 3; nach 
ihm werden folgende Absätze eingefügt: 

„(4) In Verfahren, welche die Begründung, 
die Umwandlung, das Bestehen, das Nichtbe-
stehen oder die Beendigung eines besoldeten 
öffentlich-rechtlichen Dienst- oder Amtsver-
hältnisses betreffen, ist Streitwert 

a) der 13fache Betrag des Endgrundgehaltes 
zuzüglich ruhegehaltfähiger Zulagen, wenn 
Gegenstand des Verfahrens ein Dienst- oder 
Amtsverhältnis auf Lebenszeit ist; 

b) in sonstigen Fällen die Hälfte des sich nach 
Buchstabe a ergebenden Betrages, die 
Hälfte des 13fachen Anwärtergrundbetra-
ges zuzüglich eines Anwärtersonderzu-
schlags oder die Hälfte des vertraglich für 
die Dauer eines Jahres vereinbarten Gehal-
tes. 

Betrifft das Verfahren die Verleihung eines 
anderen Amtes oder den Zeitpunkt einer Ver-
setzung in den Ruhestand, ist Streitwert die 
Hälfte des sich nach Satz 1 ergebenden Betra-
ges. 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

b) unverändert 

5. unverändert 

6. unverändert 

7. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 wird der Betrag „6 000 
Deutsche Mark" geändert in „8 000 Deutsche 
Mark". 

b) Der bisherige Absatz 2 a wird Absatz 3; nach 
ihm werden folgende Absätze eingefügt: 

(4) unverändert 
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(5) Ist mit einem in Verfahren nach Absatz 3 
verfolgten Klagebegehren ein aus ihm herge-
leiteter vermögensrechtlicher Anspruch ver-
bunden, so ist nur ein Klagebegehren, und 
zwar das wertmäßig höhere, maßgebend." 

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 6. 

8. § 14 Abs. 2 Satz 3 wird aufgehoben. 

9. § 15 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 15 

Zeitpunkt der Wertberechnung 

Für die Wertberechnung ist der Zeitpunkt der 
die Instanz einleitenden Antragstellung entschei-
dend." 

10. § 17 Abs. 4 wird wie folgt gefaßt: 

„(4) Die bei Einreichung der Klage fälligen 
Beträge werden dem Streitwert hinzugerechnet. 
Der Einreichung der Klage steht die Einreichung 
eines Antrags auf Bewilligung der Prozeßkosten-
hilfe gleich, wenn die Klage alsbald nach Mittei-
lung der Entscheidung über den Antrag oder über 
eine alsbald eingelegte Beschwerde eingereicht 
wird." 

11. § 19 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 19 

Klage und Widerklage, Hilfsanspruch, 
wechselseitige Rechtsmittel, Aufrechnung 

(1) In einer Klage und in einer Widerklage 
geltend gemachte Ansprüche, die nicht in 
getrennten Prozessen verhandelt werden, werden 
zusammengerechnet. Ein hilfsweise geltend ge-
machter Anspruch wird mit dem Hauptanspruch 
zusammengerechnet, soweit eine Entscheidung 
über ihn ergeht. Betreffen die Ansprüche im 
Fall des Satzes 1 oder 2 denselben Gegenstand, ist 
nur der Wert des höheren Anspruchs maßge-
bend. 

(2) Für wechselseitig eingelegte Rechtsmittel, 
die nicht in getrennten Prozessen verhandelt 
werden, ist Absatz 1 Satz 1 und 3 entsprechend 
anzuwenden. 

(3) Macht der Beklagte hilfsweise die Aufrech-
nung mit einer bestrittenen Gegenforderung gel-
tend, so erhöht sich der Streitwert um den Wert 
der Gegenforderung, soweit eine der Rechtskraft 
fähige Entscheidung über sie ergeht. 

(4) Bei einer Erledigung des Rechtsstreits durch 
Vergleich sind die Absätze 1 bis 3 entsprechend 
anzuwenden." 

12. § 19 a wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefaßt: 

„Familiensachen". 

b) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

c) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz ange-
fügt: 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

(5) Ist mit einem in Verfahren nach Absatz 4 
verfolgten Klagebegehren ein aus ihm herge-
leiteter vermögensrechtlicher Anspruch ver-
bunden, so ist nur ein Klagebegehren, und 
zwar das wertmäßig höhere, maßgebend." 

c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 6. 

8. unverändert 

9. unverändert 

10. unverändert 

11. unverändert 

12. unverändert 
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„(2) Absatz 1 Satz 1 gilt entsprechend, wenn 
nach § 621 a Abs. 2 der Zivilprozeßordnung 
einheitlich durch Urteil zu entscheiden ist."  

13. § 25 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Sind Gebühren, die sich nach dem 
Streitwert richten, im voraus zu zahlen, setzt 
das Prozeßgericht bei Eingang einer Klage 
oder eines Antrags den Wert ohne Anhörung 
der Parteien durch Beschluß vorläufig fest, 
wenn Gegenstand des Verfahrens nicht eine 
bestimmte Geldsumme in inländischer Wäh-
rung ist. Einwendungen gegen die Höhe des 
festgesetzten Wertes können nur im Verfahren 
nach § 6 geltend gemacht werden."  

b) Der bisherige Absatz 1 wird Absatz 2; Satz 1 
und 2 werden durch folgenden Satz ersetzt: 

„Soweit eine Entscheidung nach § 24 Satz 1 
nicht ergeht oder nach § 24 Satz 2 nicht bindet, 
setzt das Prozeßgericht den Wert durch 
Beschluß fest, sobald eine Entscheidung über 
den gesamten Streitgegenstand ergeht oder 
sich das Verfahren anderweitig erledigt." 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 und wie 
folgt geändert: 

aa) Satz 1 zweiter Halbsatz wird wie folgt 
gefaßt: 

„§ 5 Abs. 2 Satz 3, Abs. 3 Satz 1, Abs. 4 
Satz 1, 2 und 5 und Abs. 5 ist entsprechend 
anzuwenden." 

bb) In Satz 3 wird die Angabe „Absatz 1 
Satz 4" durch die Angabe „Absatz 2 
Satz 3" ersetzt. 

d) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 

14. § 28 wird aufgehoben. 

15. § 29 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Bei der Zwangsversteigerung von Grund-
stücken sind die Gebühren für das Verfahren im 
allgemeinen und für die Abhaltung des Verstei-
gerungstermins nach dem gemäß § 74 a Abs. 5 
des Gesetzes über die Zwangsversteigerung und 
die Zwangsverwaltung festgesetzten Wert zu 
berechnen. Ist ein solcher Wert nicht festgesetzt, 
so ist der Einheitswert maßgebend. Weicht der 
Gegenstand des Verfahrens vom Gegenstand der 
Einheitsbewertung wesentlich ab oder hat sich 
der Wert infolge bestimmter Umstände, die nach 
dem Feststellungszeitpunkt des Einheitswerts 
eingetreten sind, wesentlich verändert oder ist ein 
Einheitswert noch nicht festgestellt, so ist der nach 
den Grundsätzen der Einheitsbewertung ge-
schätzte Wert maßgebend. Wird der Einheitswert 
nicht nachgewiesen, so ist das Finanzamt um 
Auskunft über die Höhe des Einheitswerts zu 
ersuchen; § 30 der Abgabenordnung steht der 
Auskunft nicht entgegen." 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

13. § 25 wird wie folgt geändert: 

a) Vor Absatz 1 wird folgender Absatz einge-
fügt: 

(1) unverändert 

b) unverändert 

c) unverändert 

d) unverändert 

14. unverändert 

15. unverändert 
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16. In § 31 wird die Angabe „§§ 28 bis 30" durch die 
Angabe „ §§ 29 und 30" ersetzt. 

17. § 32 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 32 

Zwangsliquidation einer Bahneinheit 

Bei der Zwangsliquidation einer Bahneinheit 
bestimmt sich die Gebühr für das Verfahren nach 
dem Gesamtwert der Bestandteile der Bahnein-
heit." 

18. § 34 Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 5 Abs. 2 Satz 2 und 3, Abs. 3 Satz 1 und 3, 
Abs. 4 Satz 1, 2 und 5 sowie Abs. 5 und 6 ist 
entsprechend anzuwenden." 

19. § 40 Abs. 5 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Wird im Strafverfahren oder im selbständigen 
Verfahren nach den §§ 440, 441 der Strafprozeß-
ordnung die Einziehung, der Verfall, die Vernich-
tung, die Unbrauchbarmachung oder die Abfüh-
rung des Mehrerlöses angeordnet, so wird wegen 
der Anordnung einer dieser Rechtsfolgen eine 
Gebühr nur für das gegen dieses Erkenntnis 
gerichtete Rechtsmittel- oder Wiederaufnahme-
verfahren erhoben." 

20. Nach § 40 wird folgender § 40 a eingefügt: 

„§ 40a 

Beschränkung eines Rechtsmittels oder des 
Einspruchs gegen einen Strafbefehl 

(1) Wird bei Verurteilung wegen selbständiger 
Taten ein Rechtsmittel auf einzelne Taten 
beschränkt, so bemißt sich die Gebühr für das 
Rechtsmittelverfahren nach der Strafe für dieje-
nige Tat, die Gegenstand des Rechtsmittelverfah-
rens ist. Bei Gesamtstrafen ist die Summe der 
angefochtenen Einzelstrafen maßgebend. Ist die 
Gesamtstrafe, auch unter Einbeziehung der frü-
her erkannten Strafe, geringer, so ist diese maß-
gebend. 

(2) Wird das Rechtsmittel auf die Anordnung 
einer Maßregel der Besserung und Sicherung 
beschränkt, so wird die Gebühr für das Rechtsmit-
telverfahren nur wegen der Anordnung erho-
ben. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten für das weitere 
Verfahren nach Einspruch gegen einen Strafbe-
fehl entsprechend." 

21. Dem § 42 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Wird in einer Strafsache gegen einen oder meh-
rere Angeschuldigte auch eine Geldbuße gegen 
eine juristische Person oder eine Personenvereini-
gung festgesetzt, so ist eine Gebühr auch von der 
juristischen Person oder Personenvereinigung 
nach Maßgabe der gegen sie festgesetzten Geld-
buße zu erheben." 

22. In § 48 wird die Angabe „§§ 42, 43 und 47" durch 
die Angabe „§§ 40 a, 42, 43 und 47" ersetzt. 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

16. unverändert 

17. unverändert 

18. unverändert 

19. unverändert 

20. unverändert 

21. unverändert 

22. unverändert 
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23. In § 48a Satz 1 wird die Angabe „§§ 13, 25 Abs. 1 
Satz 3 und 4, Abs. 2 und 3" durch die Angabe 
„§§ 13, 20 Abs. 3, § 25 Abs. 2 Satz 2 und 3, Abs. 3 
und 4" ersetzt. 

24. § 49 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 49 

Kostenschuldner in bürgerlichen 
Rechtsstreitigkeiten, Familiensachen (§ 1 Abs. 2) 

und in Verfahren vor den Gerichten 
der Verwaltungs- und Finanzgerichtsbarkeit 

In bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten, in den in 
§ 1 Abs. 2 genannten Familiensachen und in 
Verfahren vor den Gerichten der Verwaltungs-  
und Finanzgerichtsbarkeit ist Schuldner der 
Kosten derjenige, der das Verfahren der Instanz 
beantragt hat. In dem Verfahren, das gemäß § 700 
Abs. 3 der Zivilprozeßordnung dem Mahnver-
fahren folgt, ist Schuldner der Kosten nach 
Satz 1, wer den Vollstreckungsbescheid beantragt 
hat."  

25. § 53 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„ (1) Im Zwangsversteigerungs- und Zwangs-
verwaltungsverfahren sowie im Verfahren der 
Zwangsliquidation einer Bahneinheit ist vorbe-
haltlich des Absatzes 2 Schuldner der Kosten der 
Antragsteller, soweit die Kosten nicht dem Erlös 
entnommen werden können. In Beschwerdever-
fahren ist Schuldner der Kosten der Beschwerde-
führer." 

26. § 56 wird wie folgt geändert: 

a) Der Überschrift werden die Worte „und 
bestimmter sonstiger Auslagen" angefügt. 

b) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

c) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz ange-
fügt: 

„(2) Schuldner der Auslagen für die Versen-
dung von Akten ist nur derjenige, der die 
Versendung beantragt hat."  

27. In § 58 Abs. 2 Satz 2 werden nach dem Wort 
„bewilligt" die Worte „oder ein Betrag für die 
Reise zum Ort einer Verhandlung, Vernehmung 
oder Untersuchung und für die Rückreise gewährt 
worden" eingefügt. 

28. § 59 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 59 

Haftung von Streitgenossen 
und Beigeladenen 

(1) Streitgenossen haften als Gesamtschuldner, 
wenn die Kosten nicht durch gerichtliche Ent-
scheidung unter sie verteilt sind. Soweit einen 
Streitgenossen nur Teile des Streitgegenstandes 
betreffen, beschränkt sich seine Haftung als 
Gesamtschuldner auf den Betrag, der entstanden 
wäre, wenn das Verfahren nur diese Teile betrof-
fen hätte. 

(2) Absatz 1 gilt auch für mehrere Beigeladene, 
denen Kosten auferlegt worden sind." 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

23. unverändert 

24. unverändert 

25. unverändert 

26. unverändert 

27. unverändert 

28. unverändert 
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29. § 60 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 60 

Verpflichtung zur Zahlung von Kosten 
in besonderen Fällen 

Die nach den §§ 57 bis 60 und 142 der Konkurs-
ordnung sowie den §§ 466 und 471 Abs. 4 der 
Strafprozeßordnung begründete Verpflichtung 
zur Zahlung von Kosten besteht auch gegenüber 
der Staatskasse." 

30. In § 61 werden die Worte „mit der Stellung des 
Antrags fällig, durch den das Verfahren bedingt 
ist" durch die Worte „mit der Einreichung der 
Klage-, Antrags-, Einspruchs- oder Rechtsmittel-
schrift oder mit der Abgabe der entsprechenden 
Erklärung zu Protokoll fällig" ersetzt. 

31. § 62 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 62 

Zwangsversteigerung und Zwangsverwaltung 

(1) Die Gebühren für die Entscheidung über den 
Antrag auf Anordnung der Zwangsversteigerung 
und über den Beitritt werden mit der Entschei-
dung fällig. Die Gebühr für die Erteilung des 
Zuschlags wird mit dessen Verkündung, und, 
wenn der Zuschlag von dem Beschwerdegericht 
erteilt wird, mit der Zustellung des Beschlusses an 
den Ersteher fällig. Im übrigen werden die 
Gebühren im ersten Rechtszug im Verteilungster-
min und, wenn das Verfahren vorher aufgehoben 
wird, mit der Aufhebung fällig. 

(2) Absatz 1 Satz 1 gilt im Verfahren der 
Zwangsverwaltung entsprechend; im übrigen 
werden die Gebühren mit der Aufhebung des 
Verfahrens und, wenn es länger als ein Jahr 
dauert, am Ende eines jeden Jahres fällig." 

32. § 64 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 64 

Fälligkeit der Schreibauslagen 
und bestimmter sonstiger Auslagen 

(1) Schreibauslagen und Auslagen für die Ver-
sendung von Akten werden sofort nach ihrer 
Entstehung fällig. Sie können bei der Stelle ange-
setzt werden, bei der sie entstanden sind. 

(2) Die Erteilung oder Anfertigung der auf 
Antrag zu erteilenden Ausfertigungen und 
Abschriften sowie die Versendung von Akten 
können von der vorherigen Zahlung eines die 
Auslagen deckenden Betrages abhängig gemacht 
werden. § 5 gilt entsprechend." 

33. § 65 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Worte „und der 
Auslagen für die Zustellung der Klage" 
gestrichen. 

bb) Satz 2 erster Halbsatz wird wie folgt 
gefaßt: 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

29. unverändert 

30. unverändert 

31. unverändert 

32. unverändert 

33. unverändert 
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„Im Mahnverfahren soll auf Antrag des 
Antragstellers nach Erhebung des Wider-
spruchs die Sache an das für das streitige 
Verfahren als zuständig bezeichnete Ge-
richt erst abgegeben werden, wenn die 
erforderte Gebühr für das Verfahren im 
allgemeinen gezahlt ist; " . 

cc) Nach Satz 3 wird folgender Satz ange-
fügt: 

„Die Sätze 1 bis 3 gelten nicht für die 
Widerklage. " 

b) In Absatz 2 wird der Punkt gestrichen und 
angefügt: 

„ , für Familiensachen des § 621 Abs. 1, Nr. 9 der 
Zivilprozeßordnung sowie für Rechtsstreitig-
keiten über Erfindungen eines Arbeitnehmers, 
soweit nach § 39 des Gesetzes über Arbeitneh-
mererfindungen die für Patentstreitsachen 
zuständigen Gerichte ausschließlich zuständig 
sind. " 

c) Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Sofern im Klageverfahren Absatz 1 Satz 1 
Anwendung findet, soll auch der Mahnbe-
scheid erst nach Zahlung der dafür vorgesehe-
nen Gebühr erlassen werden."  

d) In Absatz 4 werden nach den Worten „Ab-
nahme der eidesstattlichen Versicherung" die 
Worte „oder über" durch ein Komma und die 
Worte „einschließlich der Niederschrift über 
die Abgabe der eidesstattlichen Versiche-
rung " durch die Worte „oder den Antrag auf 
Gewährung der Einsicht in dieses Schrift-
stück" ersetzt. 

34. § 72 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 wird der Betrag „ 15 Deutsche 
Mark" geändert in „20 Deutsche Mark". 

b) In Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe „ § 5 Abs. 2 
bis 4" durch die Angabe „§ 5 Abs. 2 bis 6" 
ersetzt. 

(2) Das Kostenverzeichnis (Anlage 1 zum Gerichts-
kostengesetz) wird wie folgt gefaßt: 

„Anlage 1 
(zu § 11 Abs. 1) 

Kostenverzeichnis 

Gliederung 

Teil 1 

Bürgerliche Rechtsstreitigkeiten und Familiensachen 
(§ 1 Abs. 2 GKG) vor den ordentlichen Gerichten 

außer Verfahren der Zwangsversteigerung 
und Zwangsverwaltung 

I. Mahnverfahren 

II. Prozeßverfahren 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

34. unverändert 

„Anlage 1 
(zu § 11 Abs. 1) 

Kostenverzeichnis 

unverändert 
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III. Verfahren über Anträge auf Anordnung eines 
Arrestes oder einer einstweiligen Verfügung 
sowie deren Aufhebung oder Abänderung in 
den Fällen des § 926 Abs. 2 und der §§ 927, 936 
ZPO 

IV. Erstinstanzliche Verfahren über Anträge auf 
Vollstreckbarerklärung und auf Zulassung der 
Zwangsvollstreckung 

V. Verfahren in Scheidungssachen und Folgesa-
chen 

VI. Besondere Verfahren, Vergleich, Zustellungser-
suchen, Verzögerung des Rechtsstreits 

VII. Einstweilige Anordnungen 

VIII. Besondere Verfahren bei Kindesunterhalt 

IX. Beschwerdeverfahren 

Teil 2 

Verfahren vor den Gerichten 
der Verwaltungsgerichtsbarkeit 

I. Prozeßverfahren 

II. Einstweilige Anordnungen, Verfahren nach § 80 
Abs. 5, § 80a Abs. 3 VwGO 

III. Selbständige Beweisverfahren, Vergleich, Verzö-
gerung des Rechtsstreits 

IV. Zwangsvollstreckungsverfahren 

V. Beschwerdeverfahren 

Teil 3 

Verfahren vor den Gerichten 
der Finanzgerichtsbarkeit 

I. Prozeßverfahren 

II. Einstweilige Anordnungen, Verfahren nach § 69 
Abs. 3, 5 FGO 

III. Selbständige Beweisverfahren, Verzögerung des 
Rechtsstreits 

IV. Beschwerdeverfahren 

Teil 4 

Vergleichsverfahren zur Abwendung 
des Konkurses, Konkursverfahren; 
Seerechtliche Verteilungsverfahren 

I. Vergleichsverfahren zur Abwendung des Kon-
kurses 

II. Konkursverfahren 

III. Seerechtliche Verteilungsverfahren 

IV. Beschwerdeverfahren 

Teil 5 

Verfahren nach dem Gesetz über die 
Zwangsversteigerung und die Zwangsverwaltung; 

Zwangsliquidation einer Bahneinheit 

I. Zwangsversteigerung 

II. Zwangsverwaltung 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 
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III. Zwangsliquidation einer Bahneinheit 

IV. Beschwerdeverfahren 

Teil 6 

Strafsachen 

I. Offizialverfahren mit rechtskräftiger Verurtei

-

lung zu einer Strafe, Verwarnung mit Strafvor-
behalt oder Anordnung einer Maßregel der 
Besserung und Sicherung 

II. Wiederaufnahme eines rechtskräftig mit Verur-
teilung zu einer Strafe, Verwarnung mit Straf-
vorbehalt oder Anordnung einer Maßregel der 
Besserung und Sicherung abgeschlossenen Ver-
fahrens 

III. Einziehung und verwandte Maßnahmen 

IV. Klageerzwingungsverfahren, unwahre Anzeige 
und Zurücknahme des Strafantrags 

V. Privatklageverfahren 

VI. Nebenklage 

VII. Beschwerdeverfahren 

VIII. Entschädigungsverfahren 

Teil 7 

Verfahren nach dem Gesetz 
über Ordnungswidrigkeiten 

I. Bußgeldverfahren oder Strafverfahren mit 
rechtskräftiger Festsetzung einer Geldbuße 

II. Verfahren nach Einspruch ohne Sachentschei-
dung 

III. Wiederaufnahme des Bußgeldverfahrens oder 
des Strafverfahrens, soweit gegen den Betroffe-
nen oder den Beschuldigten eine Geldbuße fest-
gesetzt worden ist 

IV. Berufung, Rechtsbeschwerde, Revision und Wie-
deraufnahme betreffend 

— die Einziehung, den Verfall, die Unbrauch-
barmachung oder die Abführung des Mehr-
erlöses neben einer Geldbuße oder selbstän-
dig; 

— die Verwerfung eines Antrags nach § 439 
StPO in Verbindung mit § 46 Abs. 1 OWiG 

V. Unwahre Anzeige 

VI. Beschwerdeverfahren 

VII. Verfahren mit abschließender Entscheidung im 
Falle des § 25 a Abs. 1 des Straßenverkehrsgeset-
zes 

Teil 8 

Gerichtliche Verfahren 
nach dem Strafvollzugsgesetz 

Teil 9 

Auslagen 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 
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Gebührenbetrag 
Nr. 	 Gebührentatbestand 	 oder Satz der Gebühr 

nach § 11 Abs. 2 GKG 

Teil 1 

Bürgerliche Rechtsstreitigkeiten und Familiensachen (§ 1 Abs. 2 GKG) 
vor den ordentlichen Gerichten 

außer Verfahren der Zwangsversteigerung und Zwangsverwaltung 

Für ein Versäumnisurteil gegen die säumige Partei, ein Anerkenntnisurteil und ein Verzichtsurteil wird eine Urteilsgebühr nicht 
erhoben. 

I.Mahnverfahren 

1100 Verfahren über den Antrag auf Erlaß eines Mahnbescheids 	 	0,5 

II.Prozeßverfahren 

1. Prozeßverfahren erster Instanz 

1201 Verfahren im allgemeinen  	3,0 

Soweit wegen desselben Streitgegenstandes ein Mahnverfahren vorausgegangen ist, 
wird die Gebühr 1100 angerechnet. Bei einer Klage nach § 641 q Abs. 1, 2 ZPO wird die 
Gebühr 1800 angerechnet. 

1202 Beendigung des gesamten Verfahrens durch 
a) Zurücknahme der Klage 

— vor dem Schluß der mündlichen Verhandlung, 
— in den Fällen des § 128 Abs. 2 und 3 ZPO vor dem Zeitpunkt, der dem 

Schluß der mündlichen Verhandlung entspricht, 
— im Verfahren nach § 495 a ZPO, in dem eine mündliche Verhandlung 

nicht stattfindet, vor Ablauf des Tages, an dem die Ladung zum 
Termin zur Verkündung des Urteils zugestellt oder das schriftliche 
Urteil der Geschäftsstelle übergeben wird, 

— im Falle des § 331 Abs. 3 ZPO vor Ablauf des Tages, an dem das Urteil 
der Geschäftsstelle übergeben wird, 

b)Anerkenntnis- und Verzichtsurteil, 
c)Abschluß eines Vergleichs vor Gericht, 
wenn nicht bereits ein Urteil vorausgegangen ist: 
Die Gebühr 1201 ermäßigt sich auf  	1,0 

Die Zurücknahme des Antrags auf Durchführung des streitigen Verfahrens, des 
Widerspruchs gegen den Mahnbescheid oder des Einspruchs gegen den Vollstreckungs-
bescheid stehen der Zurücknahme der Klage gleich. Erledigungserklärungen nach § 91 a 
ZPO stehen der Zurücknahme nicht gleich. Die Ermäßigung tritt auch ein, wenn mehrere 
Ermäßigungstatbestände erfüllt sind. 

2. Berufungsverfahren, Beschwerden nach § 621 a Abs. 2 
Satz 2 i. V. m. § 629a Abs. 2 und § 621e Abs. I ZPO 

Dieser Abschnitt gilt auch in Berufungsverfahren nach Verfahren der in Abschnitt IV 1 und in Abschnitt IV 2 Unterabschnitte a 
und c bezeichneten Art. 

1220 Verfahren im allgemeinen  	1,5 

1221 Zurücknahme der Berufung, der Beschwerde, der Klage oder des Antrags 
vor Ablauf des Tages, an dem entweder ein Beweisbeschluß unterschrie-
ben oder ein Termin zur mündlichen Verhandlung unterschriftlich 
bestimmt ist; Erledigungserklärungen nach § 91 a ZPO stehen der Zurück-
nahme nicht gleich: 
Die Gebühr 1220 ermäßigt sich auf  	0,5 
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Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Gebührenbetrag 
Nr. 	 Gebührentatbestand 	 oder Satz der Gebühr 

nach § 11 Abs. 2 GKG 

Teil 1 
Bürgerliche Rechtsstreitigkeiten und Familiensachen (§ 1 Abs. 2 GKG) 

vor den ordentlichen Gerichten 
außer Verfahren der Zwangsversteigerung und Zwangsverwaltung 

Für ein Versäumnisurteil gegen die säumige Partei, ein Anerkenntnisurteil und ein Verzichtsurteil wird eine Urteilsgebühr nicht 
erhoben. 

I.Mahnverfahren 

1100 I Verfahren über den Antrag auf Erlaß eines Mahnbescheids 	0,5 

II.Prozeßverfahren 

1. Prozeßverfahren erster Instanz 

1201 Verfahren im allgemeinen  	3,0 

Soweit wegen desselben Streitgegenstandes ein Mahnverfahren vorausgegangen ist, 
wird eine Gebühr 1100 nach dem Wert des Streitgegenstandes angerechnet, der in das 
Prozeßverfahren übergegangen ist. Bei einer Klage nach § 641 q Abs. 1, 2 ZPO wird die 
Gebühr 1800 angerechnet. 

1202 unverändert 

2.unverändert 
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Gebührenbetrag 
Nr. 	 Gebührentatbestand 	 oder Satz der Gebühr 

nach § 11 Abs. 2 GKG 

1223 Grundurteil (§ 304 ZPO), Vorbehaltsurteil (§§ 302, 599 ZPO)  	1,5 

Urteil, das die Instanz abschließt, soweit die Gebühr 1223 entstanden ist: 

1224 Urteil enthält eine Begründung 	1,5 

1225 Urteil enthält keine Begründung  	0,75 

Urteil, das die Instanz abschließt, soweit die Gebühr 1223 nicht entstanden ist; Beschluß in den in § 1 Abs. 2 Satz 2 GKG genannten 
Familiensachen, der die Instanz abschließt: 

1226 Urteil enthält eine Begründung; Beschluß  	3,0 

1227 Urteil enthält keine Begründung  	1,5 

Beschluß nach § 91 a ZPO, soweit nicht bereits die Gebühr 1224 oder 1226 entstanden ist: 

1228 Beschluß enthält eine schriftliche Begründung  	1,5 

1229 Beschluß enthält keine schriftliche Begründung  	0,75 

3. Revisionsverfahren 

1230 Verfahren im allgemeinen  	2,0 

1231 Zurücknahme der Revision oder Klage, bevor die Schrift zur Begründung 
der Revision bei Gericht eingegangen ist; Erledigungserklärungen nach 
§ 91 a ZPO stehen der Zurücknahme nicht gleich: Die Gebühr 1230 
ermäßigt sich auf   0,5 

Urteil, das die Instanz abschließt: 

1236 Urteil enthält eine Begründung 	3,0 

1237 Urteil enthält keine Begründung  	1,5 

Beschluß nach § 91 a ZPO: 

1238 Beschluß enthält eine schriftliche Begründung  	1,5 

1239 Beschluß enthält keine schriftliche Begründung  	0,75 

III. Verfahren über Anträge auf Anordnung eines Arrestes oder einer einstweiligen Verfügung sowie 
deren Aufhebung oder Abänderung in den Fällen des § 926 Abs. 2 und der §§ 927, 936 ZPO 

1. Verfahren erster Instanz 

Im Verfahren über den Antrag auf Anordnung eines Arrestes oder einer einstweiligen Verfügung und im Verfahren über den 
Antrag auf Aufhebung oder Abänderung (§ 926 Abs. 2, §§ 927, 936 ZPO) werden die Gebühren jeweils gesondert erhoben. Im 
Falle des § 942 ZPO gilt das Verfahren vor dem Amtsgericht und dem Gericht der Hauptsache als ein Rechtsstreit. 

1310 Verfahren über den Antrag  	1,0 

1311 In dem Verfahren findet eine mündliche Verhandlung statt: 
Die Gebühr 1310 erhöht sich auf  	3,0 
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Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Gebührenbetrag 
Nr. 	 Gebührentatbestand 	 oder Satz der Gebühr 

nach § 11 Abs. 2 GKG 

3. unverändert 

III. unverändert 
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Gebührenbetrag 

Nr. 	 Gebührentatbestand 	 oder Satz der. Gebühr 
nach § 11 Abs. 2 GKG 

1312 Beendigung des gesamten Verfahrens durch 

a)Zurücknahme des Antrags vor dem Schluß der mündlichen Verhand-
lung, 

b)Anerkenntnis- und Verzichtsurteil, 
c)Abschluß eines Vergleichs vor Gericht, wenn nicht bereits ein Urteil 

vorausgegangen ist: 

Die Gebühr 1311 ermäßigt sich auf  	1,0 

Erledigungserklärungen nach § 91 a ZPO stehen der Zurücknahme nicht gleich. Die 
Ermäßigung tritt auch ein, wenn mehrere Ermäßigungstatbestände erfüllt sind. 

2. Berufungsverfahren 

1320 I Verfahren im allgemeinen  	0,75 

Urteil, das die Instanz abschließt: 

1321 Urteil enthält eine Begründung 	1,5 

1322 Urteil enthält keine Begründung  	0,75 

Beschluß nach § 91 a ZPO: 

1323 Beschluß enthält eine schriftliche Begründung  	1,0 

1324 Beschluß enthält keine schriftliche Begründung  	0,5 

IV. Erstinstanzliche Verfahren fiber Anträge auf Vollstreckbarerklärung und auf Zulassung der Zwangs-
vollstreckung 

1.Verfahren über Anträge auf Vollstreckbarerklärung eines Schiedsspruchs oder schiedsrichterlichen oder 
diesem gleichgestellten Vergleichs (§§ 1042, 1044 a, 1044 b Abs. 1 ZPO) 

Im Berufungsverfahren bestimmen sich die Gebühren nach Abschnitt II 2. 

1410 Verfahren im allgemeinen  	1,0 

Die Gebühr entfällt bei Zurücknahme des Antrags, bevor der Gegner angehört worden 
ist, und früher als eine Woche vor Beginn des Tages, der für die mündliche Verhandlung 
vorgesehen war. 

Endurteil: 

1412 Urteil enthält eine Begründung 	2,5 

1413 Urteil enthält keine Begründung  	1,5 

Beschluß nach § 91 a ZPO, soweit nicht bereits die Gebühr 1412 entstanden ist: 

1414 Beschluß enthält eine schriftliche Begründung  	1,5 

1415 Beschluß enthält keine schriftliche Begründung  	0,75 

2.Verfahren über Anträge auf Vollstreckbarerklärung ausländischer Schuldtitel und ähnliche Verfahren 
Im Berufungsverfahren nach Verfahren der in den nachfolgenden Unterabschnitten a und c bezeichneten Art bestimmen sich die 
Gebühren nach Abschnitt II 2. 
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Gebührenbetrag 
Nr. 	 Gebührentatbestand 	 oder Satz der Gebühr 

nach § 11 Abs. 2 GKG 

IV. unverändert 
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Gebührenbetrag 
Nr. 	 Gebührentatbestand 	 oder Satz der Gebühr 

nach § 11 Abs. 2 GKG 

a) Verfahren nach § 3 Abs. 2 des Gesetzes zur Ausführung des Vertrages zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Österreich vom 6. Juni 1959 über die gegenseitige Anerkennung und 
Vollstreckung von gerichtlichen Entscheidungen, Vergleichen und öffentlichen Urkunden in Zivil- und 
Handelssachen vom 8. März 1960 (BGBl. I S. 169) 

1420 Verfahren im allgemeinen  	1,0 

1421 In dem Verfahren wird nicht durch Urteil entschieden: 
Die Gebühr 1420 ermäßigt sich auf  	0,25 

Endurteil: 

1422 Urteil enthält eine Begründung 	2,5 

1423 Urteil enthält keine Begründung 	 1,5 

Beschluß nach § 91 a ZPO, soweit nicht bereits die Gebühr 1422 entstanden ist: 

1424 Beschluß enthält eine schriftliche Begründung  	1,5 

1425 Beschluß enthält keine schriftliche Begründung  	0,75 

b) Verfahren auf Zulassung der Zwangsvollstreckung aus Schuldtiteln und auf Feststellung der Anerken-
nung einer Entscheidung nach dem Anerkennungs- und Vollstreckungsausführungsgesetz vom 30. Mai 
1988 (BGBl. I S. 662) 

1426 Verfahren über den Antrag, den Schuldtitel mit der Vollstreckungsklausel 
zu versehen oder festzustellen, ob die Entscheidung anzuerkennen ist . . 	140 DM 

1427 Verfahren über den Antrag auf Aufhebung oder Änderung der Beschlüsse 
über die Zulassung der Zwangsvollstreckung oder die Anerkennung  	70 DM 

c) Verfahren über Anträge auf Vollstreckbarerklärung ausländischer Schuldtitel oder auf Erteilung der 
Vollstreckungsklausel zu ausländischen Schuldtiteln sowie Verfahren der Aufhebung oder Abänderung 
der Vollstreckbarerklärung oder der Vollstreckungsklausel in sonstigen Fällen, soweit nicht in Staatsver-
trägen bestimmt ist, daß ein Schuldtitel kostenfrei für vollstreckbar zu erklären ist 

1430 Verfahren im allgemeinen  	1,0 

Die Gebühr entfällt bei Zurücknahme des Antrags, bevor der Gegner angehört worden 
ist, und früher als eine Woche vor Beginn des Tages, der für die mündliche Verhandlung 
vorgesehen war. 

1431 Beschluß, durch den über einen Widerspruch entschieden wird  	1,0 

Endurteil: 

1432 Urteil enthält eine Begründung 	2,5 

1433 Urteil enthält keine Begründung  	1,5 

Beschluß nach § 91 a ZPO, soweit nicht bereits die Gebühr 1432 entstanden ist: 

1434 Beschluß enthält eine schriftliche Begründung  	1,5 

1435 Beschluß enthält keine schriftliche Begründung  	0,75 
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Gebührenbetrag 

Nr. 	 Gebührentatbestand 	 oder Satz der Gebühr 
nach § 11 Abs. 2 GKG 
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Entwurf 

Gebührenbetrag 
Nr. 	 Gebührentatbestand 	 oder Satz der Gebühr 

nach § 11 Abs. 2 GKG 

V. Verfahren in Scheidungssachen und Folgesachen 

1. Verfahren erster Instanz 

1510 Verfahren im allgemeinen  	1,0 

Die Gebühr entfällt bei Zurücknahme des Antrags oder der Klage vor Ablauf des Tages, 
an dem ein Beweisbeschluß unterschrieben ist, und früher als eine Woche vor Beginn des 
Tages, der für die mündliche Verhandlung vorgesehen war; Erledigungserklärungen 
nach § 91 a ZPO stehen der Zurücknahme nicht gleich. 

1513 Grundurteil (§ 304 ZPO), Vorbehaltsurteil (§§ 302, 599 ZPO)  	0,5 
Endurteil, soweit die Gebühr 1513 entstanden ist: 

1514 Urteil enthält eine Begründung 	0,5 

1515 Urteil enthält keine Begründung  	0,25 
Endurteil, soweit die Gebühr 1513 nicht entstanden ist; Beschluß in den in § 1 Abs. 2 GKG genannten Scheidungsfolgesachen, der 
die Instanz abschließt: 

1516 Urteil enthält eine Begründung; Beschluß  	1,0 

1517 Urteil enthält keine Begründung  	0,5 
Beschluß nach § 91 a ZPO, soweit nicht bereits die Gebühr 1514 oder 1516 entstanden ist: 

1518 Beschluß enthält eine schriftliche Begründung  	1,0 

1519 Beschluß enthält keine schriftliche Begründung  	0,5 

2. Berufungsverfahren, Beschwerden in Folgesachen nach § 621e Abs. 1, 
§ 629a Abs. 2 i. V. m. § 621 e Abs. 1 ZPO 

1520 Verfahren im allgemeinen  	1,5 

1521 Zurücknahme der Berufung, der Beschwerde, des Antrags oder der Klage 
vor Ablauf des Tages, an dem ein Beweisbeschluß unterschrieben oder ein 
Termin zur mündlichen Verhandlung unterschriftlich bestimmt ist; Erledi-
gungserklärungen nach § 91 a ZPO stehen der Zurücknahme nicht gleich: 
Die Gebühr 1520 ermäßigt sich auf  	0,5 

1523 Grundurteil (§ 304 ZPO), Vorbehaltsurteil (§§ 302, 599 ZPO)  	1,0 
Urteil, das die Instanz abschließt, soweit die Gebühr 1523 entstanden ist: 

1524 Urteil enthält eine Begründung 	1,0 

1525 Urteil enthält keine Begründung  	0,5 
Urteil, das die Instanz abschließt, soweit die Gebühr 1523 nicht entstanden ist; Beschluß in den in § 1 Abs. 2 GKG genannten 
Scheidungsfolgesachen, der die Instanz abschließt: 

1526 Urteil enthält eine Begründung; Beschluß  	2,0 

1527 Urteil enthält keine Begründung  	1,0 

Beschluß nach § 91 a ZPO, soweit nicht bereits die Gebühr 1524 oder 1526 entstanden ist: 

1528 Beschluß enthält eine schriftliche Begründung  	1,5 

1529 Beschluß enthält keine schriftliche Begründung  	0,75 

3. Revisionsverfahren, Beschwerden in Folgesachen nach § 621 e Abs. 2 Satz 1, § 629a Abs. 2 i. V. m. § 621 e 
Abs. 2 Satz 1 ZPO 

1530 I Verfahren im allgemeinen 	2,0 
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Entwurf 

Gebührenbetrag 
Nr. 	 Gebührentatbestand 	 oder Satz der Gebühr 

nach § 11 Abs. 2 GKG 

1531 Zurücknahme der Revision, der weiteren Beschwerde, des Antrags oder 
der Klage, bevor die Schrift zur Begründung der Revision oder der weiteren 
Beschwerde bei Gericht eingegangen ist; Erledigungserklärungen nach 
§ 91 a ZPO stehen der Zurücknahme nicht gleich: 
Die Gebühr 1530 ermäßigt sich auf  	0,5 

Urteil, das die Instanz abschließt; Beschluß in den in § 1 Abs. 2 GKG genannten Scheidungsfolgesachen, der die Instanz 
abschließt: 

1536 Urteil enthält eine Begründung; Beschluß  	3,0 

1537 Urteil enthält keine Begründung  	1,5 
Beschluß nach § 91 a ZPO: 

1538 Beschluß enthält eine schriftliche Begründung  	1,5 

1539 Beschluß enthält keine schriftliche Begründung  	0,75 

VI. Besondere Verfahren, Vergleich, Zustellungsersuchen, Verzögerung des Rechtsstreits 

1600 Selbständiges Beweisverfahren  	0,5 

1610 Verteilungsverfahren  	0,5 

1620 Aufgebotsverfahren  	0,5 

1630 Verfahren bei Ernennung eines Schiedsrichters  	0,5 

1631 Verfahren bei Ablehnung eines Schiedsrichters  	0,5 

1632 Verfahren bei Erlöschen eines Schiedsvertrages  	0,5 

1633 Verfahren bei Anordnung der von den Schiedsrichtern für erforderlich 
erachteten richterlichen Handlungen  	0,5 

1640 Verfahren über Anträge auf gerichtliche Handlungen der Zwangsvoll-
streckung gemäß § 829 Abs. 1, §§ 835, 839, 846 bis 848, 857, 858, 885 Abs. 4 
oder § 886 ZPO; mehrere Verfahren innerhalb eines Rechtszuges gelten als 
ein Verfahren, sofern sie denselben Anspruch und denselben Gegenstand 
betreffen   20 DM 

1641 Verfahren nach § 765 a ZPO  	20 DM 

1642 Verfahren nach § 813 a ZPO  	20 DM 

1643 Verfahren über den Antrag auf Abnahme der eidesstattlichen Versiche

-

rung  	35 DM 

1644 Verfahren über den Antrag eines Drittgläubigers auf Erteilung der 
Abschrift eines mit eidesstattlicher Versicherung abgegebenen Vermö-
gensverzeichnisses   35 DM 

Die Gebühr entfällt, wenn 
a) ein Verfahren des Antragstellers auf Abnahme der eidesstattlichen Versicherung 

— auch vor einem anderen Gericht — nicht fortgesetzt worden ist, weil der Schuldner 
das Vermögensverzeichnis, dessen Abschrift beantragt ist, innerhalb der letzten drei 
Jahre bereits abgegeben hatte, oder 

b) für ein Verfahren über den Antrag auf Gewährung der Einsicht in dasselbe 
Vermögensverzeichnis die Gebühr 1645 bereits entstanden ist. 
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Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Gebührenbetrag 
Nr. 	 Gebührentatbestand 	 oder Satz der Gebühr 

nach § 11 Abs. 2 GKG 

VI. Besondere Verfahren, Vergleich, Zustellungsersuchen, Verzögerung des Rechtsstreits 

1600 unverändert 

1610 unverändert 

1620 unverändert 

1630 unverändert 

1631 unverändert 

1632 unverändert 

1633 unverändert 

1640 unverändert 

1641 unverändert 

1642 unverändert 

1643 unverändert 

1644 unverändert 
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Entwurf 

Gebührenbetrag 
Nr. 	 Gebührentatbestand 	 oder Satz der Gebühr 

nach § 11 Abs. 2 GKG 

1645 Verfahren über den Antrag eines Drittgläubigers auf Gewährung der 
Einsicht in das mit eidesstattlicher Versicherung abgegebene Vermögens-
verzeichnis   35 DM 

Die Gebühr entfällt, wenn 

a) ein Verfahren des Antragstellers auf Abnahme der eidesstattlichen Versicherung 
— auch vor einem anderen Gericht — nicht fortgesetzt worden ist, weil der Schuldner 
das Vermögensverzeichnis, dessen Einsicht beantragt ist, innerhalb der letzten drei 
Jahre bereits abgegeben hatte, oder 

b) für ein Verfahren über einen früheren Antrag auf Gewährung der Einsicht in dasselbe 
Vermögensverzeichnis die Gebühr bereits entstanden ist. 

1650 Abschluß eines Vergleichs vor Gericht in einem Rechtsstreit außer einem 
Vergleich über Ansprüche, die in Verfahren nach § 620 oder § 641 d ZPO 
geltend gemacht werden können: 
Soweit der Wert des Vergleichsgegenstandes den Wert des Streitgegen

-

standes übersteigt  	0,25 

1660 Ersuchen durch die Geschäftsstelle an die Post um Bewirkung einer 
Zustellung (§ 196 ZPO), die nicht von Amts wegen erfolgt  	jeweils in Höhe 

des Betrages der Gebühr 
nach § 16 Abs. 2 

GVKostG 

und, wenn eine nicht vom Gericht hergestellte Abschrift beglaubigt wird, je 
Seite  	Gebühr in Höhe 

von Schreibauslagen 

1670 Auferlegung einer Gebühr nach § 34 GKG wegen Verzögerung des 
Rechtsstreits  	wie vom Gericht 

bestimmt 

VII.Einstweilige Anordnungen 

Mehrere Entscheidungen der unter einer Nummer genannten Art innerhalb eines Rechtszuges gelten als eine Entschei-
dung. 

1700 Entscheidung über einen Antrag nach § 127 a ZPO  	0,5 

1701 Entscheidung über einen Antrag nach § 620 Satz 1 Nr. 4, 6 bis 9 ZPO  	0,5 

1702 Entscheidung über einen Antrag nach § 621 f ZPO  	0,5 

1703 Entscheidung über einen Antrag nach § 641 d ZPO  	0,5 

VIII.Besondere Verfahren bei Kindesunterhalt 

1800 Beschluß, durch den nach § 641 p ZPO ein Titel über Unterhalt abgeändert 
wird  	20 DM 

1801 Entscheidung über einen Antrag auf Festsetzung des Regelunterhalts nach 
§ 642 a Abs. 1, 2 oder § 642 d ZPO, wenn die Festsetzung aufgrund eines 
Vergleichs nach § 642 c Nr. 1 ZPO beantragt wird, der vor einer Gütestelle 
geschlossen wurde, oder aufgrund einer Urkunde nach § 642 c Nr. 2 
ZPO   20 DM 
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Nr. 	 Gebührentatbestand 	 oder Satz der Gebühr 

nach § 11 Abs. 2 GKG 

1645 unverändert 

1660 Abschluß eines Vergleichs vor Gericht in einem Rechtsstreit außer einem 
Vergleich fiber Ansprüche, die in Verfahren nach § 620 oder § 641 d ZPO 
geltend gemacht werden können: 
Soweit der Wert des Vergleichsgegenstandes den Wert des Streitgegen

-

standes übersteigt  	0,25 

1670 Ersuchen durch die Geschäftsstelle an die Post um Bewirkung einer 
Zustellung (§ 196 ZPO), die nicht von Amts wegen erfolgt  	jeweils in Höhe 

des Betrages der Gebühr 
nach § 16 Abs. 2 

GvKostG 

und, wenn eine nicht vom Gericht hergestellte Abschrift beglaubigt wird, je 
Seite  	Gebühr in Höhe 

von Schreibauslagen 

1680 Auferlegung einer Gebühr nach § 34 GKG wegen Verzögerung des 
Rechtsstreits  	wie vom Gericht 

bestimmt 

VII.unverändert 

VIII.unverändert 
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Entwurf 

Gebührenbetrag 
Nr. 	 Gebührentatbestand 	 oder Satz der Gebühr 

nach § 11 Abs. 2 GKG 

1802 Entscheidung über einen Antrag auf Neufestsetzung des Regelunterhalts 
nach § 642b Abs. 1 Satz 1, 2 ZPO  	20 DM 

1803 Entscheidung über einen Antrag auf Stundung rückständiger Unterhalts

-

beträge nach § 643a Abs. 4 Satz 2 ZPO 	20 DM 

1804 Entscheidung über einen Antrag auf Aufhebung oder Änderung der 
Stundung nach § 642f ZPO  	20 DM 

IX. Beschwerdeverfahren 
außer Verfahren über die in den Abschnitten II 2, V 2 und V 3 genannten Beschwerden 

1900 Verfahren über Beschwerden nach § 71 Abs. 2, § 91a Abs. 2, § 99 Abs. 2, 
§ 269 Abs. 3, § 620c Satz 1, § 641 d Abs. 3 ZPO sowie über Beschwerden 
gegen die Zurückweisung eines Antrags auf Anordnung eines Arrestes 
oder einer einstweiligen Verfügung   1,0 

Verfahren über die Beschwerde in den in Abschnitt IV 2 Unterabschnitt b 
genannten Verfahren 

1901 — gegen die Entscheidung über die Zulassung der Zwangsvollstreckung 
oder die Feststellung der Anerkennung  	210 DM 

1902 — gegen die Entscheidung über die Aufhebung oder Änderung der 
Beschlüsse über die Zulassung der Zwangsvollstreckung oder die 
Anerkennung in einem besonderen Verfahren   105 DM 

1903 Verfahren über die Rechtsbeschwerde in den in Abschnitt IV 2 Unter- 
abschnitt b genannten Verfahren  	280 DM 

1904 Verfahren über die Beschwerde gegen einen Beschluß, durch den über den 
Widerspruch in den in Abschnitt IV 2 Unterabschnitt c genannten Verfah-
ren entschieden wurde  1,0 

1905 Verfahren über nicht besonders aufgeführte Beschwerden, wenn für 
die angefochtene Entscheidung oder für das dieser Entscheidung voran-
gegangene Verfahren eine Festgebühr bestimmt ist, und über die Be-
schwerde gegen eine Entscheidung im Verfahren über die Prozeßkosten-
hilfe: 

Die Beschwerde wird verworfen oder zurückgewiesen  	50 DM 

Wird die Beschwerde nur teilweise verworfen oder zurückgewiesen, kann das Gericht 
die Gebühr nach billigem Ermessen auf die Hälfte ermäßigen oder bestimmen, daß eine 
Gebühr nicht zu erheben ist. 

1906 Verfahren über nicht besonders aufgeführte Beschwerden, die nicht nach 
anderen Vorschriften gebührenfrei sind: 
Soweit die Beschwerde verworfen oder zurückgewiesen wird  	1,0 
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Entwurf 
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Nr. 	 Gebührentatbestand 	 oder Satz der Gebühr 

nach § 11 Abs. 2 GKG 

Teil 2 

Verfahren vor den Gerichten der Verwaltungsgerichtsbarkeit 

I. Prozeßverfahren 

1. Prozeßverfahren erster Instanz 

2110 Verfahren im allgemeinen  	1,0 

Die Gebühr entfällt bei 

a) Zurücknahme der Klage vor Ablauf des Tages, an dem ein Beweisbeschluß oder ein 
Gerichtsbescheid unterschrieben ist, und früher als eine Woche vor Beginn des Tages, 
der für die mündliche Verhandlung vorgesehen war; die Erledigung des Rechtsstreits 
in der Hauptsache (§ 161 Abs. 2 VwGO) steht der Zurücknahme nicht gleich; 

b) Zurücknahme des Antrags nach § 47 VwGO vor Ablauf des Tages, an dem die 
Erwiderung des Antragsgegners bei Gericht eingeht. 

2111 Zurücknahme der Klage in einem Verfahren nach § 93a Abs. 2 VwGO vor 
Ablauf einer Erklärungsfrist nach § 93 a Abs. 2 Satz 1 VwGO: 
Die Gebühr 2110 ermäßigt sich auf  	0,5 

2113 Gerichtsbescheid (§ 84 VwGO), Beschluß nach § 93a Abs. 2 VwGO, 
Grundurteil (§ 111 VwGO), Vorbehaltsurteil (§ 173 VwGO i. V. m. § 302 
ZPO)   1,0 

2114 Endurteil, soweit die Gebühr 2113 entstanden ist  	1,5 

2115 Endurteil, soweit die Gebühr 2113 nicht entstanden ist  	2,5 

2116 Entscheidungen nach § 47 VwGO  	2,5 

2118 Beschluß nach § 161 Abs. 2 VwGO, soweit nicht bereits die Gebühr 2114 
oder 2115 entstanden ist  	1,5 

2119 Beschluß nach § 161 Abs. 2 VwGO in einem Verfahren nach § 93a Abs. 2 
VwGO, wenn das Verfahren vor Ablauf einer Erklärungsfrist nach § 93 a 
Abs. 2 Satz 1 VwGO beendet wird: 
Die Gebühr 2118 ermäßigt sich auf  	0,75 

2. Berufungsverfahren 

2120 Verfahren im allgemeinen  	1,5 

2121 Zurücknahme der Berufung oder der Klage vor Ablauf des Tages, an dem 
ein Beweisbeschluß unterschrieben oder ein Termin zur mündlichen 
Verhandlung unterschriftlich bestimmt ist; die Erledigung des Rechtsstreits 
in der Hauptsache (§ 161 Abs. 2 VwGO) steht der Zurücknahme nicht 
gleich: 
Die Gebühr 2120 ermäßigt sich auf  	0,5 

2123 Beschluß nach § 93 a Abs. 2 VwGO, Beschluß nach § 130 a VwGO, Grundurteil 
(§ 111 VwGO), Vorbehaltsurteil (§ 173 VwGO i. V. m. § 302 ZPO)  	1,5 

2124 Urteil, das die Instanz abschließt, soweit die Gebühr 2123 entstanden ist 	1,5 

2125 Urteil, das die Instanz abschließt, soweit die Gebühr 2123 nicht enstanden 
ist  	3,0  
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2128 Beschluß nach § 161 Abs. 2 VwGO, soweit nicht bereits die Gebühr 2124 
oder 2125 entstanden ist  	1,5 

3. Revisionsverfahren 
2130 Verfahren im allgemeinen  	2,0 

2131 Zurücknahme der Revision oder der Klage, bevor die Schrift zur Begrün-
dung der Revision bei Gericht eingegangen ist; die Erledigung des 
Rechtsstreits in der Hauptsache (§ 161 Abs. 2 VwGO) steht der Zurück-
nahme nicht gleich: 
Die Gebühr 2130 ermäßigt sich auf  	0,5 

2132 Beschluß nach § 93a Abs. 2 VwGO  	1,5 

2133 Urteil, das die Instanz abschließt  	3,0 

2138 Beschluß nach § 161 Abs. 2 VwGO  	1,5 

II. Einstweilige Anordnungen, Verfahren nach § 80 Abs. 5, § 80 a Abs. 3 VwGO 

2210 Verfahren über den Antrag  	0,5 
In Verfahren über den Antrag auf Erlaß und über den Antrag auf Aufhebung einer 
einstweiligen Anordnung werden die Gebühren jeweils gesondert erhoben. Mehrere 
Verfahren nach § 80 Abs. 5, § 80a Abs. 3 VwGO gelten innerhalb eines Rechtszuges als 
ein Verfahren. 

III.Selbständige Beweisverfahren, Vergleich, Verzögerung des Rechtsstreits 

2300 Selbständiges Beweisverfahren  	0,5 

2310 Abschluß eines Vergleichs vor Gericht in einem Rechtsstreit: 
Soweit der Wert des Vergleichsgegenstandes den Wert des Streitgegen

-

standes übersteigt  	0,25 

2320 Auferlegung einer Gebühr nach § 34 GKG wegen Verzögerung des 
Rechtsstreits  	wie vom Gericht 

bestimmt 

IV. Zwangsvollstreckungsverfahren 

2400 Verfahren über Anträge auf gerichtliche Handlungen der Zwangsvoll
-streckung gemäß §§ 169, 170 VwGO 	20 DM 

V. Beschwerdeverfahren 

2500 Verfahren über Beschwerden gegen Entscheidungen nach § 123 VwGO 	1,0 
2501 Verfahren über nicht besonders aufgeführte Beschwerden, wenn für die 

angefochtene Entscheidung oder für das dieser Entscheidung vorangegan-
gene Verfahren eine Festgebühr bestimmt ist, und über die Beschwerde 
gegen eine Entscheidung im Verfahren über die Prozeßkostenhilfe: 
Die Beschwerde wird verworfen oder zurückgewiesen  	50 DM 
Wird die Beschwerde nur teilweise verworfen oder zurückgewiesen, kann das Gericht 
die Gebühr nach billigem Ermessen auf die Hälfte ermäßigen oder bestimmen, daß eine 
Gebühr nicht zu erheben ist. 

2502 Verfahren über nicht besonders aufgeführte Beschwerden, die nicht nach 
anderen Vorschriften gebührenfrei sind: 
Soweit die Beschwerde verworfen oder zurückgewiesen wird  	1,0 
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Teil 3 

Verfahren vor den Gerichten der Finanzgerichtsbarkeit 

I. Prozeßverfahren 

1.Prozeßverfahren erster Instanz 

3110 Verfahren im allgemeinen, soweit es sich nicht nach § 45 Abs. 3 FGO 
erledigt  	1,0 

Die Gebühr entfällt bei Zurücknahme der Klage vor Ablauf des Tages, an dem ein Be-
weisbeschluß oder ein Gerichtsbescheid unterschrieben ist, und früher als eine Woche 
vor Beginn des Tages, der für die mündliche Verhandlung vorgesehen war; die 
Erledigung des Rechtsstreits in der Hauptsache (§ 138 FGO) steht der Zurücknahme nicht 
gleich. 

3113 Gerichtsbescheid (§ 90a FGO) außer Zwischengerichtsbescheid, Grund

-

urteil (§ 99 Abs. 1 FGO), Vorbehaltsurteil (§ 155 FGO i.V.m. § 302 ZPO) 	1,0 

3114 Endurteil, soweit die Gebühr 3113 entstanden ist  	1,5 

3115 Endurteil, soweit die Gebühr 3113 nicht entstanden ist  	2,5 

3118 Beschluß nach § 138 FGO, soweit nicht bereits die Gebühr 3114 oder 3115 
entstanden ist  	1,5 

2.Revisionsverfahren  

3130 Verfahren im allgemeinen  	2,0 

3131 Zurücknahme der Revision oder der Klage, bevor die Schrift zur Begrün-
dung der Revision bei Gericht eingegangen ist; die Erledigung des 
Rechtsstreits in der Hauptsache (§ 138 FGO) steht der Zurücknahme nicht 
gleich: 
Die Gebühr 3130 ermäßigt sich auf  	0,5 

3133 Gerichtsbescheid (§ 90a FGO) außer Zwischengerichtsbescheid  	1,5 

3134 Urteil, das die Instanz abschließt, soweit die Gebühr 3133 entstanden ist 	1,5 

3135 Urteil, das die Instanz abschließt, soweit die Gebühr 3133 nicht entstanden 
ist  	3,0 

3138 Beschluß nach § 138 FGO  	1,5 

II. Einstweilige Anordnungen, Verfahren nach § 69 Abs. 3, 5 FGO 

3210 Verfahren über den Antrag  	0,5 

In Verfahren über den Antrag auf Erlaß und über den Antrag auf Aufhebung einer 
einstweiligen Anordnung werden die Gebühren jeweils gesondert erhoben. Mehrere 
Verfahren nach § 69 Abs. 3, 5 FGO gelten innerhalb eines Rechtszuges als ein 
Verfahren. 

III. Selbständige Beweisverfahren, Verzögerung des Rechtsstreits 

3300 Selbständiges Beweisverfahren  	0,5 

3310 Auferlegung einer Gebühr nach § 34 GKG wegen Verzögerung des 
Rechtsstreits  	wie vom Gericht 

bestimmt 
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IV. Beschwerdeverfahren 

3400 Verfahren über die Beschwerde nach § 114 FGO 	1,0 

3401 Verfahren über die Beschwerde gegen eine Entscheidung im Verfahren 
über die Prozeßkostenhilfe: 
Die Beschwerde wird verworfen oder zurückgewiesen  	50 DM 

Wird die Beschwerde nur teilweise verworfen oder zurückgewiesen, kann das Gericht 
die Gebühr nach billigem Ermessen auf die Hälfte ermäßigen oder bestimmen, daß eine 
Gebühr nicht zu erheben ist. 

3402 Verfahren über nicht besonders aufgeführte Beschwerden, die nicht nach 
anderen Vorschriften gebührenfrei sind: 
Soweit die Beschwerde verworfen oder zurückgewiesen wird  	1,0 

Teil 4 
Vergleichsverfahren zur Abwendung des Konkurses, 
Konkursverfahren; Seerechtliche Verteilungsverfahren 

I.Vergleichsverfahren zur Abwendung des Konkurses 

Die Gebühr für das Vergleichsverfahren entfällt bei Überleitung in das Konkursverfahren (§ 102 VerglO). 

4100 Verfahren im allgemeinen einschließlich des Verfahrens zur Abnahme der 
in § 69 Abs. 2 VerglO vorgesehenen eidesstattlichen Versicherung 	1,0 

4101 Verfahren erledigt sich ohne Anberaumung eines Vergleichstermins: 

Die Gebühr 4100 ermäßigt sich auf  	0,5 

II. Konkursverfahren 

1. Eröffnungsverfahren 

4210 Verfahren über den Antrag des Gemeinschuldners auf Konkurseröff

-

nung  	0,5 

Dies gilt nicht für ein Verfahren, in dem über die Eröffnung des Anschlußkonkurses 
entschieden wird. 

4211 Verfahren über den Antrag eines Gläubigers auf Konkurseröffnung  	0,5 
mindestens 200 DM 

Die Gebühr entfällt, wenn ein ausgesetzter Antrag auf Konkurseröffnung (§ 46 
VerglO) 

a) durch Überleitung des Vergleichsverfahrens in das Konkursverfahren (§ 102 VerglO) 
gegenstandslos wird oder 

b) nach § 84 VerglO als nicht gestellt gilt. 

2. Durchführung des Konkursverfahrens einschließlich des Verfahrens zur Abnahme der eidesstattlichen 
Versicherung nach § 125 KO und des Verfahrens über Anträge auf Erzwingung der Abgabe der 
eidesstattlichen Versicherung 

a) Verfahren auf Antrag des Gemeinschuldners 
auch wenn das Verfahren gleichzeitig auf Antrag eines Gläubigers eröffnet wurde. 

4220 Durchführung des Verfahrens  	2,5 

Die Gebühr entfällt, wenn der Eröffnungsbeschluß auf Beschwerde aufgehoben wird 	 
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4221 Verfahren wird vor Ablauf der Anmeldefrist nach §§ 202, 204 KO oder nach 
§ 3 des Ausführungsgesetzes zum deutsch-österreichischen Konkursver-
trag eingestellt: 
Die Gebühr 4220 ermäßigt sich auf  	0,5 

4222 Verfahren wird nach Ablauf der Anmeldefrist nach §§ 202, 204 KO oder 
nach § 3 des Ausführungsgesetzes zum deutsch-österreichischen Konkurs-
vertrag eingestellt: 
Die Gebühr 4220 ermäßigt sich auf  	1,5 

b)Verfahren auf Antrag eines Gläubigers, Anschlußkonkurs 
(§ 102 VerglO) 

4225 Durchführung des Verfahrens  	3,0 

Die Gebühr entfällt, wenn der Eröffnungsbeschluß auf Beschwerde aufgehoben wird 	 

4226 Verfahren wird vor Ablauf der Anmeldefrist nach §§ 202, 204 KO oder nach 
§ 3 des Ausführungsgesetzes zum deutsch-österreichischen Konkursver-
trag eingestellt: 
Die Gebühr 4225 ermäßigt sich auf  	1,0 

4227 Verfahren wird nach Ablauf der Anmeldefrist nach §§ 202, 204 KO oder 
nach § 3 des Ausführungsgesetzes zum deutsch-österreichischen Konkurs-
vertrag eingestellt: 
Die Gebühr 4225 ermäßigt sich auf  	2,0 

c)Besonderer Prüfungstermin (§ 142 KO) 

4230 I Prüfung von Forderungen je Gläubiger 	25 DM 

III.Seerechtliche Verteilungsverfahren 

4300 Verfahren über den Antrag auf Eröffnung des Verteilungsverfahrens  	1,0 

4301 Durchführung des Verteilungsverfahrens  	2,0 

4305 Prüfung von Forderungen in einem besonderen Prüfungstermin (§ 11 der 
Seerechtlichen Verteilungsordnung) je Gläubiger  	25 DM 

IV.Beschwerdeverfahren 

4400 Verfahren über die Beschwerde gegen die Entscheidung über den Antrag 
auf Konkurseröffnung  	1,0 

4401 Verfahren über Beschwerden in einem Vergleichsverfahren, die nicht nach 
anderen Vorschriften gebührenfrei sind: 
Soweit die Beschwerde verworfen oder zurückgewiesen wird  	0,5 

4402 Verfahren über nicht aufgeführte Beschwerden, die nicht nach anderen 
Vorschriften gebührenfrei sind: 
Soweit die Beschwerde verworfen oder zurückgewiesen wird  	1,0 
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Gebührenbetrag 
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Entwurf 

Gebührenbetrag 
Nr. 	 Gebührentatbestand 	 oder Satz der Gebühr 

nach § 11 Abs. 2 GKG 

Teil 5 

Verfahren nach dem Gesetz über die Zwangsversteigerung und 
die Zwangsverwaltung; Zwangsliquidation einer Bahneinheit 

Die Gebühren 5100, 5200 und 5300 werden für jeden Antragsteller gesondert erhoben; Gesamtgläubiger, die den Antrag 
gemeinsam stellen, gelten als ein Antragsteller. Betrifft ein Antrag mehrere Gegenstände, wird die Gebühr nur einmal erhoben, 
soweit durch einen einheitlichen Beschluß entschieden wird. Für ein Verfahren nach § 765 a ZPO wird keine, für das 
Beschwerdeverfahren die Gebühr 5400 erhoben; richtet sich die Beschwerde auch gegen eine Entscheidung nach § 30 a ZVG, gilt 
Satz 2 entsprechend. 

I.Zwangsversteigerung 

5100 Entscheidung über den Antrag auf Anordnung der Zwangsversteigerung 
oder über den Beitritt zum Verfahren  	100 DM 

5110 Verfahren im allgemeinen  	0,5 

5111 Beendigung des Verfahrens vor Ablauf des Tages, an dem die Verfügung 
mit der Bestimmung des ersten Versteigerungstermins unterschrieben ist: 
Die Gebühr 5110 ermäßigt sich auf  	0,25 

5120 Abhaltung mindestens eines Versteigerungstermins mit Aufforderung zur 
Abgabe von Geboten  	0,5 
Die Gebühr entfällt, wenn der Zuschlag aufgrund des § 74 a oder § 85 a ZVG, § 13 oder 
§ 13 a des Gesetzes über Vollstreckungsschutz für die Binnenschiffahrt versagt bleibt 	 

5130 Erteilung des Zuschlags  	0,5 
Die Gebühr entfällt, wenn der Zuschlagsbeschluß aufgehoben wird. 

5140 Verteilungsverfahren  	0,5 

5141 Fall  der §§ 143, 144 ZVG: 
Die Gebühr 5140 ermäßigt sich auf  	0,25 

II. Zwangsverwaltung 

5200 Entscheidung über den Antrag auf Anordnung der Zwangsverwaltung 
oder über den Beitritt zum Verfahren  	100 DM 

5210 Durchführung des Verfahrens: Für jedes angefangene Jahr, beginnend mit 
dem Tag der Beschlagnahme  	0,5 

III. Zwangsliquidation einer Bahneinheit 

5300 Entscheidung über den Antrag auf Eröffnung der Zwangsliquidation  	100 DM 

5310 Verfahren im allgemeinen  	0,5 

5311 Verfahren wird eingestellt: 
Die Gebühr 5310 ermäßigt sich auf  	0,25 

IV. Beschwerdeverfahren 

5400 Verfahren über Beschwerden, wenn für die angefochtene Entscheidung 
eine Festgebühr bestimmt ist: 
Die Beschwerde wird verworfen oder zurückgewiesen  	100 DM 
Wird die Beschwerde nur teilweise verworfen oder zurückgewiesen, kann das Gericht 
die Gebühr nach billigem Ermessen auf die Hälfte ermäßigen oder bestimmen, daß eine 
Gebühr nicht zu erheben ist. 

5401 Verfahren über sonstige Beschwerden, die nicht nach anderen Vorschriften 
gebührenfrei sind: 
Soweit die Beschwerde verworfen oder zurückgewiesen wird  	0,25 
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Entwurf 

Gebührenbetrag oder Satz 
Nr. 	 Gebührentatbestand 	 der Gebühr 6110, soweit 

nichts anderes vermerkt ist 

Teil 6 
Strafsachen 

§ 473 Abs. 4 StPO, § 74 JGG, § 11 Abs. 3 Satz 1 und § 44 GKG bleiben unberührt. Wird eine Geldbuße festgesetzt, bestimmen sich 
die Gebühren insoweit nach Teil 7. 

I. Offizialverfahren mit rechtskräftiger Verurteilung zu einer Strafe, Verwarnung mit Strafvorbehalt oder 
Anordnung einer Maßregel der Besserung und Sicherung 

1. Verfahren im ersten Rechtszug 

6110 Hauptverhandlung mit Urteil, soweit kein Strafbefehl vorausgegangen ist, 
bei 
a)Verurteilung zu Freiheitsstrafe 

bis zu 3 Monaten  	70 DM 
bis zu 6 Monaten  	140 DM 
bis zu 2 Jahren  	280 DM 
von mehr als 2 Jahren  	420 DM 

b)Verurteilung zu Geldstrafe 
bis zu 90 Tagessätzen  	70 DM 
bis zu 180 Tagessätzen  	140 DM 
von mehr als 180 Tagessätzen  	280 DM 

c)Anordnung einer Maßregel der Besserung und Sicherung 	70 DM 
6111 Strafbefehl, auch wenn nach Einspruch durch Urteil entschieden worden 

ist  	0,5 
6112 Hauptverhandlung mit Urteil, soweit ein Strafbefehl vorausgegangen ist 	0,5 
2. Berufungsverfahren 
6120 Berufungsverfahren mit Urteil  	1,0 
6121 Erledigung des Berufungsverfahrens ohne Urteil  	0,25 
3. Revisionsverfahren 
6130 Revisionsverfahren mit Urteil oder Beschluß nach § 349 Abs. 2 oder 4 

StPO  	1,0 
6131 Erledigung des Revisionsverfahrens ohne Urteil und ohne Beschluß nach 

§ 349 Abs. 2 oder 4 StPO mit Ausnahme der Zurücknahme der Revision vor 
Ablauf der Begründungsfrist  	0,25 

II. Wiederaufnahme eines rechtskräftig mit Verurteilung zu einer Strafe, Verwarnung mit Strafvorbehalt 
oder Anordnung einer Maßregel der Besserung und Sicherung abgeschlossenen Verfahrens 

6200 Verwerfung oder Ablehnung eines Antrags auf Wiederaufnahme des 
Verfahrens  	0,5 

6201 Urteil nach erneuter Hauptverhandlung  	1,0 

III. Einziehung und verwandte Maßnahmen 
1. Antrag des Privatklägers nach § 440 StPO 

Zurückweisung des Antrags 
6310 - durch Urteil  	60 DM 
6311 I — durch Beschluß  	30 DM 
2. Berufung, Revision und Wiederaufnahme betreffend 

— die Einziehung, den Verfall, die Vernichtung, die Unbrauchbarmachung oder die Abführung des 
Mehrerlöses im Strafverfahren oder im selbständigen Verfahren nach §§ 440, 441 StPO; 

— die Verwerfung eines Antrags nach § 439 oder § 440 StPO 

6320 Verwerfung der Berufung durch Urteil  	60 DM 
6321  Erledigung der Berufung ohne Urteil 	 1 	20 DM 
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Gebührenbetrag oder Satz 
Nr. 	 Gebührentatbestand 	 der Gebühr 6110, 	soweit 

nichts anderes vermerkt ist 

Teil 6 

Strafsachen 
§ 473 Abs. 4 StPO, § 74 JGG, § 11 Abs. 3 Satz 1 und § 44 GKG bleiben unberührt. Wird eine Geldbuße festgesetzt, bestimmen sich 
die Gebühren insoweit nach Teil 7. 

I. Offizialverfahren mit rechtskräftiger Verurteilung zu einer S trafe, Verwarnung mit Strafvorbehalt oder 
Anordnung einer Maßregel der Besserung und Sicherung 

1. Verfahren im ersten Rechtszug 

6110 Hauptverhandlung mit Urteil, soweit kein Strafbefehl vorausgegangen ist, 
bei 

a) Verurteilung zu Freiheitsstrafe 
bis zu 3 Monaten  	80 DM 
bis zu 6 Monaten  	160 DM 
bis zu 2 Jahren  	320 DM 
von mehr als 2 Jahren  	480 DM 

b) Verurteilung zu Geldstrafe 
bis zu 90 Tagessätzen  	80 DM 
bis zu 180 Tagessätzen  	160 DM 
von mehr als 180 Tagessätzen  	320 DM 

c) Anordnung einer Maßregel der Besserung und Sicherung 	80 DM 

6111 unverändert 

6112 unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

II. unverändert 

III. unverändert 
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Entwurf 

Gebührenbetrag oder Satz 
Nr. 	 Gebührentatbestand 	 der Gebühr 6110, soweit 

nichts anderes vermerkt ist 

6322 Verwerfung der Revision durch Urteil oder Beschluß nach § 349 Abs. 2 oder 
4 StPO  	60 DM 

6323 Erledigung der Revision ohne Urteil und ohne Beschluß nach § 349 Abs. 2 
oder 4 StPO mit Ausnahme der Zurücknahme der Revision vor Ablauf der 
Begründungsfrist  	20 DM 

6324 Verwerfung oder Ablehnung eines Antrags auf Wiederaufnahme des 
Verfahrens  	30 DM 

6325 Urteil nach erneuter Hauptverhandlung (§ 373 StPO)  	60 DM 

IV.Klageerzwingungsverfahren, unwahre Anzeige und Zurücknahme des Strafantrags 
6400 Dem Antragsteller, dem Anzeigenden, dem Angeklagten oder Nebenbe

-

teiligten sind die Kosten auferlegt worden (§§ 177, 469, 470 StPO) 	60 DM 

V. Privatklageverfahren 
auch in der Form des Verfahrens nach Widerklage 

1. Verfahren mit Verurteilung zu einer Strafe 
a)Verfahren im ersten Rechtszug 
6510 I Hauptverhandlung mit Urteil 	  I 	1,0 
b) Berufungsverfahren 
6520 Berufungsverfahren mit Urteil, wenn der Privatkläger mit Erfolg oder der 

Beschuldigte die Berufung eingelegt hat  	1,0 
6521 Berufungsverfahren mit Urteil, wenn der Privatkläger ohne Erfolg die 

Berufung eingelegt hat 	120 DM 
6522 Erledigung der Berufung des Beschuldigten ohne Urteil  	0,25 
6523 Erledigung der Berufung des Privatklägers ohne Urteil  	30 DM 
c)Revisionsverfahren 
6530 Revisionsverfahren mit Urteil oder Beschluß nach § 349 Abs. 2 oder 4 StPO, 

wenn der Privatkläger mit Erfolg oder der Beschuldigte die Revision 
eingelegt hat   1,0 

6531 Revisionsverfahren mit Urteil oder Beschluß nach § 349 Abs. 2 StPO, wenn 
der Privatkläger ohne Erfolg die Revision eingelegt hat  	120 DM 

6532 Erledigung der Revision des Beschuldigten ohne Urteil und ohne Beschluß 
nach § 349 Abs. 2 oder 4 StPO mit Ausnahme der Zurücknahme der 
Revision vor Ablauf der Begründungsfrist   0,25 

6533 Erledigung der Revision des Privatklägers ohne Urteil und ohne Beschluß 
nach § 349 Abs. 2 StPO mit Ausnahme der Zurücknahme der Revision vor 
Ablauf der Begründungsfrist   30 DM 

2. Verfahren ohne Verurteilung, das nicht wegen Geringfügigkeit eingestellt ist 
a)Verfahren im ersten Rechtszug 
6540 Hauptverfahren mit Urteil  	120 DM 
6541 Erledigung des Verfahrens ohne Urteil  	30 DM 
b) Berufungsverfahren 
6550 Berufungsverfahren mit Urteil  	120 DM 
6551 Erledigung der Berufung ohne Urteil   	30 DM 
c) Revisionsverfahren 
6560 Revisionsverfahren mit Urteil oder Beschluß nach § 349 Abs. 2 oder 4 

StPO  	120 DM 
6561 Erledigung der Revision ohne Urteil und ohne Beschluß nach § 349 Abs. 2 

oder 4 StPO mit Ausnahme der Zurücknahme der Revision vor Ablauf der 
Begründungsfrist  	30 DM 

3. Wiederaufnahme eines Privatklageverfahrens auf Antrag des Privatklägers 
6570 I Der Antrag wird verworfen 	  30 DM 
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6571 Nach Anordnung der Wiederaufnahme wird nicht auf eine höhere S trafe 
erkannt 	120 DM 

VI.Nebenklage 
Dem Nebenkläger sind Kosten auferlegt worden: 
6600 Die Berufung des Nebenklägers wird durch Urteil oder die Revision des 

Nebenklägers wird durch Urteil oder Beschluß nach § 349 Abs. 2 StPO 
verworfen; aufgrund der Berufung oder Revision des Nebenklägers wird 
der Angeklagte freigesprochen oder für straffrei erklärt   120 DM 

6601 Erledigung der Berufung des Nebenklägers ohne Urteil oder der Revision 
des Nebenklägers ohne Urteil und ohne Beschluß nach § 349 Abs. 2 StPO 
mit Ausnahme der Zurücknahme der Revision vor Ablauf der Begrün-
dungsfrist   30 DM 

6602 Der Antrag des Nebenklägers auf Wiederaufnahme des Verfahrens wird 
verworfen 	30 DM 

6603 Nach Anordnung der Wiederaufnahme des Verfahrens auf Antrag des 
Nebenklägers wird nicht auf eine höhere Strafe erkannt  	120 DM 

VII.Beschwerdeverfahren 
Verwerfung oder Zurückweisung einer Beschwerde 

6700 — gegen einen Beschluß, durch den ein Antrag auf Wiederaufnahme des 
Verfahrens hinsichtlich einer Freiheitsstrafe, einer Geldstrafe oder einer 
Maßregel der Besserung und Sicherung verworfen oder abgelehnt 
wurde   0,5 

6702 — im Kostenfestsetzungsverfahren 	1,0 der Gebühr nach 
§ 11 Abs. 2 GKG 

6703 — in sonstigen Fällen außer in Beschwerdeverfahren, die nach anderen 
Vorschriften gebührenfrei sind  	20 DM 
Von dem Beschuldigten wird eine Gebühr nur erhoben, wenn gegen ihn rechtskräftig 
auf eine Strafe oder auf Verwarnung mit Strafvorbehalt erkannt oder eine Maßregel 
der Besserung und Sicherung angeordnet ist. 

VIII.Entschädigungsverfahren 
6800 Soweit dem Verletzten oder seinem Erben im Strafverfahren ein aus der 

Straftat erwachsener vermögensrechtlicher Anspruch zuerkannt ist (§ 403 
StPO)   1,0 der Gebühr nach 
Die Gebühr wird für jeden Rechtszug nach dem Wert des zuerkannten Anspruchs 	§ 11 Abs. 2 GKG 
erhoben. 

Gebührenbetrag oder Satz 
Nr. 	 Gebührentatbestand 	 der Gebühr 7110, soweit 

nichts anderes vermerkt ist 

Teil 7 
Verfahren nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten 

§ 473 Abs. 4 StPO, auch i. V. m. § 46 Abs. 1 OWiG, und § 11 Abs. 3 Satz 1 GKG bleiben unberührt. 

I. Bußgeldverfahren oder Strafverfahren mit rechtskräftiger Festsetzung einer Geldbuße 
1. Verfahren im ersten Rechtszug 

7110 Hauptverhandlung mit Urteil oder Beschluß ohne Hauptverhandlung, 
soweit kein Strafbefehl vorausgegangen ist  	10 v. H. 

des Betrages der Geld-
buße, 
— mindestens 50 DM 
— höchstens 25 000 DM 

7111 Strafbefehl, auch wenn nach Einspruch durch Urteil entschieden worden 
ist  	0,5 
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Teil 7 
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7112 Hauptverhandlung mit Urteil, soweit ein Strafbefehl vorausgegangen ist 	0,5 

2. Berufungsverfahren 
7120 Berufungsverfahren mit Urteil  	1,0 

7121 Erledigung des Berufungsverfahrens ohne Urteil  	0,25 

3. Rechtsbeschwerdeverfahren 
7130 Rechtsbeschwerdeverfahren mit Urteil oder Beschluß nach § 79 Abs. 5 

OWiG  	1,0 

7131 Erledigung der Rechtsbeschwerde ohne Urteil oder Beschluß nach § 79 
Abs. 5 OWiG mit Ausnahme der Zurücknahme der Rechtsbeschwerde vor 
Ablauf der Begründungsfrist   0,25 

4. Revisionsverfahren 
7135 Revisionsverfahren mit Urteil oder Beschluß nach § 349 Abs. 2 oder 4 

StPO  	1,0 

7136 Erledigung des Revisionsverfahrens ohne Urteil und ohne Beschluß nach 
§ 349 Abs. 2 oder 4 StPO mit Ausnahme der Zurücknahme der Revision vor 
Ablauf der Begründungsfrist   0,25 

II. Verfahren nach Einspruch ohne Sachentscheidung 
7200  Verwerfung des Einspruchs nach Beginn der Hauptverhandlung  	0,5 

III. Wiederaufnahme des Bußgeldverfahrens oder des Strafverfahrens, soweit gegen den Betroffenen oder 
den Beschuldigten eine Geldbuße festgesetzt worden ist 

7300 Verwerfung oder Ablehnung eines Antrags auf Wiederaufnahme des 
Verfahrens  	0,5 

7301 Entscheidung nach erneuter Hauptverhandlung (§ 373 StPO i. V. m. § 46 
Abs. 1 OWiG)  	1,0 

IV. Berufung, Rechtsbeschwerde, Revision und Wiederaufnahme betreffend 
— die Einziehung, den Verfall, die Unbrauchbarmachung oder die Abführung des Mehrerlöses neben 

einer Geldbuße oder selbständig; 
— die Verwerfung eines Antrags nach § 439 StPO i. V. m. § 46 Abs. 1 OWiG 

7400 Verwerfung der Berufung durch Urteil  	60 DM 

7401 Erledigung der Berufung ohne Urteil  	20 DM 

7402 Verwerfung der Rechtsbeschwerde durch Urteil oder Beschluß nach § 79 
Abs. 5 OWiG  	60 DM 

7403 Erledigung der Rechtsbeschwerde ohne Urteil oder Beschluß nach § 79 
Abs. 5 OWiG mit Ausnahme der Zurücknahme der Rechtsbeschwerde vor 
Ablauf der Begründungsfrist   20 DM 

7404 Verwerfung der Revision durch Urteil oder Beschluß nach § 349 Abs. 2 oder 
4 StPO  	60 DM 

7405 Erledigung der Revision ohne Urteil und ohne Beschluß nach § 349 Abs. 2 
oder 4 StPO mit Ausnahme der Zurücknahme der Revision vor Ablauf der 
Begründungsfrist   20 DM 

7406 Verwerfung oder Ablehnung eines Antrags auf Wiederaufnahme des 
Verfahrens  	30 DM 

7407 Entscheidung nach erneuter Hauptverhandlung (§ 373 StPO i. V. m. § 46 
Abs. 1 OWiG)  	60 DM 
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V.Unwahre Anzeige 
7500 Dem Anzeigenden sind die Kosten auferlegt worden (§ 469 StPO i. V. m. § 46 I 

Abs. 1 OWiG) 	 60 DM 

VI.Beschwerdeverfahren 
außer den Verfahren über die in den Abschnitten I und IV genannten Beschwerden 
Verwerfung oder Zurückweisung einer Beschwerde 

7600 — gegen einen Beschluß, durch den ein Antrag auf Wiederaufnahme des 
Verfahrens hinsichtlich einer Geldbuße verworfen oder abgelehnt 
wurde 0,5 

7601 — gegen eine Entscheidung, durch die im gerichtlichen Verfahren nach 
dem OWiG oder im selbständigen Verfahren nach § 30 OWiG, im 
Strafverfahren oder im selbständigen Verfahren nach den §§ 440, 441, 
444 Abs. 3 StPO eine Geldbuße gegen eine juristische Person oder eine 
Personenvereinigung festgesetzt worden ist 	 0,5 
Eine Gebühr wird nur erhoben, wenn eine Geldbuße rechtskräftig festgesetzt ist. 

7602 — im Kostenfestsetzungsverfahren 	 1,0 der Gebühr nach 
§ 11 Abs. 2 GKG 

7603 — in sonstigen Fällen außer in Beschwerdeverfahren, die nach anderen 
Vorschriften gebührenfrei sind 	 20 DM 
Von dem Betroffenen wird eine Gebühr nur erhoben, wenn gegen ihn eine Geldbuße 
rechtskräftig festgesetzt ist. 

VII.Verfahren mit abschließender Entscheidung im Falle des § 25 a Abs. 1 des Straßenverkehrsgesetzes 
7700 Entscheidung des Gerichts 	 50 DM 
7710 Entscheidung der Staatsanwaltschaft 	 25 DM 

Satz der Gebühr 
Nr. 	 Gebührentatbestand 	 nach § 11 

Abs. 2 GKG 

Teil 8 
Gerichtliche Verfahren nach dem Strafvollzugsgesetz 

8000 Zurückweisung des Antrags  	1,0 
8001 Zurücknahme des Antrags  	0,5 
8010 Verwerfung der Rechtsbeschwerde  	1,0 
8011 Zurücknahme der Rechtsbeschwerde  	0,5 
8020 Zurückweisung des Antrags auf Erlaß einer Entscheidung nach § 114 Abs. 2 

StVollzG  	0,5 
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Teil 9 
Auslagen 

(1)Auslagen, die durch eine für begründet befundene Beschwerde entstanden sind, werden nicht erhoben, soweit das 
Beschwerdeverfahren gebührenfrei ist; dies gilt jedoch nicht, soweit das Beschwerdegericht die Kosten dem Gegner des 
Beschwerdeführers auferlegt hat. 

(2)Neben den Gebühren, die sich nach dem Streitwert richten, mit Ausnahme der Gebühr 6800, werden die Auslagen nach den 
Nummern 9001 und 9002 nur erhoben, soweit sie in einer Instanz einen Betrag von 100 DM überschreiten. 

9000 Die Schreibauslagen betragen für jede Seite unabhängig von der Art der 
Herstellung in demselben Rechtszug 

a)für die ersten 50 Seiten  	1 DM 

b)für jede weitere Seite  	0,30 DM 

(1) Die Höhe der Schreibauslagen ist für jeden Kostenschuldner nach § 56 Abs. 1 GKG 
gesondert zu berechnen; Gesamtschuldner gelten als ein Schuldner. 

(2) Schreibauslagen werden erhoben für Ausfertigungen oder Abschriften, 

a) die auf Antrag erteilt, angefertigt oder per Telefax übermittelt werden; 

b) die angefertigt worden sind, weil die Partei oder ein Beteiligter es unterlassen hat, 
einem von Amts wegen zuzustellenden Schriftsatz die erforderliche Zahl von 
Abschriften beizufügen. 

(3) Frei von Schreibauslagen sind für jede Partei, jeden Beteiligten und jeden Beschul-
digten 

a) eine vollständige Ausfertigung oder Abschrift jeder gerichtlichen Entscheidung und 
jedes vor Gericht abgeschlossenen Vergleichs; 

b) eine Ausfertigung ohne Tatbestand und Entscheidungsgründe; 

c) eine Abschrift jeder Niederschrift über eine Sitzung; 

d) bei Vertretung durch einen Bevollmächtigten jeweils eine weitere vollständige 
Ausfertigung oder Abschrift. 

(4) Schreibauslagen für die erste Abschrift eines mit eidesstattlicher Versicherung 
abgegebenen Vermögensverzeichnisses und der Niederschrift über die Abgabe der 
eidesstattlichen Versicherung werden von demjenigen Kostenschuldner nicht erhoben, 
von dem die Gebühr 1643 oder 1644 zu erheben ist. 

(5) Werden für Ausfertigungen oder Abschriften Entwürfe verwandt, die der Antragstel-
ler dem Gericht zur Verfügung gestellt hat und die nur durch Geschäftsnummer, 
Zeitangaben, Kostenrechnung, Ausfertigungs- oder Beglaubigungsvermerk und Unter-
schrift des ausfertigenden Bediensteten zu ergänzen sind, so werden Schreibauslagen 
nicht erhoben. 

9001 Entgelte für Telekommunikationsdienstleistungen außer für den Telefon

-

dienst  	in voller Höhe 

9002 Kosten für Zustellungen durch 

a)die Post mit Zustellungsurkunde oder Einschreiben gegen Rück-
schein  	in voller Höhe 

b)Justizbedienstete nach den §§  211, 212 ZPO anstelle der tatsächlichen 
Aufwendungen 	  jeweils in Höhe des Be- 
Neben der Gebühr 1643 werden für die erste Zustellung keine Auslagen erhoben. trages der Gebühr nach 

o 16 Abs. 1 GvKostG 

9003 Versendung von Akten auf Antrag je Sendung pauschal  	15 DM 

Die Auslagen werden von demjenigen Kostenschuldner nicht erhoben, von dem die 
Gebühr 1645 zu erheben ist. 
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9004 Kosten, die durch öffentliche Bekanntmachung entstehen, mit Ausnahme 
der für Post- und Telekommunikationsdienstleistungen zu zahlenden 
Entgelte, jedoch nicht die Kosten der Bekanntmachung eines besonderen 
Prüfungstermins (§ 142 KO, § 11 der Seerechtlichen Verteilungsord- 
nung). 	  in voller Höhe 

9005 Nach dem Gesetz über die Entschädigung von Zeugen und Sachverstän

-

digen (ZuSEG) zu zahlende Beträge, und zwar auch dann, wenn aus 
Gründen der Gegenseitigkeit, der Verwaltungsvereinfachung und dgl. 

. keine Zahlungen zu leisten sind 	  in voller Höhe 

(1) Ist für einen Beschuldigten oder Betroffenen, der der deutschen Sprache nicht 
mächtig, taub oder stumm ist, im Strafverfahren oder im gerichtlichen Verfahren nach 
dem OWiG ein Dolmetscher oder Übersetzer herangezogen worden, um Erklärungen 
oder Schriftstücke zu übertragen, auf deren Verständnis der Beschuldigte oder Betrof-
fene zu seiner Verteidigung angewiesen ist, werden von diesem die dadurch entstan-
denen Auslagen nur erhoben, wenn das Gericht ihm diese nach § 464 c StPO oder die 
Kosten nach § 467 Abs. 2 Satz 1 StPO, jeweils auch i. V. m. § 46 Abs. 1 OWiG, auferlegt 
hat. 

(2) Sind die Auslagen durch mehrere Geschäfte veranlaßt, die sich auf verschiedene. 
Rechtssachen beziehen, so werden die Auslagen auf die mehreren Geschäfte unter 
Berücksichtigung der auf die einzelnen Geschäfte verwendeten Zeit angemessen 
verteilt. 

9006 Bei Geschäften außerhalb der Gerichtsstelle 

a) die den Gerichtspersonen aufgrund gesetzlicher Vorschriften gewährte 
Vergütung (Reisekosten, Auslagenersatz) und die Kosten für die Bereit- 
stellung von Räumen 	  

b) für den Einsatz von Dienstkraftfahrzeugen für jeden gefahrenen Kilo- 

in voller Höhe 

meter 	  0,52 DM 

Sind die Auslagen durch mehrere Geschäfte veranlaßt, die sich auf verschiedene 
Rechtssachen beziehen, so werden die Auslagen auf die mehreren Geschäfte unter 
Berücksichtigung der Entfernung und der auf die einzelnen Geschäfte verwendeten Zeit 
angemessen verteilt. 

9007 An Rechtsanwälte zu zahlende Beträge mit Ausnahme der Vergütungen 
nach dem 13. Abschnitt der BRAGO 	  in voller Höhe 

9008 Kosten für 

a)die Beförderung von Personen 	  

b)Zahlungen an mittellose Personen für die Reise zum Ort einer Verhand- 

in voller Höhe 

lung, Vernehmung oder Untersuchung und für die Rückreise 	 bis zur Höhe der nach 
dem ZuSEG an Zeugen 
zu zahlenden Beträge 

9009 An Dritte zu zahlende Beträge für 

a) die Beförderung von Tieren und Sachen mit Ausnahme der für Post-
dienstleistungen zu zahlenden Entgelte, die Verwahrung von Tieren 
und Sachen sowie die Fütterung von Tieren 	 in voller Höhe 

b)die Beförderung und die Verwahrung von Leichen 	 

c)die Durchsuchung oder Untersuchung von Räumen und Sachen ein-
schließlich der die Durchsuchung oder Untersuchung vorbereitenden 

in voller Höhe 

Maßnahmen 	  in voller Höhe 

d) die Bewachung von Schiffen und Luftfahrzeugen 	 in voller Höhe 

9010 Kosten einer Zwangshaft 	  in Höhe der für die 
Freiheitsstrafe gelten- 

den Sätze 
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9011 Kosten einer Haft außer Zwangshaft, Kosten einer einstweiligen Unterbrin

-

gung (§ 126a StPO), einer Unterbringung zur Beobachtung (§ 81 StPO, § 73 
JGG) und einer einstweiligen Unterbringung in einem Heim der Jugend- 
hilfe (§ 71 Abs. 2, § 72 Abs. 4 JGG) 	  in Höhe der für die 

Diese Kosten werden nur angesetzt, wenn sie nach den für die Freiheitsstrafe geltenden Freiheitsstrafe gelten- 
Vorschriften zu erheben wären. den Sätze 

9012 Beträge, die anderen inländischen Behörden, öffentlichen Einrichtungen 
oder Bediensteten als Ersatz für Auslagen der in den Nummern 9000 bis 
9011 bezeichneten Art zustehen, und zwar auch dann, wenn aus Gründen 
der Gegenseitigkeit, der Verwaltungsvereinfachung und dgl. keine Zah- 
lungen zu leisten sind 	  begrenzt durch die 

Höchstsätze für die 
Auslagen 9000 bis 9011 

9013 Beträge, die ausländischen Behörden, Einrichtungen oder Personen im 
Ausland zustehen, sowie Kosten des Rechtshilfeverkehrs mit dem Ausland, 
und zwar auch dann, wenn aus Gründen der Gegenseitigkeit, der Verwal- 
tungsvereinfachung und dgl. keine Zahlungen zu leisten sind 	 in voller Höhe 

9014 Auslagen der in den Nummern 9000 bis 9013 bezeichneten Art, soweit sie 
durch die Vorbereitung der öffentlichen Klage entstanden sind 	 begrenzt durch die 

Höchstsätze für die 
Auslagen 9000 bis 9012 

9015 Auslagen der in den Nummern 9000 bis 9013 bezeichneten Art, soweit sie 
durch das dem gerichtlichen Verfahren vorausgegangene Bußgeldverfah- 
ren entstanden sind 	  begrenzt durch die 

Höchstsätze für die 
Absatz 2 der Anmerkung zu Nummer 9005 ist nicht anzuwenden." Auslagen 9000 bis 9012 
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Artikel 2 

Änderung der Kostenordnung 

(1) Die Kostenordnung in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 361-1, veröffentlichten 
bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch . . ., wird 
wie folgt geändert: 

1. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 2 wird der Punkt durch ein 
Semikolon ersetzt und folgender Halbsatz 
angefügt: 

„ § 30 der Abgabenordnung steht der Auskunft 
nicht entgegen." 

b) In Absatz 3 werden die Worte „ermittelt das 
Gericht auf der Grundlage des Einheitswerts 
den Geschäftswert selbständig nach freiem 
Ermessen" durch die Worte „ist der nach 
den Grundsätzen der Einheitsbewertung ge-
schätzte Wert maßgebend" ersetzt. 

2. In § 26 Abs. 6 Satz 1 wird der Punkt durch ein 
Semikolon ersetzt und folgender Halbsatz ange-
fügt: 

„§ 30 der Abgabenordnung steht dem nicht ent-
gegen." 

3. In § 30 Abs. 2 Satz 2 werden die Worte „nicht 
unter 200 Deutsche Mark und" gestrichen. 

4. § 32 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Beträge geändert von 
„500 Deutsche Mark" in „2 000 Deutsche 
Mark" und von „15 Deutsche Mark" in 
„20 Deutsche Mark". 

b) In Satz 2 wird innerhalb der tabellarischen 
Übersicht in jeder Spalte jeweils der erste 
Betrag gestrichen; in der dritten Spalte wird 
ferner der Betrag „14" geändert in „15". 

5. In § 33 Satz 1 wird der Betrag „ 15 Deutsche Mark" 
geändert in „20 Deutsche Mark". 

6. In § 38 Abs. 3 wird die Angabe „und § 117 Abs. 3" 
gestrichen. 

7. In § 43 wird die Angabe „ (§ 176 Abs. 2 des Ge-
setzes über die Angelegenheiten der freiwil-
ligen Gerichtsbarkeit) " durch die Angabe „ (§ 9 
Abs. 1 Satz 2 des Beurkundungsgesetzes)" er-
setzt. 	 • 

8. In § 46 Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe „ § 38 
Abs. 2" durch die Angabe „§ 38 Abs. 3" er-
setzt. 

9. In § 56 wird der Betragsrahmen „ 15 bis 35 Deut-
sche Mark" durch den Be trag „25 Deutsche 
Mark" ersetzt. 

10. In § 67 Abs. 2 wird die Angabe „§ 60 Abs. 4" 
durch die Angabe „ § 60 Abs. 5" ersetzt. 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Artikel 2 

Änderung der Kostenordnung 

(1) Die Kostenordnung in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 361-1, veröffentlichten 
bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch . . ., wird 
wie folgt geändert: 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. unverändert 

6. unverändert 

7. unverändert 

8. unverändert 

9. unverändert 

10. unverändert 
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11. In § 72 wird der Betragsrahmen „15 bis 35 Deut-
sche Mark" durch den Be trag „25 Deutsche 
Mark" ersetzt. 

12. In § 73 Satz 1 wird der Betragsrahmen „15 bis 
35 Deutsche Mark" durch den Betrag „25 Deutsche 
Mark" ersetzt. 

13. In § 83 wird das Wort „Postgebühren" durch 
die Worte „Entgelte für Postdienstleistungen" 
ersetzt. 

14. § 84 wird die folgt geändert: 

a) In Absatz 4 wird der Betragsrahmen „15 bis 
275 Deutsche Mark" geändert in „20 bis 270 
Deutsche Mark". 

b) In Absatz 5 Satz 1 wird der Betragsrahmen „15 
bis 35 Deutsche Mark" durch den Betrag 
„25 Deutsche Mark" ersetzt. 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

11. unverändert 

12. § 73 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 73 

Abschriften und Ausdrucke 

(1) Für die Erteilung von Abschriften aus dem 
Grundbuch werden erhoben 

1. für unbeglaubigte Abschriften eine Gebühr 
von 20 Deutsche Mark; 

2. für beglaubigte Abschriften eine Gebühr von 
35 Deutsche Mark. 

(2) Für die Erteilung von Ausdrucken aus dem 
maschinell geführten Grundbuch werden erho-
ben 

1. für Ausdrucke eine Gebühr von 20 Deutsche 
Mark; 

2. für amtliche Ausdrucke eine Gebühr von 
35 Deutsche Mark. 

(3) Für die Ergänzung oder Bestätigung von 
Abschriften nach Absatz 1 und von Ausdrucken 
nach Absatz 2 wird dieselbe Gebühr wie für die 
Erteilung erhoben. 

(4) In den Fallen der Absätze 1 bis 3 werden 
Schreibauslagen nicht erhoben. 

(5) Für die Erteilung von Abschriften, Auskünf-
ten und Mitteilungen nach § 19 Abs. 2 und 3 des 
Gesetzes über die Zwangsversteigerung und die 
Zwangsverwaltung werden weder Gebühren 
noch Auslagen erhoben. 

(6) Für die Erteilung eines Ausdrucks aus 
einem maschinell geführten Verzeichnis, das der 
Auffindung der Grundbuchblätter dient, wird 
eine Gebühr von 20 Deutsche Mark erhoben." 

13. unverändert 

14. unverändert 
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15. In § 89 Abs. 1 wird der Betragsrahmen „ 15 bis 
35 Deutsche Mark" durch den Betrag „25 Deut-
sche Mark" ersetzt. 

16. In § 112 Abs. 3 wird die Angabe „ § 38 Abs. 2" 
durch die Angabe „ § 38 Abs. 3" ersetzt. 

17. In § 126 Abs. 3 Satz 1 werden die Worte „werden 
15 bis 35 Deutsche Mark" durch die Worte „wird 
eine Gebühr von 25 Deutsche Mark" ersetzt. 

18. Nach § 131 a wird folgender § 131 b eingefügt: 

„§ 131 b 

Beschwerden in Prozeßkostenhilfesachen 

Für das Verfahren über Beschwerden gegen 
Entscheidungen in Verfahren über die Prozeßko-
stenhilfe wird eine Gebühr von 50 Deutsche Mark 
erhoben, wenn die Beschwerde verworfen oder 
zurückgewiesen wird. Wird die Beschwerde nur 
teilweise verworfen oder zurückgewiesen, kann 
das Gericht die Gebühr nach billigem Ermessen 
auf die Hälfte ermäßigen oder bestimmen, daß 
eine Gebühr nicht zu erheben ist. Wird die 
Beschwerde zurückgenommen, bevor eine Ent-
scheidung über sie ergangen ist, wird keine 
Gebühr erhoben. § 130 Abs. 3 bleibt unbe-
rührt. " 

19. § 136 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 1 werden die Worte „oder 
angefertigt" durch die Worte „ , angefertigt 
oder per Telefax übermittelt" ersetzt. 

b) Absatz 1 Nr. 3 wird aufgehoben. 

c) Absatz 2 Nr. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. für jeden Beteiligten 

a) eine vollständige Ausfertigung oder 
Abschrift jeder gerichtlichen Entschei-
dung und jedes vor Gericht abgeschlos-
senen Vergleichs, 

b) eine Ausfertigung ohne Entscheidungs-
gründe, 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

15. § 89 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 89 

Abschriften und Ausdrucke 

(1) Für die Erteilung von Abschriften aus den in 
diesem Abschnitt genannten Registern und die 
Erteilung von Ausdrucken aus diesen Registern, 
die maschinell geführt werden, gilt § 73 Abs. 1 
bis 4 entsprechend. 

(2) Für Bescheinigungen aus den genannten 
Registern wird die Mindestgebühr (§ 33) erho-
ben. 

(3) Bescheinigungen nach § 66 Abs. 2 des Bür-
gerlichen Gesetzbuchs sind frei von Gebühren 
und Schreibauslagen. 

(4) § 73 Abs. 5 gilt entsprechend." 

16. unverändert 

17. unverändert 

18. Nach § 131 a wird folgender § 131 b eingefügt: 

„§ 131 b 

Beschwerden in Prozeßkostenhilfesachen 

Für das Verfahren über Beschwerden gegen 
Entscheidungen in Verfahren über die Prozeßko

-

stenhilfe wird eine Gebühr von 50 Deutsche Mark 
erhoben, wenn die Beschwerde verworfen oder 
zurückgewiesen wird. Wird die Beschwerde nur 
teilweise verworfen oder zurückgewiesen, kann 
das Gericht die Gebühr nach billigem Ermessen 
auf die Hälfte ermäßigen oder bestimmen, daß 
eine Gebühr nicht zu erheben ist. Wird die 
Beschwerde zurückgenommen, bevor eine Ent-
scheidung über sie ergangen ist, wird keine 
Gebühr erhoben. § 131 Abs. 3 bleibt unbe-
rührt. " 

19. unverändert 
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c) eine Abschrift jeder Niederschrift über 
eine Sitzung, 

d) bei Vertretung durch einen Bevoll-
mächtigten jeweils eine weitere voll-
ständige Ausfertigung oder Ab-
schrift." 

d) In Absatz 5 wird das Wort „Beamten" durch 
das Wort „Bediensteten" ersetzt. 

20. § 137 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 137 

Sonstige Auslagen 

Als Auslagen werden ferner erhoben 

1. Entgelte für Telekommunikationsdienstlei-
stungen außer für den Telefondienst; 

2. Entgelte für Zustellungen durch die Post mit 
Zustellungsurkunde; 

3. für jede Zustellung durch Justizbedienstete 
nach § § 211, 212 der Zivilprozeßordnung 
anstelle der tatsächlichen Aufwendungen ein 
Betrag in Höhe der in § 16 Abs. 1 des Gesetzes 
über Kosten der Gerichtsvollzieher bestimm-
ten Gebühr; 

4. für die Versendung von Akten auf Antrag je 
Sendung pauschal ein Betrag von 15 Deut-
sche Mark; 

5. Kosten, die durch öffentliche Bekanntma-
chung entstehen, mit Ausnahme der für Post-
und Telekommunikationsdienstleistungen zu 
zahlenden Entgelte; 

6. nach dem Gesetz über die Entschädigung von 
Zeugen und Sachverständigen zu zahlende 
Beträge sowie an Urkundszeugen zu zah-
lende Vergütungen; erhält ein Sachverständi-
ger auf Grund des § 1 Abs. 3 des Gesetzes 
über die Entschädigung von Zeugen und 
Sachverständigen keine Entschädigung, so ist 
der Betrag zu erheben, der ohne diese Vor-
schrift zu zahlen wäre; sind die Auslagen 
durch mehrere Geschäfte veranlaßt, die sich 
auf verschiedene Rechtssachen beziehen, so 
werden die Auslagen auf die mehreren 
Geschäfte unter Berücksichtigung der auf die 
einzelnen Geschäfte verwendeten Zeit ange-
messen verteilt; 

7. bei Geschäften außerhalb der Gerichtsstelle 

a) die den Gerichtspersonen auf Grund 
gesetzlicher Vorschriften gewährten Ver-
gütungen (Reisekosten, Auslagenersatz), 

b) die Kosten für die Bereitstellung von Räu-
men, 

c) für den Einsatz von Dienstkraftfahrzeugen 
für jeden gefahrenen Kilometer ein Betrag 
von 0,52 Deutsche Mark, 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

20. § 137 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 137 

Sonstige Auslagen 

Als Auslagen werden ferner erhoben 

1. unverändert 

2. Entgelte für Zustellungen durch die Post mit 
Zustellungsurkunde oder durch Einschrei-
ben gegen Rückschein; 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. unverändert 

6. unverändert 

7. unverändert 
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sind die Auslagen durch mehrere Geschäfte 
veranlaßt, die sich auf verschiedene Rechtssa-
chen beziehen, so werden die Auslagen auf 
die mehreren Geschäfte unter Berücksichti-
gung der Entfernungen und der auf die ein-
zelnen Geschäfte verwendeten Zeit ange-
messen verteilt; 

8. an Rechtsanwälte zu zahlende Beträge mit 
Ausnahme der Vergütungen nach dem 
13. Abschnitt der Bundesgebührenordnung 
für Rechtsanwälte; 

9. Rechnungsgebühren (§ 139); 

10. Kosten für die Beförderung von Personen; 

11. Beträge, die mittellosen Personen für die 
Reise zum Ort einer Verhandlung, Verneh-
mung oder Untersuchung und für die Rück-
reise gezahlt werden, bis zur Höhe der nach 
dem Gesetz über die Entschädigung von 
Zeugen und Sachverständigen an Zeugen zu 
zahlenden Beträge; 

12. an Dritte zu zahlende Beträge für 

a) die Beförderung von Tieren und Sachen, 
mit Ausnahme der für Postdienstleistun-
gen zu zahlenden Entgelte, die Verwah-
rung von Tieren und Sachen sowie die 
Fütterung von Tieren; 

b) die Durchsuchung oder Untersuchung von 
Räumen und Sachen einschließlich der die 
Durchsuchung oder Untersuchung vorbe-
reitenden Maßnahmen; 

13. Kosten einer Zwangshaft in Höhe der für die 
Freiheitsstrafe geltenden Sätze, Kosten einer 
sonstigen Haft nur dann, wenn sie nach den 
für die Freiheitsstrafe geltenden Vorschriften 
zu erheben wären; 

14. Beträge, die anderen inländischen Behörden, 
öffentlichen Einrichtungen oder Bediensteten 
als Ersatz für Auslagen der in den Nummern 1 
bis 13 bezeichneten Art zustehen, und zwar 
auch dann, wenn aus Gründen der Gegensei-
tigkeit, der Verwaltungsvereinfachung und 
dergleichen keine Zahlungen zu leisten sind; 
diese Beträge sind durch die Höchstsätze für 
die bezeichneten Auslagen begrenzt; 

15. Beträge, die ausländischen Behörden, Ein-
richtungen oder Personen im Ausland zuste-
hen, sowie Kosten des Rechtshilfeverkehrs 
mit dem Ausland, und zwar auch dann, wenn 
aus Gründen der Gegenseitigkeit, der Ver-
waltungsvereinfachung und dergleichen 
keine Zahlungen zu leisten sind." 

21. § 139 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 wird der Betrag „ 15 Deutsche 
Mark" geändert in „20 Deutsche Mark". 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

8. unverändert 

9. unverändert 

10. unverändert 

 11. unverändert 

12. unverändert 

13. unverändert 

14. unverändert 

15. unverändert 

21. unverändert 
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b) In Absatz 3 Satz 2 wird die Angabe „ § 14 Abs. 2 
Satz 2, 3 und 4, Abs. 3 und 4" durch die Angabe 
„§ 14 Abs. 3 bis 5" ersetzt. 

22. In § 143 Abs. 1 wird die Angabe „ § 137 Nr. 7" 
durch die Angabe „§ 137 Nr. 9" ersetzt. 

23. In § 146 Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe „§ 24 
Abs. 5 des Bundesbaugesetzes" durch die An-
gabe „§ 28 Abs. 1 des Baugesetzbuchs" ersetzt. 

24. § 148 a erhält folgende Überschrift: 

„Vollstreckbarerklärung eines Anwaltsver-
gleichs". 

25. § 152 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefaßt: 

„Schreibauslagen und für Post- und Telekom-
munikationsdienstleistungen zu zahlende Ent-
gelte". 

b) In Absatz 2 Nr. 1 wird das Wort „Postgebüh-
ren" durch die Worte „Entgelte für Postdienst-
leistungen" ersetzt. 

c) Absatz 2 Nr. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. Entgelte für Telefondienstleistungen." 

26. § 153 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird durch folgende Absätze er-
setzt: 

„(1) Der Notar erhält für Geschäftsreisen, 
die er im Auftrag eines Beteiligten vornimmt, 
Reisekosten. Eine Geschäftsreise liegt vor, 
wenn das Reiseziel außerhalb der Gemeinde 
liegt, in der sich der Amtssitz oder die Woh-
nung des Notars befindet. 

(2) Der Notar, dem die Gebühren für seine 
Tätigkeit selbst zufließen, erhält als Reise-
kosten 

1. bei Benutzung eines eigenen Kraftfahr-
zeugs Fahrtkosten nach Absatz 4; bei Benut-
zung anderer Verkehrsmittel die tatsächli-
chen Aufwendungen, soweit sie angemes-
sen sind; 

2. als Tage- und Abwesenheitsgeld bei einer 
Geschäftsreise von nicht mehr als 4 Stunden 
30 Deutsche Mark, von mehr als 4 bis 
8 Stunden 60 Deutsche Mark, von mehr als 
8 Stunden 110 Deutsche Mark; die Hälfte 
dieses Satzes ist auf die in § 58 Abs. 1 
bestimmte Zusatzgebühr anzurechnen; 

3. Ersatz der Übernachtungskosten, soweit sie 
angemessen sind. 

Die Regelung über die Verteilung der Reiseko-
sten bei Erledigung mehrerer Geschäfte auf 
derselben Geschäftsreise des Notars gilt auch, 
wenn auf derselben Reise Notargeschäfte und 
Rechtsanwaltsgeschäfte erledigt werden." 
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b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3; in Satz 2 
werden die Worte „bei Benutzung eines eige-
nen Kraftwagens 0,45 Deutsche Mark für jeden 
angefangenen Kilometer des Hin- und Rück-
wegs" durch die Worte „bei Benutzung eines 
eigenen Kraftfahrzeugs Fahrtkosten nach Ab-
satz 4" ersetzt. 

c) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz ange-
fügt: 

„(4) Als Fahrtkosten bei Benutzung eines 
eigenen Kraftfahrzeugs sind zur Abgeltung der 
Anschaffungs-, Unterhaltungs- und Betriebs-
kosten sowie der Abnutzung des Kraftfahr-
zeugs 0,52 Deutsche Mark für jeden gefahre-
nen Kilometer zuzüglich der durch die Benut-
zung des Kraftfahrzeugs aus Anlaß der 
Geschäftsreise regelmäßig anfallenden baren 
Auslagen, insbesondere der Parkgebühren, zu 
erstatten. " 

27. In § 154 Abs. 2 werden die Worte „die Gebühren-
vorschriften" durch die Worte „die Kostenvor-
schriften, eine kurze Bezeichnung des jeweiligen 
Gebührentatbestands, die Bezeichnung der Aus-
lagen" ersetzt. 

(2) In der Gebührentabelle (Anlage zur Kostenord-
nung) werden die Spaltenüberschriften und die 
Beträge in den beiden Spalten bis zu einem Ge-
schäftswert von 8 000 DM wie folgt gefaßt: 

„Geschäftswert bis . .. DM 
Gebühr 
...DM 

2 000 20 

4 000 35 

6 000 50 

8 000 65" 

Artikel 3 

Änderung des Gesetzes über Kosten 
der Gerichtsvollzieher 

(1) Das Gesetz über Kosten der Gerichtsvollzieher in 
der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnum-
mer 362-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, 
zuletzt geändert durch . . ., wird wie folgt geän-
dert: 

1. In § 9 Satz 2 und in § 11 Abs. 2 Satz 3 wird jeweils 
die Angabe „§ 5 Abs. 2 bis 4" durch die Angabe 
„ § 5 Abs. 2 bis 6" ersetzt. 

2. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift wird vor dem Wort „Aufrun

-

dung" das Wort „Festgebühr," eingefügt. 
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b) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Die volle Gebühr beträgt bei einem 
Gegenstandswert bis 1 000 Deutsche Mark 
20 Deutsche Mark. Die Gebühr erhöht sich bei 
einem Gegenstandswert bis 10 000 Deutsche 
Mark für jeden angefangenen Betrag von wei-
teren 1 000 Deutsche Mark und bei einem 
Gegenstandswert über 10 000 Deutsche Mark 
für jeden angefangenen Betrag von weiteren 
2 000 Deutsche Mark um 10 Deutsche Mark. 
Eine Gebührentabelle für Gegenstandswerte 
bis 100 000 Deutsche Mark ist diesem Gesetz 
als Anlage beigefügt." 

c) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz einge-
fügt: 

„(2) Die Festgebühr beträgt 20 Deutsche 
Mark." 

d) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 

3. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) Vor Absatz 1 wird folgender Absatz einge-
fügt: 

„ (1) Für die Zustellung auf Betreiben der 
Parteien, die der Gerichtsvollzieher persönlich 
vornimmt, wird eine Gebühr von 10 Deutsche 
Mark erhoben." 

b) Der bisherige Absatz 1 wird Absatz 2; in Satz 1 
werden die Worte „2 Deutsche Mark" durch 
die Worte „ein Viertel der in Absatz 1 bestimm-
ten Gebühr" ersetzt. 

c) Der bisherige Absatz 2 wird aufgehoben. 

d) In Absatz 3 Satz 1 werden die Worte „beträgt 
die Gebühr 5 Deutsche Mark" durch die Worte 
„erhöht sich die Gebühr um ein Viertel" 
ersetzt. 

e) In Absatz 4 werden die Worte „beträgt die 
Gebühr 3 Deutsche Mark" durch die Worte 
„wird die Hälfte der in Absatz 1 bestimmten 
Gebühr erhoben" ersetzt. 

f) Absatz 5 wird wie folgt gefaßt: 

„(5) Wird der Zustellungsauftrag vor seiner 
Erledigung zurückgenommen, beträgt die Ge-
bühr ein Viertel der in Absatz 1 bestimmten 
Gebühr. Absatz 4 bleibt unberührt." 

g) In Absatz 7 werden die Worte „eine Gebühr 
von 1 Deutsche Mark für die Seite" durch die 
Worte „je Seite eine Gebühr in der Höhe von 
Schreibauslagen" ersetzt. 

4. In § 16a werden die Worte „eine Gebühr von 
7,50 Deutsche Mark" durch die Worte „die Hälfte 
der Festgebühr" ersetzt. 

5. In § 17 Abs. 3 werden die Worte „15 Deutsche 
Mark" durch die Worte „einen Betrag in Höhe der 
Festgebühr" ersetzt. 
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6. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „eine Gebühr 
von 5 Deutsche Mark" durch die Worte „die 
Hälfte der Festgebühr" ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden die Worte „den gleichen 
Betrag" durch die Worte „einen Betrag in Höhe 
der Hälfte der Festgebühr" ersetzt. 

7. § 20 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „70 Deutsche 
Mark" durch die Worte „ein Betrag in Höhe 
des Vierfachen der Festgebühr" ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden die Worte „140 Deutsche 
Mark" durch die Worte „ein Betrag in Höhe 
des Achtfachen der Festgebühr" ersetzt. 

8. § 21 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 Satz 1 werden die Worte „beträgt 
die Gebühr 5 Deutsche Mark" durch die Worte 
„wird die Hälfte der Festgebühr erhoben" 
ersetzt. 

b) In Absatz 4 werden die Worte „eine Gebühr 
von 2 Deutsche Mark" durch die Worte „ein 
Viertel der Festgebühr" ersetzt. 

c) In Absatz 5 werden in Satz 1 die Worte „von 
50 Deutsche Mark" durch die Worte „in Höhe 
des Dreifachen der Festgebühr, " und in Satz 2 
die Worte „den gleichen Betrag, höchstens 
jedoch um je 15 Deutsche Mark" durch die 
Worte „einen Betrag in Höhe der Festgebühr" 
ersetzt. 

9. § 22 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „eine 
Gebühr von 15 Deutsche Mark" durch die 
Worte „die Festgebühr" ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden die Worte „15 Deutsche 
Mark" durch die Worte „einen Betrag in Höhe 
der Festgebühr" ersetzt. 

10. § 24 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „Eine Gebühr 
von 30 Deutsche Mark" durch die Worte „Das 
Doppelte der Festgebühr" ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden die Worte „15 Deutsche 
Mark" durch die Worte „einen Betrag in Höhe 
der Festgebühr" ersetzt. 

11. § 25 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „eine Gebühr 
von 2,50 Deutsche Mark" durch die Worte „ein 
Viertel der Festgebühr" ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „beträgt 
die Gebühr 5 Deutsche Mark" durch die Worte 
„wird die Hälfte der Festgebühr erhoben" 
ersetzt. 

c) In Absatz 3 werden die Worte „eine Gebühr 
von 2 Deutsche Mark" durch die Worte „ein 
Viertel der Festgebühr" ersetzt. 
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12. § 26 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „eine Gebühr 
von 30 Deutsche Mark" durch die Worte „das 
Doppelte der Festgebühr" und die Worte „eine 
Gebühr von 6 Deutsche Mark" durch die Worte 
„die Hälfte der Festgebühr" ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden die Worte „eine Gebühr 
von 2,50 Deutsche Mark" durch die Worte „ein 
Viertel der Festgebühr" und die Worte „eine 
Gebühr von 5 Deutsche Mark" durch die Worte 
„die Hälfte der Festgebühr" ersetzt. 

13. § 28 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Worte „eine Gebühr von 
30 Deutsche Mark" durch die Worte „das 
Doppelte der Festgebühr" ersetzt. 

b) In Satz 2 werden die Worte „eine Gebühr von 
15 Deutsche Mark" durch die Worte „die 
Festgebühr" ersetzt. 

14. § 29 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „eine 
Gebühr von 4 Deutsche Mark" durch die Worte 
„die Hälfte der Festgebühr" ersetzt. 

b) In Absatz 1 Satz 2 werden das Wort „fünf" 
durch das Wort „drei", das Wort „sechsten" 
durch das Wort „vierten" und die Worte „eine 
Gebühr von 2 Deutsche Mark" durch die Worte 
„ein Viertel der Festgebühr" ersetzt. 

c) Absatz 1 Satz 3 wird aufgehoben. 

d) In Absatz 2 werden die Worte „eine Gebühr 
von 6 Deutsche Mark" durch die Worte „die 
Hälfte der Festgebühr" ersetzt. 

15. § 30 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „eine 
Gebühr von 15 Deutsche Mark" durch die 
Worte „die Festgebühr" ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden die Worte „eine Gebühr 
von 7,50 Deutsche Mark" durch die Worte „die 
Hälfte der Festgebühr" ersetzt. 

16. § 31 wird wie folgt geändert: 

a) In den Nummern 1 und 2 werden jeweils die 
Worte „eine Gebühr von 4 Deutsche Mark" 
durch die Worte „ein Viertel der Festgebühr" 
ersetzt. 

b) In Nummer 3 werden die Worte „eine Gebühr 
von 7,50 Deutsche Mark" durch die Worte „die 
Hälfte der Festgebühr" ersetzt. 

17. § 32 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift wird das Wort „Beglaubi-
gungen," gestrichen. 
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b) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „für die 
Beglaubigung einer Unterschrift oder eines 
Handzeichens, " gestrichen und die Angabe 
„§§ 18 bis 35, 45, 51, 52, 130 Abs. 2 bis 4" durch 
die Angabe „ §§ 18 bis 35, 51, 52, 130 Abs. 2 bis 
4" ersetzt. 

18. In § 33 Abs. 2 werden die Worte „15 Deutsche 
Mark" durch die Worte „einen Betrag in Höhe der 
Festgebühr" ersetzt. 

19. § 35 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nr. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„3. Entgelte für Post- und Telekommunika-
tionsdienstleistungen;". 

b) Absatz 1 Nr. 8 wird wie folgt gefaßt: 

„8. die für die Beförderung von Personen, 
Tieren und Sachen, die Verwahrung von 
Tieren und Sachen, die Fütterung von 
Tieren, die Beaufsichtigung von Sachen 
sowie die Aberntung von Früchten zu zah-
lenden Beträge; ". 

c) Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. Entgelte für Telefondienstleistungen im 
Orts- und Nahbereich (Absatz 1 Nr. 3),". 

20. § 36 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„ (1) Schreibauslagen werden erhoben für 

1. jede erteilte, angefertigte oder per Telefax 
übermittelte 

a) Abschrift der von dem Gerichtsvollzieher 
aufgenommenen Urkunden und Protokolle, 
die nach gesetzlicher Vorschrift oder auf 
Antrag gefertigt wurde, ausgenommen die 
nach gesetzlicher Vorschrift zu erteilende 
Abschrift der Zustellungsurkunde; in den 
Fällen des § 189 Abs. 2 und des § 829 Abs. 2 
Satz 2 der Zivilprozeßordnung werden 
Schreibauslagen jedoch für jede Abschrift 
der Zustellungsurkunde erhoben; 

b) Abschrift der Benachrichtigung des Dritt-
schuldners und des Schuldners nach § 845 
Abs. 1 Satz 2 der Zivilprozeßordnung; 

2. die bei einer Hinterlegung zu erstattende 
Anzeige an das Vollstreckungsgericht (§§ 827, 
854 der Zivilprozeßordnung); 

3. die vor der Verhaftung erforderliche Anzeige 
an die vorgesetzte Dienstbehörde des zu Ver-
haftenden (§ 910 der Zivilprozeßordnung) und 
die auf Antrag gefertigte Abschrift des Haftbe-
fehls (§ 909 Satz 2 der Zivilprozeßordnung); 

4. jede Abschrift, die gefertigt wurde, weil der 
Auftraggeber es unterlassen hat, einem zuzu-
stellenden Schriftstück die erforderliche Zahl 
von Abschriften beizufügen; 
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5. die Aufnahme der von dem Drittschuldner bei 
der Zustellung eines Pfändungsbeschlusses 
oder nachträglich abgegebenen Erklärungen 
(§ 840 der Zivilprozeßordnung)." 

21. In § 37 Abs. 6 werden die Worte „Der Bundes-
minister" durch die Worte „Das Bundesministe-
rium" ersetzt. 

22. Der vierte Abschnitt wird wie folgt gefaßt: 

„Vierter Abschnitt 

Übergangsvorschrift 

§ 38 

Die Kosten sind nach bisherigem Recht zu 
berechnen, wenn der Auftrag vor dem Inkrafttre-
ten einer Gesetzesänderung erteilt worden ist. 
Dies gilt auch, wenn Vorschriften geändert wer-
den, auf die dieses Gesetz verweist." 

(2) Die Gebührentabelle (Anlage zum Gesetz 
über Kosten der Gerichtsvollzieher) wird durch 
die diesem Gesetz als Anlage 2 beigefügte Fas-
sung ersetzt. 

Artikel 4 

Änderung der Justizverwaltungskostenordnung 

(1) Die Verordnung über Kosten im Bereich der 
Justizverwaltung in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnummer 363-1, veröffentlichten berei-
nigten Fassung, zuletzt geändert durch . . ., wird wie 
folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden nach den Worten „Justizbe-
hörden des Bundes" die Worte „und in Angele-
genheiten nach Nummer 5 der Anlage zu dieser 
Verordnung (Gebührenverzeichnis) von den 
Justizbehörden der Länder" eingefügt. 

b) In Absatz 2 wird die Angabe „ § 5 Abs. 4" durch 
die Angabe „ § 5 Abs. 2" ersetzt. 

2. In § 4 Abs. 1 werden die Worte „oder angefertigt" 
durch die Worte „ , angefertigt oder per Telefax 
übermittelt" ersetzt. 

3. § 5 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 5 

(1) Für die Erhebung sonstiger Auslagen gilt 
§ 137 Nr. 1 bis 7, 10 bis 12, 14 und 15 der 
Kostenordnung entsprechend. Die Auslagen sind 
auch dann zu erheben, wenn eine Gebühr für die 
Amtshandlung nicht zum Ansatz kommt. 
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(2) Im Rechtshilfeverkehr mit dem Ausland nach 
dem Gesetz über die inte rnationale Rechtshilfe in 
Strafsachen werden abweichend von Absatz 1 die 
Auslagen erhoben, die in den Nummern 9002 bis 
9010, 9012 bis 9015 des Kostenverzeichnisses zum 
Gerichtskostengesetz und in § 10 Abs. 3 dieser 
Verordnung bezeichnet sind. Dies gilt nicht, soweit 
nach § 75 des Gesetzes über die internationale 
Rechtshilfe in Strafsachen darauf verzichtet wor-
den ist. Auslagen, die durch eine für begründet 
befundene Beschwerde entstanden sind, werden 
nicht erhoben, soweit das Beschwerdeverfahren 
gebührenfrei ist." 

4. In § 9 Nr. 3 wird die Angabe „§ 28" durch die 
Angabe „§ 30" ersetzt. 

5. § 17 wird aufgehoben. 

(2) Das Gebührenverzeichnis (Anlage zur Justizver-
waltungskostenordnung) wird wie folgt geändert: 

1. In Nummer 1 wird der Be trag „20 DM" geändert in 
„25 DM". 

2. In Nummer 2 werden jeweils die Beträge „15 DM" 
geändert in „20 DM", der Betragsrahmen „10 bis 
500 DM" in „15 bis 500 DM" und jeweils die 
Beträge „ 10 DM" in „15 DM". 

3. In Nummer 3 werden jeweils die Mindestbeträge 
der Betragsrahmen geändert von „10" in „15". 

4. In Nummer 4 wird der Be trag „10 DM" geändert in 
„15 DM". 

5. Nach Nummer 4 wird folgende Nummer 5 ange

-fügt: 

Nr. 	Gegenstand 	Gebühren 

„5 	Erlaubnis 	zur 	Besorgung 
fremder Rechtsangelegen- 
heiten, Zulassung als Pro- 
zeßagent 

a) Erteilung einer Erlaubnis 
zur Besorgung fremder 
Rechtsangelegenheiten 	180 DM 

b) Erste 	Zulassung 	zum 
mündlichen Verhandeln 
vor Gericht nach § 157 
Abs. 3 der Zivilprozeß- 
ordnung  	120 DM 

c) Weitere Zulassung  	60 DM" 

Artikel 5 

Änderung des Gesetzes 
fiber die Entschädigung 

der ehrenamtlichen Richter 

Das Gesetz über die Entschädigung der ehrenamt-
lichen Richter in der Fassung der Bekanntmachung 
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vom 1. Oktober 1969 (BGBl. I S. 1753), zuletzt geän-
dert durch . . ., wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 Nr. 2 werden die Worte „und Fußwegstrek-
ken" gestrichen. 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird der Betrag „6 Deutsche 
Mark" geändert in „8 Deutsche Mark". 

b) Absatz 1 Satz 2 und 3 wird aufgehoben. 

c) In Absatz 2 Satz 1 wird der Be trag „24 Deutsche 
Mark" geändert in „30 Deutsche Mark". 

d) Dem Absatz 2 werden folgende Sätze ange-
fügt: 

„Wer nicht erwerbstätig ist und einen eigenen 
Haushalt für mehrere Personen führt, erhält 
neben der Entschädigung nach Absatz 1 
20 Deutsche Mark je Stunde. Satz 4 gilt entspre-
chend für Teilzeitbeschäftigte, die außerhalb 
ihrer vereinbarten regelmäßigen Arbeitszeit 
herangezogen werden. Die Entschädigung 
nach Satz 4 und 5 wird nicht gewährt, soweit 
dem ehrenamtlichen Richter Kosten einer not-
wendigen Vertretung erstattet werden."  

e) In Absatz 3 Satz 1 und 2 wird jeweils der Be trag 
„50 Deutsche Mark" geändert in „60 Deutsche 
Mark" und in Satz 2 der Betrag „70 Deutsche 
Mark" in „80 Deutsche  Mark".  

f) Absatz 4 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Entschädigungen werden für höchstens 
zehn Stunden je Tag gewährt, die Entschädi-
gung nach Absatz 2 Satz 4 jedoch für höchstens 
acht Stunden je Tag; Teilzeitbeschäftigten wird 
die Entschädigung nach Absatz 2 Satz 4 höch-
stens für die Zeitdauer gewährt, die zusammen 
mit der vereinbarten regelmäßigen Arbeitszeit 
acht Stunden je Tag nicht überschreitet." 

3. § 3 Abs. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„ (3) Bei Benutzung eines eigenen oder unent-
geltlich von einem Dritten zur Verfügung gestell-
ten Kraftfahrzeugs sind zur Abgeltung der 
Anschaffungs-, Unterhaltungs- und Be triebskosten 
sowie der Abnutzung des Kraftfahrzeugs 
0,52 Deutsche Mark für jeden gefahrenen Kilome-
ter zuzüglich der durch die Benutzung des Kraft-
fahrzeugs aus Anlaß der Reise regelmäßig anfal-
lenden baren Auslagen, insbesondere der Parkge-
bühren, zu erstatten." 

Artikel 6 

Änderung des Gesetzes über die Entschädigung 
von Zeugen und Sachverständigen 

(1) Das Gesetz über die Entschädigung von Zeugen 
und Sachverständigen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 1. Oktober 1969 (BGBl. I S. 1756), zuletzt 
geändert durch . . ., wird wie folgt geändert: 
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1. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 wird der Betragsrahmen 
„3 Deutsche Mark bis 20 Deutsche Mark" geän-
dert in „4 bis 25 Deutsche Mark". 

b) In Absatz 3 Satz 2 wird der Betrag „12 Deutsche 
Mark" geändert in „20 Deutsche Mark". 

c) Nach Absatz 3 Satz 2 werden folgende Sätze 
eingefügt: 

„Satz 2 gilt entsprechend für Teilzeitbeschäf-
tigte, die außerhalb ihrer vereinbarten regelmä-
ßigen Arbeitszeit herangezogen werden. Die 
Entschädigung nach Satz 2 und 3 wird nicht 
gewährt, soweit dem Zeugen Kosten einer not-
wendigen Vertretung erstattet werden." 

d) Absatz 5 wird wie folgt gefaßt: 

„ (5) Die Entschädigung wird für höchstens 
zehn Stunden je Tag gewährt, die Entschädi-
gung nach Absatz 3 Satz 2 jedoch für höchstens 
acht Stunden je Tag; Teilzeitbeschäftigten wird 
die Entschädigung nach Absatz 3 Satz 2 höch-
stens für die Zeitdauer gewährt, die zusammen 
mit der vereinbarten regelmäßigen Arbeitszeit 
acht Stunden je Tag nicht überschreitet." 

2. In § 3 Abs. 2 Satz 1 wird der Betragsrahmen „40 bis 
70 Deutsche Mark" geändert in „50 bis 100 Deut-
sche Mark". 

3. In § 5 Abs. 3 Satz 2 wird der Betrag „50 Deutsche 
Mark" geändert in „65 Deutsche Mark". 

4. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Haben sich die Parteien dem Gericht 
gegenüber mit einer bestimmten Entschädi-
gung für die Leistung des Sachverständigen 
oder mit einem bestimmten Stundensatz einver-
standen erklärt, so ist die bestimmte oder die 
nach dem bestimmten Stundensatz berechnete 
Entschädigung zu gewähren, wenn ein ausrei-
chender Betrag an  die Staatskasse gezahlt 
ist. " 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

1. unverändert 

2. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 wird der Betragsrahmen „40 
bis 70 Deutsche Mark" geändert in „50 bis 100 
Deutsche Mark". 

b) In Absatz 3 Satz 1 Buchstabe b werden die 
Worte „im wesentlichen" durch die Worte „zu 
mindestens 70 vom Hundert"  ersetzt. 

3. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe „§ 1 Abs. 2," 
gestrichen. 

b) In Absatz 3 Satz 2 wird der Betrag „50 Deutsche 
Mark" geändert in „65 Deutsche Mark". 

4. unverändert 
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b) Nach Absatz 2 Satz 1 wird folgender Satz 
eingefügt: 

„Bei der Festlegung eines bestimmten Stunden-
satzes soll die Zustimmung nur erteilt werden, 
wenn die nach § 3 zulässige Entschädigung 
nicht überschritten wird."  

5. § 8 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 2 wird durch folgende Nummern 
ersetzt: 

„2. für die Anfertigung von im Gutachten ver-
wendeten Lichtbildern je ersten Abzug 
4 Deutsche Mark und je weiteren Abzug 
1 Deutsche Mark; 

3. für die Erstellung des schriftlichen Gutach-
tens einschließlich der notwendigen Auf-
wendungen für Hilfskräfte je angefangene 
Seite 4 Deutsche Mark;". 

b) Die bisherige Nummer 3 wird Nummer 4. 

6. § 9 Abs. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Bei Benutzung eines eigenen oder unent-
geltlich von einem Dritten zur Verfügung gestell-
ten Kraftfahrzeugs sind zu erstatten 

1. dem Sachverständigen zur Abgeltung der 
Anschaffungs-, Unterhaltungs- und Betriebsko-
sten sowie der Abnutzung des Kraftfahrzeugs 
0,52 Deutsche Mark und 

2. dem Zeugen zur Abgeltung der Betriebskosten 
sowie der Abnutzung des Kraftfahrzeugs 
0,40 Deutsche Mark 

für jeden gefahrenen Kilometer zuzüglich der 
durch die Benutzung des Kraftfahrzeugs aus Anlaß 
der Reise regelmäßig anfallenden baren Auslagen, 
insbesondere der Parkgebühren." 

7. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 ange-
fügt: 

„ (2) Für Abschriften und Ablichtungen, die 
auf Erfordern, notwendigerweise oder für die 
Handakten des Sachverständigen gefertigt wor-
den sind, bemißt sich die Höhe der Schreibaus-
lagen bei der Erledigung desselben Auftrags 
nach den für die gerichtlichen Schreibauslagen 
im Gerichtskostengesetz bestimmten Beträ-
gen. " 

8. In § 17 Abs. 3 werden die Beträge geändert von 
„1,50 Deutsche Mark" in „2 Deutsche Mark", von 
„4,50 Deutsche Mark" in „5,80 Deutsche Mark", 
von „6,50 Deutsche Mark" in „8,40 Deutsche 
Mark" und von „20 Deutsche Mark" in „25 Deut-
sche Mark". 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

5. unverändert 

6. unverändert 

7. unverändert 

8. unverändert 
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(2) Die Anlage (zu § 5) wird wie folgt geändert: 

1. In Nummer 1 werden die Beträge geändert von 
„60" in „75", von „145" in „185", von „30" in „40" 
und von „100" in „130". 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

9. § 17 a wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefaßt: 

„Entschädigung Dritter”. 

b) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Für Dritte, die auf Grund eines Beweiszwek-
ken dienenden Ersuchens der Strafverfol-
gungsbehörde 

1. Gegenstände herausgeben (§ 95 Abs. 1, 
§ 98 a der Strafprozeßordnung) oder die 
Pflicht zur Herausgabe entsprechend einer 
Anheimgabe der Strafverfolgungsbehörde 
abwenden, 

2. Auskunft erteilen, 

3. die Überwachung und Aufzeichnung des 
Fernmeldeverkehrs ermöglichen (§ 100b 
Abs. 3 der Strafprozeßordnung) oder 

4. durch fernmeldetechnische Maßnahmen die 
Ermittlung 

a) von solchen Telefonanschlüssen ermögli-
chen, von denen ein bestimmter Telefon-
anschluß angewählt wurde (Fangeinrich-
tung), 

b) der von einem Telefonanschluß her-
gestellten Verbindungen ermöglichen 
(Zählvergleichseinrichtung), 

gelten die Vorschriften dieses Gesetzes sinn-
gemäß; sie gelten nicht für die Zuführung 
der telefonischen Zeitansage, die betriebsfä-
hige Bereitstellung und die Überlassung von 
Wählanschlüssen; sie gelten nicht für die 
betriebsfähige Bereitstellung von Festver-
bindungen, die nicht für bestimmte Überwa-
chungsmaßnahmen eingerichtet werden." 

c) Absatz 6 wird wie folgt gefaßt: 

„(6) Abweichend von den Absätzen 2 und 3 ist 
in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 3 für die 
betriebsfähige Bereitstellung einer Festverbin-
dung je Ende, das nicht in Einrichtungen des 
Betreibers der Festverbindung liegt, ein Betrag 
von 300 DM für eine zweiadrige und ein Betrag 
von 600 DM für eine vier- oder mehradrige 
Festverbindung zu ersetzen; für die Benutzung 
von Festverbindungen und die Nutzung von 
Wählverbindungen sind die in den allgemeinen 
Tarifen dafür vorgesehenen Entgelte zu erset-
zen." 

(2) unverändert 
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2. Nummer 2 wird wie folgt gefaßt: 

Entschädigung 
Nr. 	Bezeichnung der Leistung 	in Deutsche 

Mark 

„2 Jeder Obduzent erhält 
a) für die Leichenöffnung . 	305 

Bei einer Obduktion un-
ter besonders ungünsti-
gen äußeren Bedingun-
gen beträgt die Entschä-
digung   430 

Bei einer Obduktion un-
ter anderen besonders 
ungünstigen Bedingun-
gen (Zustand der Leiche 
etc.) beträgt die Entschä-
digung   620 

b)

für die Sektion von Tei-
len einer Leiche oder die 
Öffnung einer nicht 
lebensfähigen Leibes-
frucht  	130 

Bei einer Sektion oder 
Obduktion unter beson-
ders ungünstigen Bedin-
gungen beträgt die Ent-
schädigung   185 

Die Entschädigung umfaßt 
auch den zur Niederschrift 
gegebenen Bericht ein-
schließlich des vorläufigen 
Gutachtens." 

In Nummer 3 wird der Betragsrahmen „10 bis 30" 
geändert in „20 bis 40" und der Be trag „60" in 
„70." 

c)

In Nummer 4 werden die Be träge geändert von 
„45" in „60" und von „90" in „115". 

d)

Die Nummern 5 und 6 werden wie folgt gefaßt: 

Entschädigung 
Nr. 	Bezeichnung der Leistung 	in Deutsche 

Mark 

„5 Für die Untersuchung eines 
Lebensmittels, Bedarfsge-
genstandes, Arzneimittels, 
von Luft, Gasen, Böden, 
Klärschlämmen, Wässern 
oder Abwässern und dgl. 
und eine kurze schriftliche 
gutachtliche Äußerung be-
trägt die Entschädigung für 
jede Einzelbestimmung je 
Probe   5 bis 80 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 
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Entschädigung 
Nr. 	Bezeichnung der Leistung 	in Deutsche 

Mark 

Bei außergewöhnlich um-
fangreichen oder schwieri-
gen Untersuchungen be-
trägt die Entschädigung bis 
zu   2 000 

6 	a) Für die mikroskopische, 
physikalische, 	chemi

-

sche, 	toxikologische, 
bakteriologische, serolo-
gische Untersuchung, 
wenn das Untersu-
chungsmaterial von 
Menschen oder Tieren 
stammt, beträgt die Ent-
schädigung je Organ 

 oder Körperflüssigkeit . 8 bis 80 

Bei 	außergewöhnlich 
umfangreichen 	oder 
schwierigen 	Untersu

-

chungen beträgt die Ent-
schädigung bis zu  	2 000 

b) Herstellung einer DNA-
Probe und ihre Überprü-
fung auf Geeignetheit 
(z. B. Hochmolekularität, 
humane Herkunft, Aus-
maß der Degradation, 
Kontrolle des Verdaus) 
bis zu   320 

Die Entschädigung umfaßt 
das verbrauchte Material, 
soweit es sich um gering-
wertige Stoffe handelt, und 
eine kurze gutachtliche Äu-
ßerung. " 

6. In Nummer 7 werden die Betragsrahmen geändert 
von „15 bis 145" in „20 bis 180" und von „15 bis 
365" in „20 bis 470". 

7. Nummer 8 wird wie folgt gefaßt: 

Entschädigung 
Nr. 	Bezeichnung der Leistung 	in Deutsche 

Mark 

„8 Bei Blutgruppengutachten 
beträgt die Entschädigung 
für jede zu untersuchende 
Person 

a) für die Bestimmung der 
ABO-Blutgruppe  	20 

für die Bestimmung der 
Untergruppe  	15 

b) für die MN-Bestimmung 	15 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 
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Entschädigung 
Nr. 	Bezeichnung der Leistung 	in Deutsche 

Mark 

c) für die Bestimmung der 
Merkmale des Rh-Kom-
plexes (C, Cw, c, D, E, e 
und weitere) je Merk-
mal  	20 

insgesamt höchstens  	110 

d) für die Bestimmung der 
Blutgruppenmerkmale 
P, K, S und weitere, falls 
direkt bestimmbar, je 
Merkmal  	20 

insgesamt höchstens  	110 

e) für die Bestimmung in-
direkt 	nachweisbarer 
Merkmale (Du, s, Fy und 
weitere)  je  Merkmal  	35 

insgesamt höchstens  	135 

f) für die Gesamttypisie-
rung der HLA-Antigene 
der Klasse I mittels Lym-
phozytotoxizitätstests 
mit mindestens 180 Anti-
seren 	560 

g) für den zusätzlich erfor-
derlichen Titrationsver-
such  	40 

h) für den zusätzlich erfor-
derlichen 	Spezialver

-

such (Absättigung, Be-
stimmung des Dosis-
effekts usw.)  	45 

i) für die Bestimmung der 
Typen der sauren Eryth-
rozyten-Phosphatase, 
der Phosphoglucomu-
tase, der Adenylatki-
nase, der Adenosindesa-
minase, der Glutamat-
Pyruvat-Transaminase, 
der Esterase D, der 
6-Phosphogluconat-De-
hydrogenase und weite-
rer Enzymsysteme  	45 

k) für die Bestimmung der 
Merkmale des Gm-Sy-
stems oder des Inv-
Systems  je  Merkmal   45 

insgesamt höchstens  	145 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 
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Entschädigung 
Nr. 	Bezeichnung der Leistung 	in Deutsche 

Mark 

1) für die Bestimmung eines 
Systems mit Proteinfär-
bung oder vergleichba-
rer Färbung nach Elek-
trophorese oder Fokus-
sierung (Hp, Pi, Tf, C 3 
und weitere) je Merk-
mal   45 

m) für die Bestimmung eines 
Systems mit Immunfixa-
tion oder Immunoblot 
nach 	Elektrophorese 
oder Fokussierung (Gc, 
PLG, ORM, F XIII und 
weitere)  je  Merkmal  	60 

n) für die Bestimmung eines 
VNTR-DNA-Systems 
oder eines vergleichbar 
effizienten Systems für 
jede Person und jede ver-
wendete Sonde  	220 

je Person höchstens  	1 250 

Die Entschädigung um-
faßt auch die Aufberei-
tung des Materials (z. B. 
die Isolierung, den Ver-
dau und die Trennung 
von humanen Nuklein-
säuren). 

o) Eine in den Buchstaben a 
bis n nicht genannte 
Merkmalsbestimmung 
wird wie eine an Arbeits-
aufwand vergleichbare 
Bestimmung entschä-
digt. 

p) Für das schriftliche Gut-
achten beträgt die Ent-
schädigung für jede un-
tersuchte Person  	25 

Die Entschädigung umfaßt 
das verbrauchte Material, 
soweit es sich um gering-
wertige Stoffe handelt; im 
Falle des Buchstaben f um-
faßt die Entschädigung das 
Material einschließlich hö-
herwertiger Stoffe und Test-
seren. 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 
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8. In Nummer 9 wird der Betrag „10" geändert in „13".  

9. Nummer 10 wird wie folgt geändert: 

a) Die Beträge werden geändert von „870" in 
„1 115", von „215" in „275", von „260" in „335" 
und von „65" in „85". 

b) In Satz 3 werden die Worte „Post- und Fe rn
-sprechgebühren" durch die Worte „Entgelte für 

Post- und Telekommunikationsdienstleistun-
gen" ersetzt. 

Artikel 7 

Änderung der Bundesgebührenordnung 
für Rechtsanwälte 

(1) Die Bundesgebührenordnung für Rechtsanwälte 
in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnum-
mer 368-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, 
zuletzt geändert durch . . ., wird wie folgt geändert: 

1. In § 6 Abs. 3 Satz 1 wird nach den Worten „wenn 
der Rechtsanwalt" das Wort „nur" eingefügt. 

2. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Soweit sich die Gerichtsgebühren nach 
dem Wert richten, bestimmt sich der Gegen-
standswert im gerichtlichen Verfahren nach 
den für die Gerichtsgebühren geltenden Wert-
vorschriften. Diese Wertvorschriften gelten 
sinngemäß auch für die Tätigkeit außerhalb 
eines gerichtlichen Verfahrens, wenn der 
Gegenstand der Tätigkeit auch Gegenstand 
eines gerichtlichen Verfahrens sein könnte." 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Worte „In anderen 
Angelegenheiten gelten" durch die Worte 
„Soweit sich aus diesem Gesetz nichts 
anderes ergibt, gelten in anderen Angele-
genheiten" ersetzt. 

bb) In Satz 2 werden die Worte „nicht unter 
300 Deutsche Mark und" gestrichen. 

3. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Sätze 1 und 2 werden wie folgt 
gefaßt: 
„Die volle Gebühr beträgt bei einem  

Gegenstandswert 
bis ... DM 

... DM 

600 5 0 	. 

1 500 100 

4 000 200 

10 000 360 

20 000 700 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Artikel 7 

Änderung der Bundesgebührenordnung 
für Rechtsanwälte 

(1) Die Bundesgebührenordnung für Rechtsanwälte 
in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnum-
mer 368-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, 
zuletzt geändert durch . . ., wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 

2. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) unverändert 

bb) In Satz 2 wird der Betrag „6 000 Deutsche 
Mark" geändert in „8 000 Deutsche 
Mark"; die Worte „nicht unter 300 Deut-
sche Mark und" werden gestrichen. 

3. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Sätze 1 und 2 werden wie folgt gefaßt: 
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Die Gebühr erhöht sich bei einem 

für jeden 
Gegen- angefangenen 

standswert Betrag 
um 
DM 

bis ... DM von weiteren ... 
DM 

100 000 20 000 310 

1 000 000 60 000 260 

über 
1 000 000 100 000 300" 

bb) Nach Satz 5 wird folgender Satz ange-
fügt: 

„In Verfahren vor dem Rechtsmittelge-
richt über die Zulassung des Rechtsmittels 
gelten die Sätze 4 und 5 entsprechend." 

b) In Absatz 2 Satz 1 wird der Be trag „15 Deut-
sche Mark" geändert in „20 Deutsche 
Mark".  

4. In § 12 Abs. 2 Satz 1 wird der Punkt durch ein 
Semikolon ersetzt und angefügt: 

„dies gilt auch im Verfahren nach § 495a der 
Zivilprozeßordnung. " 

5. In § 13 Abs. 5 wird folgender Satz angefügt: 

„Ist der frühere Auftrag seit mehr als zwei Kalen-
derjahren erledigt, gilt die weitere Tätigkeit als 
neue Angelegenheit." 

6. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) Der Überschrift werden ein Komma und die 
Worte „Zulassung von Rechtsmitteln" ange-
fügt. 

b) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

c) Dem Absatz 1 wird folgender Absatz ange-
fügt: 

„(2) Wird das Rechtsmittel in Verfahren über 
die Beschwerde gegen seine Nichtzulassung 
zugelassen, so ist das Verfahren über das 
zugelassene Rechtsmittel ein neuer Rechtszug. 
Alle sonstigen Verfahren über die Zulassung 
des Rechtsmittels gehören zum Rechtszug des 
Rechtsmittels. " 

7. § 18 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden nach dem Wort „Vorschüsse" 
ein Komma und die Worte „eine kurze 
Bezeichnung des jeweiligen Gebührentatbe

-

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

„Die volle Gebühr bei einem Gegen-
standswert bis 600 DM beträgt 50 DM. Die 
Gebühr erhöht sich bei einem 

Gegen

-

standswert 
bis ... DM 

für jeden 
angefangenen 

Betrag 
von weiteren ... 

DM 

um  
...DM 
  

3 000 600 40 

10 000 1 000 55 

20 000 2 000 70 

50 000 5 000 80 

100 000 10 000 140 

400 000 30 000 160 

1 000 000 60 000 250 

fiber 
1 000 000 100 000 300" 

bb) unverändert 

b) unverändert 

4. unverändert 

5. unverändert 

6. unverändert 

7. unverändert 
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stands, die Bezeichnung der Auslagen" einge-
fügt; das Wort „Gebührenvorschriften" wird 
durch das Wort „Kostenvorschriften" ersetzt. 

b) In Satz 2 werden die Worte „Post-, Telegrafen-, 
Fernsprech- und Fernschreibkosten" durch 
die Worte „Entgelten für Post- und Telekom-
munikationsdienstleistungen" ersetzt. 

8. § 20 wird wie folgt geändert: 

a) Der Überschrift wird ein Komma und das Wort 
„Erstberatung" angefügt. 

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach Satz 1 wird folgender Satz einge-
fügt: 

„Ist die Tätigkeit nach Satz 1 Gegenstand 
einer ersten Beratung, so kann der Rechts-
anwalt keine höhere Gebühr als 350 Deut-
sche Mark fordern." 

bb) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3; der 
Betragsrahmen „25 bis 335 Deutsche 
Mark" wird geändert in „30 bis 350 Deut-
sche Mark". 

9. In § 21a Satz 1 wird die Angabe „§ 20 Abs. 1 
Satz 2" durch die Angabe „§ 20 Abs. 1 Satz 3" 
ersetzt. 

10. § 23 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Worte „eine volle" durch 
die Worte „fünfzehn Zehntel der vollen" er-
setzt. 

b) Satz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„Soweit über den Gegenstand des Vergleichs 
ein gerichtliches Verfahren anhängig ist, 
erhält der Rechtsanwalt die Vergleichsgebühr 
nur in Höhe einer vollen Gebühr; das gleiche 
gilt, wenn ein Verfahren über die Prozeß-
kostenhilfe anhängig ist."  

11. In § 25 Abs. 3 wird das Wort „Postgebühren" 
durch die Worte „für Post- und Telekommunika-
tionsdienstleistungen zu zahlenden Entgelte" 
ersetzt. 

12. § 26 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefaßt: 

„Entgelte für Post- und Telekommunikations-
dienstleistungen" . 

b) In Satz 1 werden die Worte „entstandenen 
Post-, Telegrafen-, Fernsprech- und Fern-
schreibgebühren" durch die Worte „für Post-
und Telekommunikationsdienstleistungen zu 
zahlenden Entgelte" ersetzt. 

c) Nach Satz 3 wird folgender Satz angefügt: 

„Der Rechtsanwalt kann den Pauschsatz nicht 
fordern, wenn der Auftraggeber nachweist, 
daß die bei der Ausführung des Auftrags ent- 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

8. unverändert 

9. unverändert 

10. unverändert 

11. unverändert 

12. § 26 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) unverändert 

c) entfällt 
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standenen Kosten wesentlich niedriger sind als 
der Pauschsatz." 

13. § 27 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„ (1) Der Rechtsanwalt hat Anspruch auf Ersatz 
der Schreibauslagen für Abschriften und Ablich-
tungen 

1. aus Behörden- und Gerichtsakten, soweit 
deren Herstellung zur sachgemäßen Bearbei-
tung der Rechtssache geboten war, 

2. für die Unterrichtung von mehr als drei Geg-
nern oder Beteiligten auf Grund einer Rechts-
vorschrift oder nach Aufforderung des Gerichts 
und 

3. im übrigen nur, wenn sie im Einverständnis mit 
dem Auftraggeber zusätzlich, auch zur Unter-
richtung Dritter, angefertigt worden sind." 

14. § 28 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird durch folgende Absätze er-
setzt: 

„(1) Für Geschäftsreisen sind dem Rechtsan-
walt als Reisekosten die Fahrtkosten und die 
Übernachtungskosten zu erstatten; ferner er-
hält er ein Tage- und Abwesenheitsgeld. Eine 
Geschäftsreise liegt vor, wenn das Reiseziel 
außerhalb der Gemeinde liegt, in der sich die 
Kanzlei oder die Wohnung des Rechtsanwalts 
befindet. 

(2) Als Fahrtkosten sind zu erstatten 

1. bei Benutzung eines eigenen Kraftfahr-
zeugs zur Abgeltung der Anschaffungs-, 
Unterhaltungs- und Betriebskosten sowie 
der Abnutzung des Kraftfahrzeugs 
0,52 Deutsche Mark für jeden gefahrenen 
Kilometer zuzüglich der durch die Benut-
zung des Kraftfahrzeugs aus Anlaß der 
Geschäftsreise regelmäßig anfallenden ba-
ren Auslagen, insbesondere der Parkge-
bühren, 

2. bei Benutzung anderer Verkehrsmittel die 
tatsächlichen Aufwendungen, soweit sie 
angemessen sind." 

b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 und wie 
folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Be träge geändert von 
„25 Deutsche Mark" in „30 Deutsche 
Mark", von „50 Deutsche Mark" in 
„60 Deutsche Mark" und von „95 Deut-
sche Mark" in „110 Deutsche Mark". 

bb) Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Übernachtungskosten sind in Höhe 
der tatsächlichen Aufwendungen zu er-
statten, soweit sie angemessen sind." 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

13. unverändert 

14. unverändert 
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15. In § 33 Abs. 3 Satz 1 und 2 wird jeweils das Wort 
„Verhandlungsgebühr" durch die Worte „Ver

-

handlungs- oder Erörterungsgebühr" ersetzt. 

16. In § 35 wird die Angabe „§ 307 Abs. 2 oder § 331 
Abs. 3" durch die Angabe „ § 307 Abs. 2, § 331 
Abs. 3 oder § 495 a Abs. 1" ersetzt. 

17. In § 38 Abs. 2 werden nach dem Wort „verhan-
delt" die Worte „oder die Hauptsache erörtert" 
eingefügt. 

18. § 51 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Im Verfahren über die Bewilligung der 
Prozeßkostenhilfe oder die Aufhebung der Bewil-
ligung nach § 124 Nr. 1 der Zivilprozeßordnung 
bestimmt sich der Gegenstandswert nach dem für 
die Hauptsache maßgebenden Wert; im übrigen 
ist er nach dem Kosteninteresse nach billigem 
Ermessen zu bestimmen." 

19. In § 53 Satz 1 wird das Wort „Verhandlungsge-
bühr" durch die Worte „Verhandlungs- oder Er-
örterungsgebühr" ersetzt. 

20. § 57 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) In der Zwangsvollstreckung bestimmt sich 
der Gegenstandswert nach dem Betrag der zu 
vollstreckenden Geldforderung einschließlich der 
Nebenforderungen, nach dem Wert der herauszu-
gebenden Sachen oder der zu leistenden Sachen 
oder nach dem Wert, den die zu erwirkende 
Handlung, Duldung oder Unterlassung für den 
Gläubiger hat. Soll ein bestimmter Gegenstand 
gepfändet werden und hat dieser einen geringe-
ren Wert, so ist der geringere Wert maßgebend. 
Wird künftig fällig werdendes Arbeitseinkommen 
nach § 850d Abs. 3 der Zivilprozeßordnung 
gepfändet, so sind die noch nicht fälligen Ansprü-
che nach § 17 Abs. 1 und 2 des Gerichtskostenge-
setzes zu bewerten. Im Verteilungsverfahren 
(§ 858 Abs. 5, §§ 872 bis 877 und 882 der Zivilpro-
zeßordnung) ist höchstens der zu verteilende 
Geldbetrag maßgebend. Im Verfahren über den 
Antrag auf Abnahme der eidesstattlichen Versi-
cherung nach § 807 der Zivilprozeßordnung 
bestimmt sich der Gegenstandswert nach dem 
Betrag, der einschließlich der Nebenforderungen 
aus dem Vollstreckungstitel noch geschuldet 
wird; der Wert beträgt jedoch höchstens 
2 400 Deutsche Mark. In Verfahren über Anträge 
des Schuldners sowie in Verfahren über Rechts-
behelfe und Beschwerden ist der Wert nach dem 
Interesse des Antragstellers oder des Beschwer-
deführers nach billigem Ermessen zu bestim-
men. " 

21. In § 58 Abs. 3 Nr. 11 werden die nach der Angabe 
„(§§ 900, 901 der Zivilprozeßordnung);" folgen-
den Teilsätze aufgehoben. 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

15. unverändert 

16. unverändert 

17. unverändert 

18. unverändert 

19. unverändert 

20. § 57 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) In der Zwangsvollstreckung bestimmt sich 
der Gegenstandswert nach dem Betrag der zu 
vollstreckenden Geldforderung einschließlich der 
Nebenforderungen, nach dem Wert der herauszu-
gebenden Sachen oder der zu leistenden Sachen 
oder nach dem Wert, den die zu erwirkende 
Handlung, Duldung oder Unterlassung für den 
Gläubiger hat. Soll ein bestimmter Gegenstand 
gepfändet werden und hat dieser einen geringe-
ren Wert, so ist der geringere Wert maßgebend. 
Wird künftig fällig werdendes Arbeitseinkommen 
nach § 850d Abs. 3 der Zivilprozeßordnung 
gepfändet, so sind die noch nicht fälligen Ansprü-
che nach § 17 Abs. 1 und 2 des Gerichtskostenge-
setzes zu bewerten. Im Verteilungsverfahren 
(§ 858 Abs. 5, §§ 872 bis 877 und 882 der Zivilpro-
zeßordnung) ist höchstens der zu verteilende 
Geldbetrag maßgebend. Im Verfahren über den 
Antrag auf Abnahme der eidesstattlichen Versi-
cherung nach § 807 der Zivilprozeßordnung 
bestimmt sich der Gegenstandswert nach dem 
Be trag, der einschließlich der Nebenforderungen 
aus dem Vollstreckungstitel noch geschuldet 
wird; der Wert beträgt jedoch höchstens 
3 000 Deutsche Mark. In Verfahren über Anträge 
des Schuldners sowie in Verfahren über Rechts-
behelfe und Beschwerden ist der Wert nach dem 
Interesse des Antragstellers oder des Beschwer-
deführers nach billigem Ermessen zu bestim-
men. " 

21. unverändert 

 



Drucksache 12/7657 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 

Entwurf 

22. § 60 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absatzbezeichnung  „(1)"  wird gestri-
chen. 

b) Absatz 2 wird aufgehoben. 

23. In § 69 Abs. 1 Nr. 2 wird der Betrag „60 Deutsche 
Mark" geändert in „ 70 Deutsche  Mark".  

24. § 70 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Soweit sich die Gerichtsgebühren nicht 
nach dem Wert richten, bestimmt sich der Gegen-
standswert nach § 57 Abs. 2 Satz 6." 

25. § 83 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Betragsrahmen geän-
dert von „ 140 bis 2 060 Deutsche Mark" in 
„ 160 bis 2 380 Deutsche Mark", von „ 100 bis 
1 240 Deutsche Mark" in „120 bis 1 420 Deut-
sche Mark" und von „80 bis 1 060 Deutsche 
Mark" in „ 90 bis 1 220 Deutsche Mark". 

b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Betragsrahmen 
geändert von „ 140 bis 1 030 Deutsche Mark" in 
„ 160 bis 1 190 Deutsche Mark", von „100 bis 
620 Deutsche Mark" in „120 bis 710 Deutsche 
Mark" und von „80 bis 530 Deutsche Mark" in 
„90 bis 610 Deutsche Mark". 

c) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz ange-
fügt: 

„ (3) Befindet sich der Beschuldigte nicht auf 
freiem Fuß und reicht der Gebührenrahmen 
des Absatzes 1 deshalb nicht aus, um die 
gesamte Tätigkeit des Rechtsanwalts ange-
messen zu entgelten, so kann der Gebühren-
rahmen um bis zu 25 vom Hundert überschrit-
ten werden. " 

26. § 84 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„ (1) Soweit nichts anderes bestimmt ist, 
erhält der Rechtsanwalt im vorbereitenden 
Verfahren (Verfahren bis zum Eingang der 
Anklageschrift oder des Antrags auf Erlaß des 
Strafbefehls bei Gericht), im gerichtlich anhän-
gigen Verfahren, in dem er nur außerhalb der 
Hauptverhandlung tätig ist, und in einem Ver-
fahren, in dem eine Hauptverhandlung nicht 
stattfindet, die Hälfte der Gebühren des § 83 
Abs. 1; § 83 Abs. 3 ist anzuwenden." 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz einge-
fügt: 

„(2) Wird das Verfahren nicht nur vorläufig 
eingestellt oder erledigt sich das gerichtliche 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

22. unverändert 

23. In § 69 Abs. 1 Nr. 2 wird der Betrag „60 Deutsche 
Mark" geändert in „ 75 Deutsche Mark". 

24. unverändert 

25. § 83 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Betragsrahmen geän-
dert von „ 140 bis 2 060 Deutsche Mark" in 
„ 170 bis 2 540 Deutsche Mark" , von „ 100 bis 
1 240 Deutsche Mark" in „ 120 bis 1 520 Deut-
sche Mark" und von „80 bis 1 060 Deutsche 
Mark" in „ 100 bis 1 300 Deutsche Mark". 

b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Betragsrahmen 
geändert von „ 140 bis 1 030 Deutsche Mark" in 
„ 170 bis 1 270 Deutsche Mark" , von „100 bis 
620 Deutsche Mark" in „120 bis 760 Deutsche 
Mark" und von „80 bis 530 Deutsche Mark" in 
„ 100 bis 650 Deutsche Mark". 

c) unverändert 

26. § 84 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz einge-
fügt: 

„(2) Wird das Verfahren nicht nur vorläufig 
eingestellt oder erledigt sich das gerichtliche 
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Verfahren durch Zurücknahme des Einspruchs 
gegen einen Strafbefehl früher als zwei 
Wochen vor Beginn des Tages, der für die 
Hauptverhandlung vorgesehen war, so erhält 
der Rechtsanwalt, der an der Einstellung oder 
Erledigung mitgewirkt hat, drei Viertel der 
Gebühren des § 83 Abs. 1, es sei denn, seine 
Mitwirkung war für die Einstellung oder Erle-
digung nicht ursächlich; § 83 Abs. 3 ist anzu-
wenden." 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 

27. § 85 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird der Betragsrahmen „100 bis 
1 240 Deutsche Mark" geändert in „120 bis 
1 420 Deutsche Mark". 

b) In Absatz 2 Satz 1 wird der Betragsrahmen 
„100 bis 620 Deutsche Mark" geändert in „120 
bis 710 Deutsche Mark". 

c) In Absatz 3 wird das Wort „Gebühren" durch 
das Wort „Gebühr" ersetzt. 

d) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz ange-
fügt: 

„(4) § 83 Abs. 3 und, im Fall des Absatzes 3, 
auch § 84 Abs. 2 sind entsprechend anzuwen-
den." 

28. § 86 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Betragsrahmen geän-
dert von „140 bis 2 060 Deutsche Mark" in 
„ 160 bis 2 380 Deutsche Mark" und von „100 
bis 1 240 Deutsche Mark" in „120 bis 
1 420 Deutsche Mark". 

b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Betragsrahmen 
geändert von „ 140 bis 1 030 Deutsche Mark" in 
„ 160 bis 1 190 Deutsche Mark" und von „100 
bis 620 Deutsche Mark" in „120 bis 710 Deut-
sche Mark". 

c) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz ange-
fügt: 

„ (4) § 83 Abs. 3 ist entsprechend anzuwen-
den."  

29. In § 89 Abs. 1 Satz 1 wird das Wort „Eineinhalb-
fache" durch das Wo rt  „Doppelte" und das Wort 
„Doppelte" durch das Wort „Zweieinhalbfache" 
ersetzt. 

30. § 90 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird die Angabe „§ 84 " durch die 
Angabe „ § 83 Abs. 1" und der Punkt durch ein 
Semikolon ersetzt; folgender Halbsatz wird 
angefügt: 

„§ 83 Abs. 3 ist entsprechend anzuwenden." 

b) In Satz 2 wird das Wort „Diese" durch die 
Worte „Die Gebühren" ersetzt. 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Verfahren durch Zurücknahme des Einspruchs 
gegen einen Strafbefehl früher als zwei 
Wochen vor Beginn des Tages, der für die 
Hauptverhandlung vorgesehen war, so erhält 
der Rechtsanwalt, der an der Einstellung oder 
Erledigung mitgewirkt hat, die Gebühren des 
§ 83 Abs. 1, es sei denn, ein Beitrag zur Förde-
rung des Verfahrens ist nicht ersichtlich; § 83 
Abs. 3 ist anzuwenden." 

c) unverändert 

27. § 85 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird der Betragsrahmen „100 bis 
1 240 Deutsche Mark" geändert in „120 bis 
1 520 Deutsche  Mark".  

b) In Absatz 2 Satz 1 wird der Betragsrahmen 
„100 bis 620 Deutsche Mark" geändert in „120 
bis 760 Deutsche Mark". 

c) unverändert 

d) unverändert 

28. ö 86 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Betragsrahmen geän-
dert von „140 bis 2 060 Deutsche Mark" in 
„ 170 bis 2 540 Deutsche  Mark"  und von „100 
bis 1 240 Deutsche Mark" in „120 bis 
1 520 Deutsche Mark". 

b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Betragsrahmen 
geändert von „ 140 bis 1 030 Deutsche Mark" in 
„ 170 bis 1 270 Deutsche Mark" und von „100 
bis 620 Deutsche Mark" in „120 bis 760 Deut-
sche Mark". 

c) unverändert 

29. unverändert 

30. unverändert 
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31. In § 91 werden die Betragsrahmen geändert von 
„20 bis 280 Deutsche Mark" in „30 bis 310 Deut-
sche Mark", von „40 bis 520 Deutsche Mark" in 
„50 bis 600 Deutsche Mark" und von „60 bis 
820 Deutsche Mark" in „70 bis 950 Deutsche 
Mark". 

32. In § 93 wird der Betragsrahmen „30 bis 410 Deut-
sche Mark" geändert in „40 bis 470 Deutsche 
Mark". 

33. § 94 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 Satz 1 wird der Betragsrahmen „20 
bis 210 Deutsche Mark" geändert in „30 bis 
230 Deutsche Mark". 

b) In Absatz 4 Satz 1 wird der Betragsrahmen „40 
bis 520 Deutsche Mark" geändert in „50 bis 
600 Deutsche Mark". 

c) In Absatz 5 werden die Betragsrahmen „20 bis 
210 Deutsche Mark" jeweils geändert in „30 
bis 230 Deutsche Mark". 

34. In § 96b Abs. 1 Satz 2 wird die Angabe „§ 84" 
durch die Angabe „ § 84 Abs. 1" ersetzt. 

35. § 97 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 1 Satz 2 wird folgender Satz 
eingefügt: 

„Befindet sich der Beschuldigte nicht aus 
freiem Fuß, erhält der Rechtsanwalt in den 
Fällen des § 83 Abs. 1, der §§ 84, 85 Abs. 1, des 
§ 86 Abs. 1 oder des § 90 anstelle des Vierfa-
chen das Fünffache der Mindestgebühr." 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Wird der Rechtsanwalt im ersten Rechts-
zug bestellt, erhält er die Vergütung auch für 
seine Tätigkeit als Verteidiger vor dem Zeit-
punkt seiner Bestellung einschließlich seines 
Tätigkeit vor Erhebung der öffentlichen 
Klage. " 

36. § 109 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 werden die Betragsrahmen geän-
dert von „ 100 bis 1 240 Deutsche Mark" in 
„120 bis I 420 Deutsche Mark", von „110 bis 
1 480 Deutsche Mark" in „130 bis I 700 Deut-
sche Mark" und von „140 bis 2 060 Deutsche 
Mark" in „ 160 bis 2 380 Deutsche Mark". 

b) In Absatz 3 werden die Betragsrahmen geän-
dert von „100 bis 620 Deutsche Mark" in „120 
bis 710 Deutsche Mark", von „110 bis 
730 Deutsche Mark" in „130 bis 850 Deutsche 
Mark" und von „140 bis 1 030 Deutsche Mark" 
in „ 160 bis 1 190 Deutsche Mark". 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

31. In § 91 werden die Betragsrahmen geändert von 
„20 bis 280 Deutsche Mark" in „30 bis 340 Deut-
sche Mark", von „40 bis 520 Deutsche Mark" in 
„50 bis 640 Deutsche Mark" und von „60 bis 
820 Deutsche Mark" in „70 bis 1 010 Deutsche 
Mark".  

32. In § 93 wird der Betragsrahmen „30 bis 410 Deut-
sche Mark" geändert in „40 bis 500 Deutsche 
Mark". 

33. § 94 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 Satz 1 wird der Betragsrahmen „20 
bis 210 Deutsche Mark" geändert in „30 bis 
250 Deutsche  Mark".  

b) In Absatz 4 Satz 1 wird der Betragsrahmen „40 
bis 520 Deutsche Mark" geändert in „50 bis 
640 Deutsche Mark". 

c) In Absatz 5 werden die Betragsrahmen „20 bis 
210 Deutsche Mark" jeweils geändert in „30 
bis 250 Deutsche Mark". 

34. unverändert 

35. unverändert 

35a. In § 101 Abs. 2 wird die Angabe „den §§ 97 
und 99" durch die Angabe „§ 97" ersetzt und 
werden die Worte „oder Pauschvergütung" 
gestrichen. 

36. § 109 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 werden die Betragsrahmen geän-
dert von „100 bis 1 240 Deutsche Mark" in 
„ 120 bis 1 520 Deutsche  Mark",  von „110 bis 
1 480 Deutsche Mark" in „130 bis 1 820 Deut-
sche Mark" und von „140 bis 2 060 Deutsche 
Mark" in „170 bis 2 540 Deutsche Mark". 

b) In Absatz 3 werden die Betragsrahmen geän-
dert von „ 100 bis 620 Deutsche Mark" in „120 
bis 760 Deutsche Mark", von „110 bis 
730 Deutsche Mark" in „130 bis 910 Deutsche 
Mark" und von „140 bis 1 030 Deutsche Mark" 
in „170 bis 1 270 Deutsche Mark". 
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c) In Absatz 4 wird der Betragsrahmen „60 bis 
730 Deutsche Mark" geändert in „70 bis 
850 Deutsche Mark". 

d) In Absatz 5 werden die Betragsrahmen „40 bis 
530 Deutsche Mark" jeweils geändert in „50 
bis 610 Deutsche Mark". 

e) In Absatz 6 wird der Betragsrahmen „70 bis 
1 030 Deutsche Mark" geändert in „ 80 bis 
1 190 Deutsche Mark". 

f) In Absatz 7 wird der Betragsrahmen „40 bis 
530 Deutsche Mark" geändert in „50 bis 
610 Deutsche Mark". 

g) In Absatz 8 wird der Betragsrahmen „30 bis 
410 Deutsche Mark" geändert in „40 bis 
470 Deutsche Mark". 

37. In § 110 Abs. 1 Satz 2 werden die Worte „vor der 
großen Strafkammer" gestrichen. 

38. In § 111 Abs. 2 werden die Worte „vor der großen 
Strafkammer" gestrichen. 

39. § 112 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird der Betragsrahmen „40 bis 
530 Deutsche Mark" geändert in „50 bis 
610 Deutsche Mark". 

b) In Absatz 2 wird der Betragsrahmen „30 bis 
320 Deutsche Mark" geändert in „40 bis 
360 Deutsche Mark". 

c) In Absatz 3 wird der Betragsrahmen „20 bis 
280 Deutsche Mark" geändert in „30 bis 
310 Deutsche  Mark".  

40. § 113a Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird der Betragsrahmen „ 140 bis 
2 060 Deutsche Mark" geändert in „ 160 bis 
2 380 Deutsche Mark". 

b) In Satz 2 wird der Betragsrahmen „140 bis 
1 030 Deutsche Mark" geändert in „ 160 bis 
1 190 Deutsche Mark". 

41. § 114 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 5 wird aufgehoben. 

b) Die Absätze 6 und 7 werden Absätze 5 und 6. 

42. § 116 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Betragsrahmen werden geändert von 
„80 bis 1 060 Deutsche Mark" in „ 90 bis 
1 220 Deutsche Mark", von „100 bis 1 240 
Deutsche Mark" in „120 bis 1 420 Deut-
sche Mark" und von „140 bis 2 060 Deut

-

sche Mark" in „ 160 bis 2 380 Deutsche 
Mark". 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

c) In Absatz 4 wird der Betragsrahmen „60 bis 
730 Deutsche Mark" geändert in „70 bis 
910 Deutsche Mark". 

d) In Absatz 5 werden die Betragsrahmen „40 bis 
530 Deutsche Mark" jeweils geändert in „50 
bis 650 Deutsche Mark". 

e) In Absatz 6 wird der Betragsrahmen „70 bis 
1 030 Deutsche Mark" geändert in „90 bis 
1 270 Deutsche Mark". 

f) In Absatz 7 wird der Betragsrahmen „40 bis 
530 Deutsche Mark" geändert in „50 bis 
650 Deutsche Mark". 

g) In Absatz 8 wird der Betragsrahmen „30 bis 
410 Deutsche Mark" geändert in „40 bis 
500 Deutsche  Mark".  

37. unverändert 

38. unverändert 

39. § 112 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird der Betragsrahmen „40 bis 
530 Deutsche Mark" geändert in „50 bis 
650 Deutsche Mark". 

b) In Absatz 2 wird der Betragsrahmen „30 bis 
320 Deutsche Mark" geändert in „40 bis 
390 Deutsche Mark". 

c) In Absatz 3 wird der Betragsrahmen „20 bis 
280 Deutsche Mark" geändert in „30 bis 
340 Deutsche  Mark".  

39a. In § 113 Abs. 2 Satz 3 wird der Betrag 
„6 000 Deutsche Mark" geändert in 
„8 000 Deutsche Mark". 

40. § 113a Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird der Betragsrahmen „ 140 bis 
2 060 Deutsche Mark" geändert in „170 bis 
2 540 Deutsche Mark". 

b) In Satz 2 wird der Betragsrahmen „140 bis 
1 030 Deutsche Mark" geändert in „170 bis 
1 270 Deutsche Mark". 

41. unverändert 

42. § 116 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Betragsrahmen werden geändert von 
„80 bis 1 060 Deutsche Mark" in „100 bis 
1 300 Deutsche Mark", von „100 bis 1 240 
Deutsche Mark" in „120 bis 1 520 Deut-
sche Mark" und von „140 bis 2 060 Deut-
sche Mark" in „170 bis 2 540 Deutsche 
Mark". 
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bb) Folgender Satz wird angefügt: 

„Im Verfahren über die Zulassung eines 
Rechtsmittels erhält der Rechtsanwalt die 
Hälfte der Gebühr." 

b) In Absatz 2 werden der bisherige Satz 2 zu 
Satz 3 und der bisherige Satz 3 zu Satz 2. 

43. In § 123 wird in dem Einleitungssatz der Betrag 
„5 000 Deutsche Mark" geändert in „ 10 000 Deut-
sche Mark" und die Tabelle wie folgt gefaßt: 

,,Gegenstandswert 
bis ... DM 

Gebühr 
... DM 

20 000 410 

40 000 460 

50 000 510 

mehr als 50 000 560" 

44. Dem § 130 Abs. 2 werden folgende Sätze ange-
fügt: 

„Ansprüche der Staatskasse werden bei dem 
Gericht des ersten Rechtszugs angesetzt. Ist das 
Gericht des ersten Rechtszugs ein Gericht des 
Landes und ist der Anspruch auf die Bundeskasse 
übergegangen, so wird er insoweit bei dem jewei-
ligen obersten Gerichtshof des Bundes angesetzt. 
Für die Entscheidung über eine gegen den Ansatz 
gerichtete Erinnerung und über die Beschwerde 
gilt § 5 des Gerichtskostengesetzes entspre-
chend. " 

45. § 132 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird in Satz 1 der Betrag „35 Deut-
sche Mark" durch den Betrag „40 Deutsche 
Mark" und in Satz 2 die Angabe „§ 20 Abs. 1 
Satz 3" durch die Angabe „§ 20 Abs. 1 Satz 4" 
ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 1 wird der Betrag „ 90 Deutsche 
Mark" geändert in „ 105 Deutsche Mark". 

c) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Führt die Tätigkeit des Rechtsanwalts 
nach Absatz 2 Satz 1 zu einem Vergleich oder 
einer Erledigung der Rechtssache (§§ 23, 24), 
so erhält der Rechtsanwalt eine gesonderte 
Gebühr in Höhe von 190 Deutsche Mark für 
den Vergleich oder von 125 Deutsche Mark für 
die Erledigung. " 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

bb) unverändert 

b) unverändert 

43. In § 123 wird in dem Einleitungssatz der Betrag 
„5 000 Deutsche Mark" geändert in „6 000 Deut-
sche Mark" und die Tabelle wie folgt gefaßt: 

„Gegenstands- 
wert 

bis ... DM 

Gebühr  
...DM 

7 000 390 

8 000 405 

9 000 420 

10 000 435 

12 000 445 

14 000 455 

16 000 465 

18 000 475 

20 000 485 

Gegenstands- 
wert 

bis... DM 

Gebühr 
...DM 

25 000 525 

30 000 565 

35 000 605 

40 000 645 

45 000 685 

50 000 725 

über 

50 000 765" 

44. unverändert 

45. § 132 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird in Satz 1 der Betrag „35 Deut-
sche Mark" durch den Betrag „45 Deutsche 
Mark" und in Satz 2 die Angabe „ § 20 Abs. 1 
Satz 3" durch die Angabe „ § 20 Abs. 1 Satz 4" 
ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 1 wird der Betrag „90 Deutsche 
Mark" geändert in „110 Deutsche  Mark".  

c) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„ (3) Führt die Tätigkeit des Rechtsanwalts 
nach Absatz 2 Satz 1 zu einem Vergleich oder 
einer Erledigung der Rechtssache (§§ 23, 24), 
so erhält der Rechtsanwalt eine gesonderte 
Gebühr in Höhe von 200 Deutsche Mark für 
den Vergleich oder von 135 Deutsche Mark für 
die Erledigung." 
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46. § 133 Satz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„Zuständig ist das Amtsgericht, das den Berechti-
gungsschein ausgestellt oder über den Antrag auf 
Beratungshilfe noch zu entscheiden hat (§ 4 
Abs. 1 Beratungshilfegesetz)." 

47. § 134 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Ist der Rechtsanwalt im Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens einer Gesetzesänderung in derselben Ange-
legenheit und, wenn ein gerichtliches Verfahren 
anhängig ist, in demselben Rechtszug bereits 
tätig, so ist die Vergütung für das Verfahren über 
ein Rechtsmittel, das nach diesem Zeitpunkt ein-
gelegt worden ist, nach neuem Recht zu berech

-

nen. 

(2) Die Gebührentabelle (Anlage zur Bundesgebüh-
renordnung für Rechtsanwälte) wird durch die diesem 
Gesetz als Anlage 3 beigefügte Fassung ersetzt. 

Artikel 8 

Änderung sonstiger Vorschriften 

(1) § 104 Abs. 1 der Bundesnotarordnung in der 
im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
303-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, die 
zuletzt durch ... geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

1. In Satz 3 werden die Worte „sowie eine Reise-
kostenvergütung " durch die Worte „ , die sich auf 
das Eineinhalbfache des in § 153 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 
erster Halbsatz der Kostenordnung genannten 
höchsten Betrages beläuft" ersetzt. 

2, Die Sätze 4 bis 6 werden durch folgenden Satz 
ersetzt: 

„Außerdem haben sie Anspruch auf Ersatz ihrer 
Fahrt- und Übernachtungskosten nach Maßgabe 
des § 153 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 und 3 sowie Abs. 4 der 
Kostenordnung." 

(2) Die Bundesrechtsanwaltsordnung in der im Bun-
desgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 303-8, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geän-
dert durch . . ., wird wie folgt geändert: 

1. § 103 Abs. 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird die Angabe „ § 28 Abs. 2 Satz 1 
erster Halbsatz" durch die Angabe „§ 28 Abs. 3 
Satz 1 erster Halbsatz" ersetzt. 

b) Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Außerdem haben die anwaltlichen Mitglieder 
Anspruch auf Ersatz ihrer Fahrt- und Übernach-
tungskosten nach Maßgabe des § 28 Abs. 2 
und 3 Satz 2 der Bundesgebührenordnung für 
Rechtsanwälte. " 

2. § 192 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird der Betrag „ 100 Deutsche 
Mark" geändert in „120 Deutsche  Mark".  

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

46. unverändert 

47. unverändert 

(2) Die Gebührentabelle (Anlage zur Bundesgebüh-
renordnung für Rechtsanwälte) wird durch die diesem 
Gesetz als Anlage 3 beigefügte Fassung ersetzt. 

Artikel 8 

Änderung sonstiger Vorschriften 

(1) unverändert 

(2) unverändert 
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b) In Absatz 2 wird der Betrag „50 Deutsche Mark" 
geändert in „60 Deutsche Mark". 

c) In Absatz 3 Satz 1 wird der Betrag „30 Deutsche 
Mark" geändert in „35 Deutsche Mark". 

3. In § 193 Abs. 1 wird der Betrag „20 Deutsche 
Mark" geändert in „25 Deutsche Mark". 

4. In § 200 werden die Worte „in der Fassung der 
Anlage 2 zu dem Artikel XI § 7 des Gesetzes zur 
Änderung und Ergänzung kostenrechtlicher Vor-
schriften vom 26. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 861, 960)" gestrichen. 

(3) Die Zivilprozeßordnung in der im Bundesge-
setzblatt Teil III, Gliederungsnummer 310-4, ver-
öffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch . . ., wird wie folgt geändert: 

1. § 104 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 werden die Worte „an Post-, Telegra-
phen- und Fernsprechgebühren" durch die 
Worte „für Post- und Telekommunikations-
dienstleistungen" ersetzt. 

b) Nach Satz 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Zur Berücksichtigung von Umsatzsteuerbeträ-
gen genügt die Erklärung des Antragstellers, 
daß er die Beträge nicht als Vorsteuer abziehen 
kann." 

2. § 699 Abs. 4 Satz 1 und 2 wird durch folgenden Satz 
ersetzt: 

„Der Vollstreckungsbescheid wird dem Antrags-
gegner von Amts wegen zugestellt, wenn nicht der 
Antragsteller die Übergabe an sich zur Zustellung 
im Parteibetrieb beantragt hat."  

(4) Die Verordnung zur Einführung von Vordrucken 
für das Mahnverfahren vom 6. Mai 1977 (BGBl. I 
S. 693), geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 
18. Juli 1991 (BGBl. I S. 1547), wird wie folgt geän-
dert: 

1. Der in Anlage 1 bestimmte Vordruck für den Mahn 
und Vollstreckungsbescheid wird wie folgt geän

-

dert: 

a) Das Vorblatt wird in den Ausfüllhinweisen zu 
Randnummer ® wie folgt geändert: 
aa) Satz 1 des ersten Absatzes wird wie folgt 

gefaßt: 

„i Die Gerichtsgebühr ist vorauszuentrich-
ten. " 

bb) Der zweite Absatz wird wie folgt gefaßt: 

„Bei mehreren Antragsgegnern  (s. oben zu 
2 und 4 entsteht die Gerichtsgebühr nur 

einmal. Sie ist in jeden Vordrucksatz aufzu-
nehmen." 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

(3) unverändert 

(4) Die Verordnung zur Einführung von Vordrucken 
für das Mahnverfahren vom 6. Mai 1977 (BGBl. I 
S. 693), geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 
18. Juli 1991 (BGBl. I S. 1547), wird wie folgt geän-
dert: 

1. Der in Anlage 1 bestimmte Vordruck für den Mahn-
und Vollstreckungsbescheid wird wie folgt geän-
dert: 

a) Das Vorblatt wird in den Ausfüllhinweisen zu 
Randnummer 8 wie folgt geändert: 

aa) unverändert 

bb) unverändert 
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cc) Die Gerichtsgebührentabelle wird wie folgt 
gefaßt: 

„Wert  der 
Hauptforderung 
bis einschließlich 

Gerichtsgebühr 

600 25 

1 500 40 

4 000 60 

10 000 100 

20 000 l55 

40 000 230 

60 000 305 

80 000 380 

100 000 455 

über 100 000 siehe Gerichts- 
kostengesetz 

alle Angaben in DM" 

b) Blatt 3 des Vordrucks (Zustellungsnachricht, 
Antrag und Urschrift) wird wie folgt geändert: 

aa) Auf der Vorderseite wird im ersten Feld 
nach den Worten „Hinzu kommen folgende 
weitere Kostenbeträge" die Überschrift 
„Gerichtskost., Auslag. " durch die Über-
schrift „Auslagen d. Antragst." ersetzt; im 
Abschnitt „Antrag" wird in dem Text zu 
dem Ankreuzfeld bei Randnummer 7der 
Satz „Die Auslagen für die Zustellung ent-
richte ich im voraus." gestrichen. 

bb) Auf der Rückseite wird im Abschnitt „Aus-
füllhinweise" der erste Absatz der Hinweise 
zu Randnummer 5 wie folgt gefaßt: 

„ 1 In dieses Feld können Sie etwaige wei-
tere Auslagen (z. B. Po rto für die Übersen-
dung dieses Antrags an das Gericht) eintra-
gen."; 

in den Hinweisen zu Randnummer 7 wird 
der zweite Satz gestrichen. 

c) Auf Blatt 4 und 5 wird jeweils im ersten Feld 
nach den Worten „Hinzu kommen folgende 
weitere Kostenbeträge" die Überschrift „Ge-
richtskost., Auslag." durch die Überschrift 
„Auslagen d. Antragst. " ersetzt. 

2. Der in Anlage 2 bestimmte Vordruck für den 
Widerspruch wird auf der Rückseite von Blatt 2 
(Abschrift für Antragsteller) wie folgt geändert: 

a) Die Bezeichnung „Kostenverzeichnis GKG 
Nr. 1005" wird durch die Bezeichnung „Kosten-
verzeichnis GKG Nr. 1201 " ersetzt. 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

cc) Die Gerichtsgebührentabelle wird wie folgt 
gefaßt: 

„Wert der 
Hauptforde

-

rung bis 

Gerichts

-

gebühr 

Wert der 

rung bis rung 

Gerichts

-

gebühr 

600 25 16 000 162,50 

1 200 35 18 000 177,50 

1 800 45 20 000 192,50 

2 400 55 25 000 215 

3 000 65 30 000 237,50 

4 000 72,50 35 000 260 

5 000 80 40 000 282,50 

6 000 87,50 45 000 305 

7 000 95 50 000 327,50 

8 000 102,50 

9 000 110 über siehe 

10 000 117,50 50 000 Gerichts- 
kosten- 

12 000 132,50 gesetz 
14 000 147,50 

alle Angaben in DM" 

b) Blatt 3 des Vordrucks (Zustellungsnachricht, 
Antrag und Urschrift) wird wie folgt geändert: 

aa) unverändert 

bb) Auf der Rückseite wird im Abschnitt „Aus-
füllhinweise" der erste Absatz der Hinweise 
zu Randnummer O wie folgt gefaßt: 

„Il In dieses Feld können Sie etwaige wei-
tere Auslagen (z. B. Porto für die Übersen-
dung dieses Antrags an das Gericht) eintra-
gen. "; 

in den Hinweisen zu Randnummer 7 wer-
den die Sätze 2 bis 4 gestrichen. 

c) unverändert 

2. unverändert 
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b) Die Bezeichnung „Kostenverzeichnis GKG 
Nr. 1902" wird gestrichen. 

(5) Die Verordnung zur Einführung von Vordrucken 
für das Mahnverfahren bei Gerichten, die das Verfah-
ren maschinell bearbeiten, vom 6. Juni 1978 (BGBl. I 
S. 705), zuletzt geändert durch Artikel 2 der Verord-
nung vom 18. Juli 1991 (BGBl. I S. 1547), wird wie 
folgt geändert: 

1. Der in Anlage 2 bestimmte Vordruck für den 
Mahnbescheid wird in dem Abschnitt „Kosten" wie 
folgt geändert: 

a) In der Zeile zu 1) wird die Angabe „Nr. 1000 
GKG" durch die Angabe „Nr. 1100 GKG" 
ersetzt. 

b) Die Zeile zu 2) wird gestrichen. 

c) Die Zeilen 3) bis 6) werden Zeilen 2) bis 5). 

2. Der in Anlage 4 bestimmte Vordruck für die Zustel-
lungsnachricht wird wie folgt geändert: 

a) Der mit den Worten „Dies gilt nicht" begin-
nende Absatz wird wie folgt gefaßt: 

„Dies gilt nicht, wenn Sie die Übergabe an sich 
zur Zustellung im Parteibetrieb beantragen. In 
diesem Falle wird Ihnen der Vollstreckungsbe-
scheid zur Zustellung übergeben." 

b) Der mit den Worten „Benutzen Sie" beginnende 
Absatz wird aufgehoben. 

c) In dem Ausfüllhinweis werden nach der Über-
schrift „Zu Zeilen 7 und 8:" die Worte „Zustel-
lungsauslagen und die" gestrichen. 

3. Der Vordruck zu Anlage 4 für den Antrag auf Erlaß 
eines Vollstreckungsbescheids wird in Zeile 6 im 
Text zu der Schlüsselzahl 1 wie folgt gefaßt: 

„Die Zustellung des Vollstreckungsbescheids soll 
vom Gericht veranlaßt werden."  

4. Der in Anlage 5 bestimmte Vordruck für den 
Vollstreckungsbescheid wird in dem Abschnitt 
„Kosten" wie folgt geändert: 

a) In der Zeile zu 1) wird die Angabe „Nr. 1000 
GKG" durch die Angabe „Nr. 1100 GKG" 
ersetzt. 

b) Die Zeile zu 2) wird gestrichen. 

c) Die Zeilen 3) bis 7) werden Zeilen 2) bis 6). 

5. In dem in Anlage 6 bestimmten Vordruck für die 
Nachricht über die Nichtzustellung eines Mahnbe-
scheids werden der mit den Worten „Durch die 
Neuzustellung" beginnende Absatz sowie der mit 
den Worten „Zu Zeile 6:" beginnende und mit den 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

(5) unverändert 
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Worten „nicht in Zeile 6 ein. " endende Absatz 
aufgehoben. 

6. In dem in Anlage 7 bestimmten Vordruck für die 
Nachricht über die Nichtzustellung eines Voll-
streckungsbescheids wird der mit den Worten 
„Durch die Neuzustellung" beginnende Absatz 
aufgehoben. 

7. In dem Vordruck zu Anlage 7 für den Antrag auf 
Neuzustellung eines Vollstreckungsbescheids 
wird in Zeile 3 in dem Text zu der Schlüsselzahl 1 
der zweite Satz aufgehoben. 

(6) Die Strafprozeßordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 7. April 1987 (BGBl. I S. 1074, 
1319), zuletzt geändert durch . . ., wird wie folgt 
geändert: 

1. In § 464 b werden die Worte „den Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle" durch die Worte „das Gericht 
des ersten Rechtszuges" ersetzt.. 

2. Nach § 464c wird folgender § 464d eingefügt: 

„§ 464d 

Die Auslagen der Staatskasse und die notwendi-
gen Auslagen der Beteiligten können nach Bruch-
teilen verteilt werden."  

3. § 467 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Soweit der Angeschuldigte freigesprochen, 
die Eröffnung des Hauptverfahrens gegen ihn 
abgelehnt oder das Verfahren gegen ihn einge-
stellt wird, fallen die Auslagen der Staatskasse und 
die notwendigen Auslagen des Angeschuldigten 
der Staatskasse zur Last."  

4. § 472b wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „oder eine 
Geldbuße gegen eine juristische Person oder 
eine Personenvereinigung festgesetzt" gestri-
chen. 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz einge-
fügt: 

„(2) Wird eine Geldbuße gegen eine juristi-
sche Person oder eine Personenvereinigung 
festgesetzt, so hat diese die Kosten des Verfah-
rens entsprechend den §§ 465, 466 zu tragen." 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 und wie 
folgt gefaßt: 

„(3) Wird von der Anordnung einer der in 
Absatz 1 Satz 1 bezeichneten Nebenfolgen oder 
der Festsetzung einer Geldbuße gegen eine 
juristische Person oder eine Personenvereini-
gung abgesehen, so können die dem Nebenbe-
teiligten erwachsenen notwendigen Auslagen 
der Staatskasse oder einem anderen Beteiligten 
auferlegt werden." 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

(6) unverändert 
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(7) § 14 des Gesetzes über das gerichtliche Verfah-
ren bei Freiheitsentziehungen in der im Bundesge-
setzblatt Teil III, Gliederungsnummer 316-1, veröf-
fentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch .. . 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In Absatz 2 Satz 1 wird der Betrag „dreißig Deut-
sche Mark" geändert in „35 Deutsche Mark". 

2. In Absatz 2 Satz 2 werden die Worte „fünf Deutsche 
Mark" durch die Worte „die Mindestgebühr (§ 33 
der Kostenordnung) " ersetzt und der Betrag „zwei-
hundert Deutsche Mark" geändert in „250 Deut-
sche Mark". 

3. In Absatz 3 werden der Betrag „dreißig Deutsche 
Mark" geändert in „35 Deutsche Mark" und die 
Worte „zehn Deutsche Mark" durch die Worte „in 
Höhe der Mindestgebühr (§ 33 der Kostenord-
nung) " ersetzt. 

(8) Das Arbeitsgerichtsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 2. Juli 1979 (BGBl. I S. 853, 
1036), zuletzt geändert durch . . ., wird wie folgt 
geändert: 

1. § 12 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird der Betrag „fünfhundert Deutsche 
Mark" in „tausend Deutsche Mark" und in 
Satz 3 der Betrag „drei Deutsche Mark" in 
„zwanzig Deutsche Mark" geändert. 

b) Nach Satz 3 wird folgender Satz angefügt: 

„Absatz 2 der Vorbemerkung zu Teil 9 des 
Kostenverzeichnisses der Anlage 1 zum Ge-
richtskostengesetz ist im Verfahren vor dem 
Arbeitsgericht nicht anzuwenden." 

2. Das Gebührenverzeichnis (Anlage 1 zum Arbeits-
gerichtsgesetz) wird wie folgt geändert: 

a) Das Hinweiszeichen auf die Fußnote nach dem 
Wort „Gebührenverzeichnis" und die mit die-
sem Hinweiszeichen beginnende Fußnote wer-
den gestrichen. 

b) In den in allen Spalten stehenden Gebühren-
nummern 2100 bis 2400 wird die an  erster Stelle 
stehende Ziffer „2" durch die Ziffer „9" 
ersetzt. 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

(7) unverändert 

(8) Das Arbeitsgerichtsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 2. Juli 1979 (BGBl. I S. 853, 
1036), zuletzt geändert durch ..., wird wie folgt 
geändert: 

1. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird der Betrag „fünfhundert 
Deutsche Mark" in „tausend Deutsche 
Mark" und in Satz 3 der Betrag „drei 
Deutsche Mark" in „zwanzig Deutsche 
Mark" geändert. 

bb) Folgender Satz wird angefügt: 

„Absatz 2 der Vorbemerkung zu Teil 9 des 
Kostenverzeichnisses der Anlage 1 zum 
Gerichtskostengesetz ist im Verfahren vor 
dem Arbeitsgericht nicht anzuwenden." 

b) In Absatz 4 Satz 4 und 5 wird jeweils die Angabe 
„§ 49 Satz 1" durch die Angabe „§ 49" 
ersetzt. 

2. unverändert 
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c) Nach der nach Buchstabe b neu benannten 
Nummer 9300 wird folgende Nummer 9301 
eingefügt: 

„Nr. Gebührentatbestand Gebühr 

9301 Verfahren über die Be-
schwerde gegen eine 
Entscheidung im Ver-
fahren über die Prozeß-
kostenhilfe: 
Die Beschwerde wird 
verworfen oder zurück

-

gewiesen 	 

Wird die Beschwerde 
nur teilweise verworfen 
oder zurückgewiesen, 
kann das Gericht die 
Gebühr nach billigem 
Ermessen auf die Hälfte 
ermäßigen oder bestim-
men, daß eine Gebühr 
nicht zu erheben ist.”   

Betrag der 
Gebühr 1905 
der Anlage 1 
zum GKG 

d) Die bisherige, nach Buchstabe b neu benannte 
Nummer 9301 wird Nummer 9302. 

3. Die Gebührentabelle (Anlage 2 zum Arbeitsge-
richtsgesetz) wird durch die diesem Gesetz als 
Anlage 4 beigefügte Fassung ersetzt. 

(9) Artikel 7 § 2 des Familienrechtsänderungsgeset-
zes in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungs-
nummer 400-4, veröffentlichten bereinigten Fassung, 
das zuletzt durch Artikel 11 des Gesetzes vom 14. Juni 
1976 (BGBl. I S. 1421) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 

1. Die Mindestbeträge der Betragsrahmen werden 
jeweils geändert von „ 10" in „20". 

2. Absatz 1 Satz 2 wird aufgehoben. 

(10) § 48 des Wohnungseigentumsgesetzes in der 
im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnum-
mer 403-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, das 
zuletzt durch ... geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

3. unverändert 

(8 a) In § 63 Abs. 1 des Sozialgerichtsgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 
1975 (BGBl. I S. 2535), das zuletzt durch ... geändert 
worden ist, werden nach dem Wort „sind" die Worte 
„den Beteiligten" eingefügt. 

(9) Artikel 7 § 2 des Familienrechtsänderungsgeset-
zes in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungs-
nummer 400-4, veröffentlichten bereinigten Fassung, 
das zuletzt durch Artikel 11 des Gesetzes vom 14. Juni 
1976 (BGBl. I S. 1421) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 

1. Die Betragsrahmen werden jeweils geändert von 
„10 bis 500 Deutsche Mark" in „20 bis 600 Deut-
sche Mark". 

2. unverändert 

(10) § 48 des Wohnungseigentumsgesetzes in der 
im  Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnum-
mer 403-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, das 
zuletzt durch ... geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

01. Absatz 1 Satz 4 wird wie folgt gefaßt: 

„Ist ein Mahnverfahren vorausgegangen (§ 46 a), 
wird die nach dem Gerichtskostengesetz zu erhe

-

bende Gebühr für das Verfahren über den Antrag 
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1. Nach Absatz 1 wird folgender Absatz eingefügt: 

„(2) Sind für Teile des Gegenstands verschie-
dene Gebührensätze anzuwenden, so sind die 
Gebühren für die Teile gesondert zu berechnen; 
die aus dem Gesamtbetrag der Wertteile nach dem 
höchsten Gebührensatz berechnete Gebühr darf 
jedoch nicht überschritten werden." 

2. Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3; ihm wird 
folgender Satz angefügt: 

„Der Geschäftswert ist niedriger festzusetzen, 
wenn die nach Satz 1 berechneten Kosten des 
Verfahrens zu dem Interesse eines Beteiligten nicht 
in einem angemessenen Verhältnis stehen." 

3. Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4 und wie folgt 
gefaßt: 

„ (4) Im Verfahren über die Beschwerde gegen 
eine den Rechtszug beendende Entscheidung wer-
den die gleichen Gebühren wie im ersten Rechts-
zug erhoben. " 

(11) § 77 a des Ehegesetzes in der im Bundesgesetz-
blatt Teil III, Gliederungsnummer 404-1, veröffent-
lichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch . . . 
geändert worden ist, wird wie folgt gefaßt: 

„§ 77a 

Für die Befreiung von der Beibringung des Ehefä-
higkeitszeugnisses für Ausländer (§ 10 Abs. 2) wird 
eine Gebühr von 20 bis 500 Deutsche Mark erho-
ben." 

(12) § 21 der Verordnung über die Behandlung der 
Ehewohnung und des Hausrats in der im Bundesge-
setzblatt Teil III, Gliederungsnummer 404-3, veröf-
fentlichten bereinigten Fassung, die zuletzt durch .. . 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Nach Absatz 1 wird folgender Absatz eingefügt: 

„(2) Sind für Teile des Gegenstands verschie-
dene Gebührensätze anzuwenden, so sind die 
Gebühren für die Teile gesondert zu berechnen; 
die aus dem Gesamtbetrag der Wertteile nach dem 
höchsten Gebührensatz berechnete Gebühr darf 
jedoch nicht überschritten werden." 

2. Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 

3. Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4 und wie folgt 
gefaßt: 

„(4) In Verfahren über die Beschwerde gegen 
eine den Rechtszug beendende Entscheidung wer-
den die gleichen Gebühren wie im ersten Rechts-
zug erhoben." 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

auf Erlaß eines Mahnbescheids auf die Gebühr 
für das gerichtliche Verfahren angerechnet; die 
Anmerkung zu Nummer 1201 des Kostenver-
zeichnisses zum Gerichtskostengesetz gilt ent-
sprechend." 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

(11) § 77 a des Ehegesetzes in der im Bundesgesetz-
blatt Teil III, Gliederungsnummer 404-1, veröffent-
lichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch . . . 
geändert worden ist, wird wie folgt gefaßt: 

„§ 77a 

Für die Befreiung von der Beibringung des Ehefä-
higkeitszeugnisses für Ausländer (§ 10 Abs. 2) wird 
eine Gebühr von 20 bis 600 Deutsche Mark erho-
ben. " 

(12) unverändert 
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(13) Die Urheberrechtsschiedsstellenverordnung 
vom 20. Dezember 1985 (BGBl. I S. 2543), zuletzt 
geändert durch . . ., wird wie folgt geändert: 

1. In § 12 Abs. 1 zweiter Halbsatz wird die Angabe 
„ § 7 Abs. 1, Abs. 2 Satz 1,2" durch die Angabe „§ 7 
Abs. 1, Abs. 2 Satz 1 bis 3" ersetzt. 

2. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 5 wird die Angabe „1900 bis 1912" 
durch die Angabe „9000 bis 9013" ersetzt. 

b) In Absatz 9 wird die Angabe „§ 5 Abs. 3 und 4" 
durch die Angabe „§ 5 Abs. 3 Satz 1 erster 
Halbsatz, Abs. 4 Satz 2 und 3, Abs. 5 und 6" 
ersetzt. 

(14) Das Gesetz über Ordnungswidrigkeiten in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 19. Februar 1987 
(BGBl. I S. 602), zuletzt geändert durch . . ., wird wie 
folgt geändert: 

1. In § 105 Abs. 1 wird nach der Angabe „§§ 464 a," 
die Angabe „464 d," eingefügt. 

2. In § 106 Abs. 1 Satz 5 werden die Worte „an Post-, 
Telegrafen- und Fernsprechgebühren" durch die 
Worte „für Post- und Telekommunikationsdienst-
leistungen" ersetzt. 

3. § 107 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach Satz 1 wird folgender Satz einge-
fügt: 

„Wird gegen eine juristische Person oder 
eine Personenvereinigung eine Geldbuße 
nach § 30 festgesetzt, so ist von der juristi-
schen Person oder der Personenvereini-
gung eine Gebühr zu erheben, die sich nach 
der gegen sie festgesetzten Geldbuße 
bemißt." 

bb) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3; der Betrag 
„zwanzig Deutsche Mark" wird in 
„25 Deutsche Mark" und der Betrag „zehn-
tausend Deutsche Mark" wird in „12 500 
Deutsche Mark" geändert. 

b) In Absatz 2 wird der Betrag „zwanzig Deutsche 
Mark" geändert in „25 Deutsche Mark". 

c) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Als Auslagen werden erhoben 

1. Entgelte für Telekommunikationsdienstlei-
stungen außer für den Telefondienst; 

2. Entgelte für Zustellungen durch die Post; 

3. für jede Zustellung durch Bedienstete der 
Verwaltungsbehörde anstelle der tatsächli-
chen Aufwendungen ein Betrag in Höhe der 
in § 16 Abs. 1 des Gesetzes über Kosten der 
Gerichtsvollzieher bestimmten Gebühr; 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

(13) unverändert 

(14) Das Gesetz über Ordnungswidrigkeiten in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 19. Februar 1987 
(BGBl. I S. 602), zuletzt geändert durch . . ., wird wie 
folgt geändert: 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 
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4. Kosten, die durch öffentliche Bekanntma-
chung entstehen, mit Ausnahme der für 
Post- und Telekommunikationsdienstlei-
stungen zu zahlenden Entgelte; 

5. nach dem Gesetz über die Entschädigung 
von Zeugen und Sachverständigen zu zah-
lende Beträge, und zwar auch dann, wenn 
aus Gründen der Gegenseitigkeit, der Ver-
waltungsvereinfachung und dergleichen 
keine Zahlungen zu leisten sind; sind die 
Auslagen durch mehrere Geschäfte veran-
laßt, die sich auf verschiedene Rechtssachen 
beziehen, so werden die Auslagen auf die 
mehreren Geschäfte unter Berücksichti-
gung der auf die einzelnen Geschäfte ver-
wendeten Zeit angemessen verteilt; 

6. bei Geschäften außerhalb der Dienststelle 

a) die den Verwaltungsangehörigen auf 
Grund gesetzlicher Vorschriften ge-
währten Vergütungen (Reisekosten, 
Auslagenersatz), 

b) die Kosten für die Bereitstellung von 
Räumen, 

c) für den Einsatz von Dienstkraftfahrzeu-
gen für jeden gefahrenen Kilometer ein 
Betrag von 0,52 Deutsche Mark; 

sind die Auslagen durch mehrere Geschäfte 
veranlaßt, die sich auf verschiedene Rechts-
sachen beziehen, so werden die Auslagen 
auf die mehreren Geschäfte unter Berück-
sichtigung der Entfernungen und der auf die 
einzelnen Geschäfte verwendeten Zeit an-
gemessen verteilt; 

7. an Rechtsanwälte zu zahlende Beträge; 

8. Kosten für die Beförderung von Personen; 

9. Beträge, die mittellosen Personen für die 
Reise zum Ort einer Vernehmung oder 
Untersuchung und für die Rückreise gezahlt 
werden, bis zur Höhe der nach dem Gesetz 
über die Entschädigung von Zeugen und 
Sachverständigen an Zeugen zu zahlenden 
Beträge; 

10. an Dritte zu zahlende Beträge für 

a) die Beförderung von Tieren und Sachen, 
mit Ausnahme der für Postdienstleistun-
gen zu zahlenden Entgelte, die Verwah-
rung von Tieren und Sachen sowie die 
Fütterung von Tieren; 

b) die Durchsuchung oder Untersuchung 
von Räumen und Sachen einschließlich 
der die Durchsuchung oder Untersu-
chung vorbereitenden Maßnahmen; 

c) die Bewachung von Schiffen und Luft-
fahrzeugen; 

11. Kosten einer Erzwingungshaft; 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 
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12. Beträge, die anderen inländischen Behör-
den, öffentlichen Einrichtungen oder Be-
diensteten als Ersatz für Auslagen der in den 
Nummern 1 bis 11 bezeichneten Art zuste-
hen, und zwar auch dann, wenn aus Grün-
den der Gegenseitigkeit, der Verwaltungs-
vereinfachung und dergleichen keine Zah-
lungen zu leisten sind; diese Be träge sind 
durch die Höchstsätze für die bezeichneten 
Auslagen begrenzt; 

13. Beträge, die ausländischen Behörden, Ein-
richtungen oder Personen im Ausland 
zustehen, sowie Kosten des Amts- und 
Rechtshilfeverkehrs mit dem Ausland, und 
zwar auch dann, wenn aus Gründen der 
Gegenseitigkeit, der Verwaltungsvereinfa-
chung und dergleichen keine Zahlungen zu 
leisten sind." 

(15) In § 339 Abs. 4 der Abgabenordnung vom 
16. März 1976 (BGBl. I S. 613, 1977 I S. 269), die 
zuletzt durch ... geändert worden ist, werden die 
Worte „der Gebührentabelle zu" gestrichen. 

Artikel 9 

Aufhebung von Vorschriften 

Die folgenden Vorschriften werden aufgehoben: 

1. § 227 Abs. 3 Satz 2 des Bundesentschädigungsge-
setzes in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliede-
rungsnummer 251-1, veröffentlichten bereinigten 
Fassung, das zuletzt durch ... geändert worden 
ist, 

2. Artikel 4 Abs. 1 des Gesetzes über Maßnahmen auf 
dem Gebiete des Kostenrechts in der im Bundesge-
setzblatt Teil III, Gliederungsnummer 363-2, ver-
öffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt 
durch ... geändert worden ist, 

3. die Verordnung über die Gebühren für die Erlaub-
nis zur Besorgung fremder Rechtsangelegenheiten 
und für die Zulassung als Prozeßagent vom 31. Ja-
nuar 1936 (RGBl. I S. 57, BGBl. III 363-3), 

4. § 22 des Gesetzes zur Regelung des Rechts der 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen vom 9. De-
zember 1976 (BGBl. I S. 3317), das zuletzt durch . . . 
geändert worden ist, 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

4. § 133 wird wie folgt gefaßt: 

n § 133 

Kosten-Übergangsvorschrift 

Im Verfahren der Verwaltungsbehörde werden 
Gebühren und Auslagen nach dem Recht erhoben, 
das zu dem Zeitpunkt gilt, in dem der Bußgeldbe-
scheid erlassen ist." 

(15) In § 339 Abs. 4 Satz 1 der Abgabenordnung 
vom 16. März 1976 (BGBl. I S. 613, 1977 I S. 269), die 
zuletzt durch ... geändert worden ist, werden die 
Worte „der Gebührentabelle zu" gestrichen. 

Artikel 9 

unverändert 
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5. § 39 Abs. 1 Satz 3 des Gesetzes über Arbeitnehmer-
erfindungen in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnummer 422-1, veröffentlichten berei-
nigten Fassung, das zuletzt durch ... geändert 
worden ist. 

Artikel 10 

Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang 

Die auf Artikel 8 Abs. 4, 5 und 13 beruhenden Teile 
der dort geänderten Rechtsverordnungen können auf 
Grund der jeweils einschlägigen Ermächtigung durch 
Rechtsverordnung geändert werden. 

Artikel 11 

Überleitungsvorschrift 

Im Mahnverfahren kann der Antragsteller die bis-
her eingeführten Vordrucke bis zum 30. Juni 1995 
weiterverwenden, wenn er sie bei dem Gericht in 
einer berichtigten Fassung einreicht. 

Artikel 12 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1994 in Kraft.  

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Artikel 10 

unverändert 

Artikel 11 

Überleitungsvorschrift 
zu den Artikeln 1 und 8 Abs. 4 und 5 

(1) Für Mahnverfahren, die nach Inkrafttreten die-
ses Gesetzes und vor dem 1. Januar 1995 anhängig 
geworden sind, werden die Kosten nach bisherigem 
Recht erhoben. Die Gebühr für die Entscheidung 
über den Antrag auf Erlaß eines Mahnbescheids ist 
auf die Gebühr 1201 des Kostenverzeichnisses zum 
Gerichtskostengesetz nach Maßgabe der Anmerkun-
gen zu dieser Vorschrift anzurechnen. Ferner sind die 
Auslagen für die Zustellung des Mahnbescheids 
anzurechnen, wenn der gesamte Streitgegenstand 
des Mahnverfahrens in das Prozeßverfahren überge-
gangen ist. 

(2) Im Mahnverfahren kann der Antragsteller die 
bisher eingeführten Vordrucke bis zum 30. Juni 1995 
weiterverwenden, wenn er sie bei dem Gericht in 
einer berichtigten Fassung einreicht. 

Artikel 12 

unverändert 
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Anlage 1 (zu Artikel 1 Abs. 3): 

„Anlage (zu § 11 Abs. 2) 

Streitwert 
bis .... DM 

Gebühr 
.... DM 

600 50 
1500 80 
4 000 120 
10 000 200 
20 000 310 
40 000 460 
60 000 610 
80 000 760 
100 000 910 
160 000 1 260 
220 000 1 610 
280 000 1 960 

Streitwert 
bis .... DM 

Gebühr 
.... DM 

340 000 2 310 
400 000 2 660 
460 000 3 010 
520 000 3 360 
580 000 3 710 
640 000 4 060 
700 000 4 410 
760 000 4 760 
820 000 5 110 
880 000 5 460 
940 000 5 810 

1 000 000 6 160" 

Anlage 2 (zu Artikel 3 Abs. 2): 

„Anlage (zu § 13 Abs. 1) 

Gegenstandswert 
bis .... DM 

Gebühr 
.... DM 

1 000 20 
2 000 30 
3 000 40 
4 000 50 
5 000 60 
6 000 70 
7 000 80 
8 000 90 
9 000 100 
10 000 110 
12 000 120 
14 000 130 
16 000 140 
18 000 150 
20 000 160 
22 000 170 
24 000 180 
26 000 190 
28 000 200 
30 000 210 
32 000 220 
34 000 230 
36 000 240 
38 000 250 
40 000 260 
42 000 270 
44 000 280 
46 000 290 

Gegenstandswert 
bis .... DM 

Gebühr 
.... DM 

48 000 300 
50 000 310 
52 000 320 
54 000 330 
56 000 340 
58 000 350 
60 000 360 
62 000 370 
64 000 380 
66 000 390 
68 000 400 
70 000 410 
72 000 420 
74 000 430 
76 000 440 
78 000 450 
80 000 460 
82 000 470 
84 000 480 
86 000 490 
88 000 500 
90 000 510 
92 000 520 
94 000 530 
96 000 540 
98 000 550 
100 000 560" 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Anlage 1 (zu Artikel 1 Abs. 3): 

„Anlage (zu § 11 Abs. 2) 

Streitwert 
bis .... DM 

Gebühr 
.... DM 

600 50 
1200 70 
1800 90 
2 400 110 
3 000 130 
4 000 145 
5 000 160 
6 000 175 
7 000 190 
8 000 205 
9 000 220 
10 000 235 
12 000 265 
14 000 295 
16 000 325 
18 000 355 
20 000 385 
25 000 430 
30 000 475 
35 000 520 
40 000 565 
45 000 610 
50 000 655 
60 000 715 

Streitwert 
bis .... DM 

Gebühr 
.... DM 

70 000 775 
80 000 835 
90 000 895 
100 000 955 
130 000 1 155 
160 000 1 355 
190 000 1 555 
220 000 1 755 
250 000 1 955 
280 000 2 155 
310 000 2 355 
340 000 2 555 
370 000 2 755 
400 000 2 955 
460 000 3 250 
520 000 3 545 
580 000 3 840 
640 000 4 135 
700 000 4 430 
760 000 4 725 
820 000 5 020 
880 000 5 315 
940 000 5 610 

1 000 000 5 905" 

unverändert 
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Anlage 3 (zu Artikel 7 Abs. 2): 

„Anlage (zu § 11) 

Gegenstandswert 
bis .... DM 

Gebühr 
.... DM 

600 50 
I  500 100 
4 000 200 
10 000 360 
20 000 700 
40 000 1 010 
60 000 1 320 
80 000 1 630 
100 000 1 940 
160 000 2 200 
220 000 2 460 
280 000 2 720 

Gegenstandswert 
bis .... DM 

Gebühr 
.... DM 

340 000 2 980 
400 000 3 240 
460 000 3 500 
520 000 3 760 
580 000 4 020 
640 000 4 280 
700 000 4 540 
760 000 4 800 
820 000 5 060 
880 000 5 320 
940 000 5 580 

1 000 000 5 840" 

Anlage 4 (zu Artikel 8 Abs. 8): 

„Anlage (zu § 12 Abs. 2) 

Streitwert 
bis.... DM 

Gebühr 
....DM 

300 20 
600 24 
900 36 

1 200 48 
1 500 60 
1 800 72 
2 100 84 
2 400 96 
2 700 108 
3 000 120 
3 500 140 
4 000 160 
4 500 180 
5 000 200 
5 500 220 
6 000 240 
6 500 260 
7 000 280 
7 500 300 
8 000 320 

Streitwert 
bis.... DM 

Gebühr 
....DM 

8 500 340 
9 000 360 
9 500 380 
10 000 400 
11 000 440 
12 000 480 
13 000 520 
14 000 560 
15 000 600 
16 000 640 
17 000 680 
18 000 720 
19 000 760 
20 000 800 
21 000 840 
22 000 880 
23 000 920 
24 000 960 
über 
24 000 1 000" 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Anlage 3 (zu Artikel 7 Abs. 2): 

„Anlage (zu § 11) 

Gegenstandswert 
bis .... DM 

Gebühr 
.... DM 

600 50 
1200 90 
1 800 130 
2 400 170 
3 000 210 
4 000 265 
5 000 320 
6 000 375 
7 000 430 
8 000 485 
9 000 540 
10 000 595 
12 000 665 
14 000 735 
16 000 805 
18 000 875 
20 000 945 
25 000 1 025 
30 000 1 105 
35 000 1 185 
40 000 1 265 
45 000 1 345 
50 000 1 425 
60 000 1 565 

Gegenstandswert 
bis .... DM 

Gebühr 
.... DM 

70 000 1 705 
80 000 1 845 
90 000 1 985 
100 000 2 125 
130 000 2 285 
160 000 2 445 
190 000 2 605 
220 000 2 765 
250 000 2 925 
280 000 3 085 
310 000 3 245 
340 000 3 405 
370 000 3 565 
400 000 3 725 
460 000 3 975 
520 000 4 225 
580 000 4 475 
640 000 4 725 
700 000 4 975 
760 000 5 225 
820 000 5 475 
880 000 5 725 
940 000 5 975 

1 000 000 6 225" 

unverändert 
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Bericht der Abgeordneten Dr. Wolfgang Götzer, Detlef Kleinert (Hannover), 
Klaus-Heiner Lehne und Margot von Renesse 

I. Zum Beratungsverfahren 

Der Deutsche Bundestag hat den von der Bundesre-
gierung eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur 
Änderung des Kostengesetzes und anderen Gesetzen 
(Kostenrechtsänderungsgesetz 1994) — Drucksache 
12/6962 — in seiner 216. Sitzung vom 10. März 1994 in 
erster Lesung beraten. Die Vorlage wurde zur feder-
führenden Beratung an den Rechtsausschuß und zur 
Mitberatung an den Haushaltsausschuß überwie-
sen. 

Der Haushaltsausschuß hat in seiner Sitzung vom 
20. April 1994 einvernehmlich auf eine Mitberatung 
des Gesetzentwurfs verzichtet. 

Der Rechtsausschuß hat den Gesetzentwurf in seiner 
121. Sitzung vom 13. April 1994 sowie abschließend in 
seiner 125. Sitzung vom 27. April 1994 beraten. 

Die Berichterstatter haben die Beratungen des Rechts-
ausschusses in intensiven Gesprächsrunden u. a. mit 
Vertretern des Bundesministeriums der Justiz und der 
Länder vorbereitet. Die zur Annahme empfohlene, 
aus der obigen Zusammenstellung ersichtliche Fas-
sung des Gesetzentwurfes wurde einstimmig be-
schlossen. 

H. Zum Inhalt der Beschlußempfehlung 

Der Gesetzentwurf in der vom Rechtsausschuß ange-
nommenen Fassung hat im wesentlichen folgenden 
Inhalt: 

a) Identische Regelungen in mehreren Artikeln 

Das Kilometergeld bei Benutzung eines eigenen 
Kraftfahrzeugs wird für Notare, Rechtsanwälte, 
Sachverständige und ehrenamtliche Richter in 
Anknüpfung an reisekostenrechtliche Regelungen 
für den öffentlichen Dienst auf 0,52 DM angeho-
ben. 

Die in den Kostengesetzen normierte Mindestge-
bühr wird von 15 auf 20 DM erhöht. 

b) Gerichtskostengesetz 

— Der Regelstreitwert in verwaltungs- und finanz-
gerichtlichen Verfahren wird auf 8 000 DM 
angehoben (§ 13). 

— Das Kostenverzeichnis erhält eine übersichtli-
chere Struktur und wird gestrafft. 

— Eingeführt wird ein Pauschalgebührensystem 
für die erste Instanz in bürgerlichen Rechtsstrei

-

tigkeiten ohne Familiensachen. Entscheidungs-
gebühren werden im übrigen zur Förderung 
anderer Formen der Streitbeilegung erhöht. 

— Die Gerichtsgebühren steigen um etwa 10 % 
durch höhere Gebührenbeträge und um rund 
15 % durch strukturelle Änderungen. 

— Die Tabellenstruktur wird im Gleichklang mit 
der BRAGO gestrafft. 

c) Kostenordnung 

Zusätzlich zu Vorschlägen des Regierungsent-
wurfs zur Anpassung einzelner Vorschriften an 
Regelungen in anderen Kostengesetzen sind Anre-
gungen des Bundesrates aufgegriffen worden, für 
die Erteilung von Grundbuch- und Registerauszü-
gen und für die Erteilung entsprechender Aus-
drucke aus dem maschinell geführten Grundbuch 
und den maschinell geführten Registern pau-
schale, die Auslagen umfassende Gebühren einzu-
führen (§§ 73, 89). 

d) Gesetz über Kosten der Gerichtsvollzieher 

Anstelle einer linearen Erhöhung der Gebühren 
werden grundsätzlich eine Vielzahl von Kleinstge-
bühren unter 5 DM auf mindestens diesen Betrag 
angehoben. Der Rechtsausschuß hält die aus den 
Vorschlägen des Regierungsentwurfs resultieren-
den Steigerungen der Gebühren in einer Größen-
ordnung von 20 % für eine angemessene Zurück-
führung des Zuschußbedarfs der Länder für das 
Gerichtsvollzieherwesen, bei der eine Kostenbar-
riere für die Zwangsvollstreckung noch nicht zu 
besorgen ist. 

e) Justizverwaltungskostenordnung 

Die Gebühren erhöhen sich im Rahmen der allge-
meinen Steigerungsraten bei den einnahmewirk-
samen Kostengesetzen. 

f) Gesetz über die Entschädigung der ehrenamtli-
chen Richter 

Die Grundentschädigung (§ 2 Abs. 1) wird auf 
8 DM, die Höchstgrenze für die Verdienstausfall-
entschädigung (§ 2 Abs. 1 Satz 1) auf 30 DM je 
Stunde erhöht. Ehrenamtliche Richterinnen und 
Richter, die Erwerbstätigkeiten im Interesse von 
Haus- und Familienarbeit ganz oder teilweise 
zurückgestellt haben, erhalten als Ausgleich für 
die Versäumung dieser Arbeit eine Entschädigung 
von 20 DM je Stunde. 
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g) Gesetz über die Entschädigung von Zeugen und 
Sachverständigen 

— Die auf 25 DM angehobene Höchstentschädi-
gung für Verdienstausfall ermöglicht bei vielen 
Zeugen auch künftig einen vollen Ausgleich. 
Für die Versäumung von Haus- und Familien-
arbeit werden Zeugen vergleichbar wie ehren-
amtliche Richter entschädigt. 

— Sachverständige erhalten für ihre Leistungen 
eine Entschädigung aus dem auf 50 bis 100 DM 
erhöhten Rahmen. 

Einige strukturelle Veränderungen sollen die 
Rechtsanwendung im Interesse der Sachver-
ständigen verbessern und Streitigkeiten bei der 
Festsetzung der Entschädigung vermeiden. 

— Die Entschädigung für Dolmetscher und Über-
setzer sowie die Entschädigungssätze nach der 
Anlage 1 zu § 5 werden um etwa 30 % erhöht; 
zugleich werden die Entschädigungstatbe-
stände der genannten Anlage modernisiert. 

h) Bundesgebührenordnung für Rechtsanwälte 

— Der Ausgangsgegenstandswert nach § 8 Abs. 2 
und der Mindestwert nach § 113 Abs. 2 wird 
jeweils auf 8 000 DM, der Höchstwert für Ver-
fahren nach § 807 ZPO auf 3 000 DM angeho-
ben. 

— Die Wertgebühren (§ 11) werden bei gestraffter 
Tabelle um 15 % erhöht, die Rahmengebühren 
um 23 %. Diese vom Rechtsausschuß einstim-
mig beschlossenen Maßnahmen führen zu Ein-
kommensverbesserungen von rd. 16 bis 17 %. 

— Eingeführt werden folgende strukturelle Ver-
besserungen: 

— Eine Begrenzung der Gebühr für die erste 
anwaltliche Beratung (§ 20) auf höchstens 
350 DM. 

— Generelle Anhebung der Gebühr (§ 23) für 
den Abschluß eines außergerichtlichen Ver-
gleichs von 10/10 auf 15/10. 

— Eine bessere Bewertung der aufwendigeren 
anwaltlichen Tätigkeit als Verteidiger von 
inhaftierten Mandanten (§ 83 Abs. 3). 

— Verbesserung der Vergütung für die inten-
sive und zeitaufwendige Mitwirkung des 
Verteidigers, die dazu führt, daß eine Haupt-
verhandlung entbehrlich wird (§ 84 
Abs. 2). 

Der Ausschuß hat nach eingehenden Beratungen 
der Berichterstatter die innerhalb der Anwaltschaft 
nicht unumstrittene Einführung der sogenannten 
Erstberatungsgebühr beschlossen. Bedenken, die 
Neuregelung könne im Einzelfall zu nicht mehr 
angemessenen Gebühren führen, hält der Aus-
schuß im Hinblick darauf, daß auch für die erste 
Beratung nach wie vor eine Gebührenvereinba-
rung möglich ist, nicht für durchgreif end.  

h) Sonstige Änderungen 

— Das streitige Problem, ob die kostenpflichtige 
Partei die Umsatzsteuer, die die erstattungsbe-
rechtigte Partei ihrem Rechtsanwalt zu zahlen 
hat (§ 25 BRAGO), zu erstatten hat, wenn die 
erstattungsberechtigte Partei sie als Vorsteuer 
(§ 15 UStG) abziehen kann, wird einer vermit-
telnden Lösung zugeführt (§ 104 ZPO). 

— Durch Änderung der StPO (§ 472b) und des 
OWiG (§ 107) werden die Grundlagen dafür 
geschaffen, daß künftig auch bei Verbands-
geldbußen im Strafverfahren und im Verfahren 
der Verwaltungsbehörde Gebühren wie bei 
Geldbußen gegen natürliche Personen erhoben 
werden können. 

— Die seit 1953 unveränderten Gerichtsgebühren 
für Verfahren vor dem Arbeitsgericht werden 
um rund ein Drittel erhöht. 

III. Zur Begründung der Beschlußempfehlung 

1. Allgemeines 

a) Alle Fraktionen und die im Ausschuß vertretenen 
Mitglieder der Gruppen halten eine Anhebung der 
Gebühren für Rechtsanwälte und der Entschädigun-
gen für Zeugen, Sachverständige, Dolmetscher 
sowie ehrenamtliche Richter für dringend erforder-
lich. Da die letzte Erhöhung zum 1. Januar 1987 
erfolgt sei, müsse nunmehr erneut der allgemeinen 
wirtschaftlichen Entwicklung und den gestiegenen 
Lebenshaltungskosten Rechnung getragen werden. 
Die Erhöhung der Gerichtsgebühren in einer Grö-
ßenordnung von 25 % und der Gerichtsvollzieherge-
bühren in einer Größenordnung von knapp 20 % sei 
aus den im Regierungsentwurf genannten Gründen 
notwendig. Übrigens zeigt dies, daß allgemeine 
politische Rücksichtnahme zu einem bedeutend 
schlechteren Ergebnis für die Rechtsanwälte, als für 
die, bei den Gerichtskosten und Gerichtsvollzieher-
gebühren betroffenen Länder, führt. 

b) Der Bundesrat hat gebeten, im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren zu prüfen, ob und inwieweit die 
seit dem 1. Januar 1987 eingetretene Preis- und 
Einkommensentwicklung eine stärkere Erhöhung 
der Rechtsanwaltsgebühren erforderlich mache, 
als dies im Regierungsentwurf vorgeschlagen sei. 
Der Ausschuß hat dieser Prüfungsbitte auch unter 
Berücksichtigung der im Referentenentwurf des 
Bundesministeriums der Justiz vom Januar 1993 
zugrundegelegten Daten entsprochen. Der Refe-
rentenentwurf ging von einer Kostensteigerung in 
einer Größenordnung von rund 30 % seit der letz-
ten Gebührenanpassung zum 1. Januar 1987 bis 
Ende 1993 aus, ferner davon, daß die Einkommens-
entwicklung in anderen Berufsgruppen in dem 
entsprechenden Zeitraum überwiegend in einer 
vergleichbaren Größenordnung gelegen habe. 
Demgegenüber habe sich das anwaltliche Einkom-
men bis Ende 1993 durch den Anstieg der Streit-
werte jedoch nur um etwa 10 % erhöht. Hinzu 
kämen geringfügige Einkommensverbesserungen 
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durch die Anhebung der Rahmengebühren nach 
§ 116 BRAGO durch das Gesetz vom 20. August 
1990 (BGBl. I, S. 1765). Die strukturellen Änderun-
gen im vorliegenden Entwurf führten zu Einnah-
meverbesserungen von rund 2 %. Ausgehend von 
diesen Rahmendaten sah der Referentenentwurf 
eine Verbesserung der Einnahmen der Anwalt-
schaft um rund 15 % durch eine Anhebung der 
Fest-, Rahmen- und Wertgebühren vor. Unter 
Berücksichtigung der im Referentenentwurf noch 
nicht einbezogenen Entwicklung seit Ende 1993 
bis zum geplanten Inkrafttreten des Gesetzes hält 
der Ausschuß im Ergebnis eine Anhebung der 
Wertgebühren um 15 % und der Fest- und Rah-
mengebühren um 23 % für angemessen. Dadurch 
werden Einnahmeverbesserungen zwischen 16 
und 17 % erreicht, die der Ausschuß für notwendig 
hält, um die Rechtsanwälte nicht von der allgemei-
nen Einkommensentwicklung abzukoppeln. 

c) Einmütig begrüßt der Rechtsausschuß die von der 
Bundesregierung vorgeschlagenen strukturellen 
Änderungen im Gerichtskostengesetz, mit denen 
das Ziel verfolgt wird, die Kostenberechnung und 
Kostenerhebung spürbar zu vereinfachen. Der Aus-
schuß hält die vorgeschlagene Einführung einer 
pauschalen Verfahrensgebühr für Zivilsachen erster 
Instanz einschließlich der Verfahren des einstweili-
gen Rechtsschutzes für einen erfolgversprechenden 
Schritt, um dieses Ziel zu erreichen. 

d) Der Ausschuß unterstreicht, daß weitere Anstren-
gungen zur Vereinfachung des Kostenrechts unter-
nommen werden müssen. Insbesondere hält er das 
Gesetz über die Entschädigung von Zeugen und 
Sachverständigen für reformbedürftig, um die 
Vielzahl von Streitigkeiten bei der Festsetzung der 
Sachverständigenentschädigung soweit irgend 
möglich zu beseitigen. 

2. Zu den einzelnen Vorschriften 

Im folgenden werden lediglich die vom Rechtsaus-
schuß beschlossenen Änderungen gegenüber der 
ursprünglichen Fassung des Gesetzentwurfs erläutert. 
Die Änderungen gehen auf interfraktionelle, in den 
Berichterstattergesprächen erarbeiteten Änderungs-
anträge zurück, die einstimmig angenommen wur-
den. Soweit der Rechtsausschuß den Gesetzentwurf 
zur Änderung des Kostengesetzes und anderen Geset-
zen (Kostenrechtsänderungsgesetz 1994) unverändert 
angenommen hat, wird auf die jeweilige Begründung 
der Drucksache 12/6962 Bezug genommen. 

Zu Artikel 1 Abs. 1 (Änderung des 
Gerichtskostengesetzes) 

Zu Nummer 4 (§ 11 Abs. 2 GKG) 

Die Tabellenstruktur soll gestrafft werden. Allerdings 
sollen die Wert- und Gebührensprünge spürbar nied-
riger ausfallen, als dies im Regierungsentwurf vorge-
sehen war. Insbesondere bei der auch vom Bundesrat 
als wünschenswert bezeichneten Übereinstimmung 

der Tabellenstrukturen in GKG und BRAGO hätte 
selbst das geringfügige Überschreiten einer Wert-
grenze ein gerichtliches Verfahren so erheblich ver-
teuert, daß dies für den rechtssuchenden Bürger nur 
schwer verständlich gewesen wäre. Die nunmehr 
vorgeschlagene Straffung sieht eine Reduzierung der 
Wertstufen von derzeit 90 auf 48 — statt wie im 
Regierungsentwurf auf 24 — vor. Das von der Bundes-
regierung vorgeschlagene Erhöhungsvolumen von 
rund zehn Prozent soll beibehalten werden. 

Zu Nummer 7 (§ 13 Abs. 1 GKG) 

Der Auffangstreitwert in Verfahren vor den Gerichten 
der Verwaltungs- und Finanzgerichtsbarkeit soll von 
6 000 auf 8 000 DM angehoben werden (Absatz 1). Die 
bisherige Bewertung aus dem Jahr 1987 bedarf der 
Anpassung an die veränderten wirtschaftlichen Ver-
hältnisse. 

Zu Artikel 1 Abs. 2 (Kostenverzeichnis 
[Anlage 1 zum Gerichts-
kostengesetz] — KV) 

Zu Nummer 1201 KV 

Die vom Rechtsausschuß beschlossene Modifikation 
der Anrechnungsvorschrift bzgl. der Gebühr für ein 
vorangegangenes Mahnverfahren dient der Klarstel-
lung und Vereinfachung. Sie soll Berechnungsstreit-
fragen vermeiden, die im geltenden Recht durch die 
Anmerkung zu der Gebühr 1005 des KV zum GKG im 
Fall der Klageerweiterung entstanden sind (vgl. 
Markl, 2. Aufl., Rdnr. 5 zur Gebühr 1005 des KV zum 
GKG, S. 666, 667). Dort herausgearbeitete einfache 
Berechnungsmethoden (a. a. O. S. 667, 2. Absatz) hält 
der Ausschuß als Vorbild für geeignet. 

Zu Nummer 6110 KV 

Entsprechend dem Vorschlag des Bundesrates sollen 
die Gebühren für Strafverfahren überproportional 
erhöht werden, weil sie seit 1957 nur einmal um 
20 Prozent erhöht worden sind. 

Zu Nummern 1650 bis 1670 KV 

Die Änderungen sollen Raum schaffen, um die evtl. 
Einfügung eines weiteren Gebührentatbestandes aus 
einem anderen Gesetzgebungsvorhaben zu erleich-
tern. 

Zu Artikel 2 Abs. 1 (Änderung der Kostenordnung) 

Zu Nummern 12 und 15 (§§ 73 und 89) 

Auf Vorschlag des Bundesrates sollen für die Ertei-
lung beglaubigter und unbeglaubigter Grundbuch-
und Registerauszüge künftig keine Schreibauslagen 
mehr erhoben werden. Stattdessen sollen Gebühren 
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eingeführt werden, die im Durchschnitt ausreichen, den 
mit der Fertigung von Kopien erforderlichen Aufwand 
zu decken. Die nunmehr vorgesehenen Beträge der 
Gebühren liegen allerdings unterhalb der vom Bundes-
rat vorgeschlagenen. Die durch eine Gebühren- an-
stelle der Auslagenregelung zu erreichende Verwal-
tungsvereinfachung rechtfertigt die mit dieser Ände-
rung verbundene stärkere Pauschalierung des im Ein-
zelfall entstehenden Aufwandes. Die Vorschriften sol-
len auch für die Erteilung von Ausdrucken aus dem 
maschinell geführten Grundbuch bzw. aus den maschi-
nell geführten Registern gelten. 

Zu Nummer 20 (§ 137 KostG) 

Der Bundesrat hat mit Zustimmung der Bundesregie-
rung vorgeschlagen, in Nummer 2 die Erhebung von 
Auslagen auch für die Zustellung mit Einschreiben 
gegen Rückschein vorzusehen. Von dieser Art der 
Zustellung wird insbesondere bei der Zustellung von 
Grundpfandrechtsbriefen Gebrauch gemacht. Der 
Rechtsausschuß ist diesem Bundesratsvorschlag ein-
stimmig gefolgt. 

Zu Artikel 6 Abs. 1 (Änderung des Gesetzes über 
die Entschädigung von Zeugen 
und Sachverständigen) 

Zu Nummer 2 (§ 3 ZuSEG) 

Die in der Rechtsprechung unterschiedlich beantwor-
tete Frage, wann der Anteil an den Berufseinkünften, 
der aus Sachverständigentätigkeit erzielt wird, als 
wesentlich zu bezeichnen ist, soll durch einen im Gesetz 
normierten festen Prozentsatz geklärt werden. Dies 
führt zu größerer Rechtssicherheit für die Sachverstän-
digen und trägt zur Entlastung der Gerichte bei. 

Zu Nummer 3 (5 5 ZuSEG) 

Die Verweisung auf 5 1 Abs. 2 GOA  ist nicht mehr 
aktuell, da die bezogene Vorschrift durch die Dritte 
Verordnung zur Änderung der Gebührenordnung für 
Ärzte vom 9. Juni 1988 (BGBl. I S. 797) aufgehoben 
wurde. 

Zu Nummer 9 (5 17 a ZuSEG) 

Absatz 1 Satz 1 der Vorschrift soll neu strukturiert 
werden, um mehr Übersichtlichkeit zu erhalten. 

Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 entspricht geltendem 
Recht. 

Die Vorschriften über die Entschädigung Dritter für 
die Ermöglichung der Überwachung und Aufzeich-
nung des Fernmeldeverkehrs führen in der Praxis zu 
Auslegungsschwierigkeiten. Absatz 1 Satz 1 Nr. 3 in 
Verbindung mit dem zweiten Halbsatz und dem 
neugefaßten Absatz 6 soll diese Schwierigkeiten 
beseitigen. Die Nummer 3 erfaßt die Tätigkeiten, die 
der Betreiber einer für den öffentlichen Verkehr 

bestimmten Fernmeldeanlage in Erfüllung seiner 
Verpflichtung aus 5 100 b Abs. 3 StPO zu erbringen 
hat. Hierzu gehören bestimmte technische und admi-
nistrative Maßnahmen mit dem Ziel, die Anordnung 
zuverlässig und unter Wahrung der Rechte Unbetei-
ligter umzusetzen. Für die Erledigung dieser Aufga-
ben gibt die DBP TELEKOM einen durchschnittlichen 
Zeitaufwand von 16 Stunden je durchzuführender 
Überwachungsmaßnahme an, der auf der Basis der 
bisher zur Verfügung stehenden Techniken und der 
allgemein bei ihr eingeführten Bet riebs- und Ver-
triebsverfahren ermittelt worden sei. 

Absatz 1 Satz 1 Nr. 4 soll, wie vom Bundesrat vorge-
schlagen, neu in die Vorschrift eingestellt werden, um 
die Anwendung der Entschädigungsregelung auf die 
Schaltung von Fang- und Zählvergleichseinrichtun-
gen zu erstrecken. 

Absatz 1 Satz 1 zweiter Halbsatz soll klarstellen, daß 
die Zuführung der telefonischen Zeitansage und die 
betriebsfähige Bereitstellung und Überlassung von 
Wählanschlüssen selbst dann nicht nach den Vor-
schriften des ZuSEG zu entschädigen sind, wenn ein 
Zusammenhang mit Überwachungsmaßnahmen be-
steht. Ebenso nicht nach den Vorschriften des ZuSEG 
ist die betriebsfähige Bereitstellung von Festverbin-
dungen zu entschädigen, die zwischen größeren 
Überwachungsstellen und einem bestimmten Netz-
knoten auf Dauer für Überwachungszwecke einge-
richtet werden, die aber nicht einer bestimmten Über-
wachungsmaßnahme zugeordnet werden können. 

Die Zuführung der telefonischen Zeitansage ist ein 
besonderer Service des Netzbetreibers. Wählan-
schlüsse in der Überwachungsstelle können von ver-
schiedenen überwachten Telefonanschlüssen aus 
erreicht werden. Deshalb ist es nicht erforderlich für 
jede neu durchzuführende Überwachungsmaßnahme 
einen neuen Wählanschluß einrichten zu lassen und 
ihn zum Ende der Maßnahme wieder zu kündigen. 
Vielmehr kann es kostengünstiger sein, eine 
bestimmte Anzahl von Wählanschlüssen für Überwa-
chungszwecke vorrätig zu halten. Die Kosten für die 
betriebsfähige Bereitstellung (einmalige Anschlie-
ßungsgebühr) lassen sich in diesem Fall nicht mehr 
einer bestimmten Maßnahme zuordnen und sind 
deshalb als Allgemeinkosten zu behandeln. Die 
Kosten für die Überlassung von Wählanschlüssen 
(monatliche Grundgebühr) sollen nicht nach dem 
ZuSEG abgerechnet werden, weil deren Zuordnung 
zu einer bestimmten Maßnahme mit erheblichem 
Verwaltungsaufwand verbunden wäre. Entsprechend 
den Kosten für die betriebsfähige Bereitstellung von 
Wählanschlüssen sind die Kosten für die betriebsfä-
hige Bereitstellung von auf Dauer zu nutzenden 
Festverbindungen den Allgemeinkosten zuzurech-
nen, weil sie keiner bestimmten Überwachungsmaß-
nahme zugeordnet werden können. 

Absatz 6 soll neugefaßt werden und die Entschädi-
gung für Aufwendungen regeln, die für die Übermitt-
lung der aus den Überwachungsmaßnahmen resultie-
renden Informationen an eine Überwachungsstelle 
entstehen. Die Entschädigung umfaßt die Aufwen-
dungen für die betriebsfähige Bereitstellung von Fest-
verbindungen und für die Nutzung von Fest- und 
Wählverbindungen. Die Erstattung von Kosten für die 
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Bereitstellung und Überlassung von Wählanschlüssen 
ist nach Absatz 1 Satz 1 zweiter Halbsatz nicht 
Gegenstand der Regelung des ZuSEG. Werden für die 
Übermittlung der Informationen Festverbindungen 
benutzt, ist für jede Überwachungsmaßnahme eine 
separate Festverbindung erforderlich. Die Kosten für 
deren betriebsfähige Bereitstellung fallen grundsätz-
lich für jedes Ende einer Festverbindung an, das sich 
nicht in technischen Einrichtungen des Betreibers der 
Festverbindung befindet. Stellt die DBP TELEKOM 
eine Festverbindung zwischen dem Netzknoten eines 
privaten Funknetzbetreibers und der Überwachungs-
stelle her, sind die Arbeiten, die mit der betriebsfähi-
gen Bereitstellung verbunden sind, an  zwei Endpunk-
ten außerhalb von Einrichtungen der DBP TELEKOM 
durchzuführen. Wenn jedoch eine auf Dauer einge-
richtete Festverbindung genutzt wird, die bereits 
zwischen Einrichtungen DBP TELEKOM und der 
Überwachungsstelle besteht und die für diesen Fall 
zum Netzknoten eines privaten Funknetzbetreibers 
verlängert wird, sind Arbeiten nur an einem Endpunkt 
außerhalb von Einrichtungen der DBP TELEKOM 
erforderlich. Die vorgeschlagenen Beträge entspre-
chen den zur Zeit geltenden, vom Bundesministerium 
für Post und Telekommunikation genehmigten Tari-
fen gemäß den Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
der DBP TELEKOM. Die Benutzung von Fest- und 
Wählverbindungen soll ebenfalls nach dem ZuSEG 
entschädigt werden, wenn auch für die Höhe der 
Entschädigung die allgemeinen Ta rife des Betreibers 
maßgebend sein sollen. 

Die Überschrift soll dem neuen Geltungsbereich der 
Vorschrift angepaßt werden. 

Zu Artikel 7 Abs. 1 (Änderung der 
Bundesgebührenordnung 
für Rechtsanwälte) 

Zu Nummer 2 (§ 8 BRAGO) 

Neben den Änderungsvorschlägen des Regierungs-
entwurfs wird eine Erhöhung des Ausgangswerts in 
Absatz 2 Satz 2 auf 8 000 DM vorgeschlagen. Von 
diesem Betrag ist als Gegenstandswert auszugehen, 
falls gesetzliche Festlegungen fehlen, für eine Schät-
zung keine genügenden tatsächlichen Anhaltspunkte 
vorliegen und es sich nicht um einen vermögensrecht-
lichen Gegenstand handelt. Die einstimmig beschlos-
sene Erhöhung orientiert sich an der Erhöhung beim 
Streitwert in Verfahren vor Gerichten der Verwal-
tungs- und Finanzgerichtsbarkeit (§ 13 Abs. 1 GKG). 
Der Ausschuß hat die von der Bundesregierung vor-
geschlagene Neufassung des Absatzes 1 übernom-
men, weil sie die außergerichtliche Tätigkeit des 
Anwalts stärker unterstreicht als die geltende Fas-
sung. Eine inhaltliche Änderung ist damit nicht beab-
sichtigt. 

Zu Nummer 3 (§ 11 Abs. 1 BRAGO) 

Die vorgeschlagene Tabelle entspricht in ihrer Struk

-

tur der für das GKG vorgeschlagenen. Insoweit wird 
auf die Ausführungen zu Artikel 1 Abs. 1 Nr. 3 

verwiesen. Der Vorschlag vermeidet zugleich mit dem 
Regierungsentwurf verbundene negative Auswirkun-
gen für Rechtsanwälte, die nach ihrer Auftragsstruk-
tur hauptsächlich in bestimmten Wertbereichen 
abrechnen. Die vorgeschlagene Tabelle führt zu 
Mehreinnahmen aus Wertgebühren von etwa 15 %. 

Zu Nummer 12 (§ 26 BRAGO) 

Der Rechtsausschuß ist mit dem Bundesrat (vgl. BT

-

Drucksache 12/6962 S. 125, Nr. 19) der Auffassung, 
daß die unter Buchstabe c des  Regierungsentwurfs 
vorgeschlagene Regelung nicht notwendig ist und zur 
Vermeidung erheblicher praktischer Probleme gestri-
chen werden sollte. 

Zu Nummer 20 (§ 57 BRAGO) 

Die im geltenden § 58 Abs. 3 Nr. 11 BRAGO enthal-
tene Wertobergrenze von 2 400 DM für die Ermittlung 
der Gebühr, die der Anwalt im Verfahren zur 
Abnahme der eidesstattlichen Versicherung erhält, ist 
bei der Kostennovelle im Jahre 1986 nicht angepaßt 
worden und soll deshalb jetzt auf künftig 3 000 DM 
erhöht werden. 

Zu Nummer 26 (§ 84 BRAGO) 

Die im Regierungsentwurf unter Buchstabe b vorge-
schlagene Verbesserung reicht nach Auffassung des 
Ausschusses nicht aus, um Tätigkeiten des Rechtsan-
walts, die dazu führen, daß eine Hauptverhandlung 
entbehrlich wird, gebührenrechtlich attraktiver zu 
machen. Für diese intensiven, zeitaufwendigen und 
verantwortungsvollen Tätigkeiten erscheint eine 
volle Gebühr angemessen. Der Ausschuß teilt die 
Sorge des Bundesrates, daß die im Regierungsentwurf 
vorgeschlagene Beweislastklausel für Fälle, in denen 
die Gebühr des § 84 Abs. 2 nicht gerechtfertigt wäre, 
in der Praxis erheblichen Prüfaufwand mit zusätzli-
chem Streitpotential provozierte. Der Ausschuß neigt 
daher dem Vorschlag des Bundesrates zu (BT-Druck-
sache 12/6962 S. 125, Nr. 21). 

Zu Nummer 35a (§ 101 BRAGO) 

Der Bundesrat hat vorgeschlagen, das Anrechnungs-
verbot auf den doppelten Be trag der Gebühr nach § 97 
zu beschränken. Die Bundesregierung hat diesem 
Vorschlag zugestimmt. Der Rechtsausschuß ist dem 
einstimmig gefolgt, da die Pauschvergütung nach § 99 
die Wahlanwaltsvergütung annähernd erreichen und 
in Einzelfällen sogar übersteigen kann. Es ist nicht 
einsichtig, daß der Pflichtverteidiger insgesamt eine 
wesentlich höhere Vergütung erhalten kann als der 
Wahlverteidiger. 
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Zu Nummer 39a (§ 113 Abs. 2 BRAGO) 

Nach Satz 3 dieser Vorschrift be trägt der Gegen-
standswert in Verfahren vor dem Bundesverfassungs-
gericht oder dem Verfassungsgericht eines Landes 
mindestens 6 000 DM. Dieser Mindestwert soll ent-
sprechend der Anhebung des Ausgangswertes in § 8 
Abs. 2 BRAGO auf 8 000 DM erhöht werden. 

Zu Nummer 43 (§ 123 BRAGO) 

Die besondere Gebührentabelle für Rechtsanwälte, 
die im Wege der Prozeßkostenhilfe oder nach § 11 a 
des Arbeitsgerichtsgesetzes beigeordnet sind, soll an 
die nach dem Vorschlag des Rechtsausschusses geän-
derte Struktur der Gebührentabelle zu § 11 BRAGO 
angepaßt werden. Ferner sollen diese Gebühren ent-
sprechend dem Vorschlag zur Erhöhung der allgemei-
nen Wertgebühren um etwa 15 % angehoben wer-
den. 

Zu Artikel 8 (Änderung sonstiger Vorschriften) 

Zu Absatz 4 (Änderung der Verordnung zur 
Einführung von Vordrucken für das 
Mahnverfahren) 

Die Gerichtsgebührentabelle muß an die zu Artikel 1 
Abs. 1 Nr. 4 vorgeschlagenen Änderungen angepaßt 
werden. 

Zu Absatz 8 Nr. 1 (§ 12 ArbGG) 

Die Änderung zu Buchstabe b folgt der in Artikel 1 
Abs. 1 Nr. 24 vorgeschlagenen Fassung des § 49 GKG, 
insbesondere dessen Satz 2. Es besteht kein Anlaß, 
den im Arbeitsgerichtsverfahren geltenden Grund-
satz zu durchbrechen, daß die sogenannte Zweit-
schuldnerhaftung des Antragstellers nicht eintritt, 
wenn ein Kostenschuldner nach § 54 Nr. 1 oder Nr. 2 
GKG haftet (sogenannter Entscheidungs- bzw. Über-
nahmekostenschuldner). Entsprechendes gilt für die 
in § 12 Abs. 4 Satz 5 ArbGG angeordnete Rückaus-
nahme der Anwendbarkeit von § 49 Satz 1 GKG in den 
dort  genannten Fällen. 

Zu Absatz 8a (§ 63 SGG) 

Der Bundesrat hat vorgeschlagen, zur Verringerung 
der Zustellungskosten auch im sozialgerichtlichen 
Verfahren formlose Ladungen von Zeugen und Sach-
verständigen zu ermöglichen. Die Bundesregierung 
hat diesem Vorschlag zugestimmt. Der Rechtsaus-
schuß ist dem einstimmig gefolgt. 

Zu Absatz 9 (Artikel 7 § 2 
Familienrechtsänderungsgesetz) 

Der Bundesrat hat vorgeschlagen, den Betragsrahmen 
auf 30 bis 600 DM zu erhöhen. Die Bundesregierung 
hat der Anhebung des Höchstbetrages, nicht jedoch 
der über den Regierungsentwurf hinausgehenden 
Anhebung des Mindestbetrages zugestimmt. Der 
Rechtsausschuß ist dem Bundesratsvorschlag hin-
sichtlich des Höchstbetrags einstimmig gefolgt. Die 
von der Bundesregierung vorgeschlagene Anhebung 
des Mindestbetrages auf 20 DM ist im Zusammenhang 
mit der vorgeschlagenen Anhebung der Mindestge-
bühr im GKG und in der KostO auf den gleichen 
Betrag zu sehen. 

Zu Absatz 10 (Änderung des 
Wohnungseigentumsgesetzes) 

Zu Nummer 10 (§ 48 WEG) 

Die strukturellen Änderungen der Gebührenvor-
schriften für das Mahnverfahren in Artikel 1 Abs. 2 
ziehen Anpassungen der Gebührenvorschriften für 
das gerichtliche Verfahren nach dem WEG nach 
vorausgegangenem Mahnverfahren nach sich. 

Zu Absatz 11 (§ 77 a Ehegesetz) 

Die Anhebung des Betragsrahmens entspricht derje-
nigen in Artikel 7 § 2 Familienrechtsänderungsgesetz 
(vgl. Bemerkung zu Artikel 8 Abs. 9). 

Zu Absatz 14 Nr. 4 (§ 133 OWiG) 

Nach dem Vorbild der Justizkostengesetze soll zur 
Erleichterung von Gesetzesänderungen auch für 
Kosten des Verfahrens der Verwaltungsbehörde eine 
Übergangsblankette eingeführt werden. Künftig be-
darf es einer gesonderten Übergangsvorschrift nur 
dann, wenn besondere Gründe eine andere Regelung 
erfordern. 

Zu Absatz 15 (§ 339 AO) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung der 
Adressierung des Änderungsbefehls an § 339 Abs. 4 
AO in der Fassung von Artikel 26 Nr. 39 des Gesetzes 
vom 21. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2310). 

Zu Artikel 11 (Überleitungsvorschrift zu den 
Artikeln 1 und 8 Abs. 4 und 5) 

Der Rechtsausschuß ist aus dem Kreis der Landesju-
stizverwaltungen auf Übergangsschwierigkeiten für 
das automatisierte Mahnverfahren hingewiesen wor-
den. Wegen der neuen Pauschalgebührenstruktur 
nach Art. 1 Abs. 2 müßten zeitaufwendige Anpassun-
gen der Programme vorgenommen werden. Im Inter-
esse einer reibungslosen Einführung des neuen 
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Rechts sollen deshalb die Kosten für alle Mahnverfah-
ren noch bis zum 31. Dezember 1994 nach altem Recht 
erhoben werden. Von einer Beschränkung dieser 
Übergangsregelung auf das automatisierte Verfahren 
wird abgesehen, da es nicht in der Einflußsphäre des 
Kostenschuldners liegt, ob das automatisierte Verfah-
ren zur Anwendung gelangt. Die technischen Schwie-
rigkeiten rechtfertigen es aber nicht und machen es 
auch nicht notwendig, die Kosten für das Prozeßver

-

fahren nach vorangegangenem Mahnverfahren nach 
altem Recht zu erheben. Die Anrechnungsvorschrift in 
Satz 2 geht zur Vermeidung umständlicher Verhält-
nisberechnungen davon aus, daß für im Mahnverfah-
ren erledigte Teile des Streitgegenstandes die Zustel-
lungsauslagen für den Mahnbescheid verbraucht 
sind. Die Übergangsregelung für bei Inkrafttreten 
dieses Gesetzes bereits anhängige Gerichtsverfahren 
(§ 73 GKG) bleibt unberührt. 

Bonn, den 13. Mai 1994 

Dr. Wolfgang Götzer 
Berichterstatter 

Detlef Kleinert (Hannover) Klaus-Heiner Lehne Margot von Renesse 
Berichterstatterin 

 







 


